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Wieder Stress bei Burger King 

Die fristlose Kündigung des Be¬ 
triebsratsvorsitzenden in Dort¬ 
mund trifft auf Widerstand der 
Gewerkschaftsjugend. 
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„Stinknormale“ Krise? 

Die anhaltende zykli¬ 
sche Krise hat sich mit 
einer Krise des Neolibe¬ 
ralismus verbunden. 
Seite io 


Nicht nur Schafe 

Seit 1984 wurde in 
Neuseeland mit einem 
radikalen Liberalismus 
experimentiert. 
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Von den NS-Geheimdiensten bis zur NSA 

Programme der herrschenden Klasse spionieren grenzenlos - Der Widerstand wächst 


I n zahlreichen deutschen Städten 
wuchs am letzten Wochenende die 
Kritik an den flächendeckenden und 
verdachtsunabhängigen Schnüffeleien 
von Verfassungsschutz (VS), Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) und der Na¬ 
tional Service Agency (NSA). Die Kri¬ 
tik beinhaltete vielerorts nicht nur eine 
Verurteilung der Spionagedienste. Sie 
wuchs zur Systemkritik am Kapitalis¬ 
mus, der die Menschen ihrer Rechte 
auf informationeile Selbstbestimmung 
beraubt hat. 

Diese Übergriffe haben eine Vorge¬ 
schichte, die älter ist als die 1949 aus 
den Westzonen entstandene BRD. 
Das gemeinsame Ziel der amerikani¬ 
schen und deutschen Geheimdienste 
war nach Kriegsende das Rollback, die 
Zurückdrängung des Sozialismus. Im 
innenpolitischen Zentrum: die Kom¬ 
munistenverfolgung in beiden Län¬ 
dern. Und weltweit die Diversion der 
sozialistischen Länder und Unabhän¬ 
gigkeitsbewegungen. Dazu bedurfte 
es einer Spionage, die auf dem jeweils 
höchsten Stand der Technik operier¬ 
te. Die Kooperation und gleichzeitige 
Konkurrenz der „Dienste“ führte dazu, 
dass das Wort „Freunde“ so buchsta¬ 
biert wurde wie das Wort „Betrüger“. 
Aus der deutschen Tradition: Die Spi¬ 
onageabteilung „Fremde Heere Ost“, 
die bereits im 1. Weltkrieg ihren Vor¬ 
läufer hatte und von Generalmajor 
Reinhard Gehlen von 1942 bis April 
1945 geführt wurde, ging nach dem 2. 
Weltkrieg in die „Organisation Geh¬ 
len“ über und mündete 1956 in den 
Bundesnachrichtendienst (BND). Die¬ 
se Entwicklung erfolgte nach den poli¬ 
tischen Vorgaben aus Washington. Die 
Vorherrschaft besteht seit 68 Jahren. 
Nach 1989 änderte sich die Situation. 
Der äußere Feind war weg. Umso in¬ 
tensiver wurde nach innen spioniert: 
Der Ex-Bundesinnenminister Wolf¬ 
gang Schäuble (CDU) ließ zu Zeiten 
der Großen Koalition mit der SPD 
(Kabinett Merkel I) den Bundestroja¬ 
ner weiterentwickeln. Damit gab es ei¬ 
nen neuen Zugriff auf jeden Computer 
in jeder Wohnung und an jedem Ar¬ 
beitsplatz, ohne dass sich die Schlapp¬ 
hüte erst vor die auszuspionierenden 
Rechner setzen mussten. Auch dabei 
gab es ein Zusammenspiel zwischen 
BRD und USA, denn beim Federal 
Bureau of Investigation (FBI) wur¬ 
den im Jahr 2007 Erkundigungen zum 
Überwachungsprogramm Computer 


and Internet Protocol Address Veri- 
fier (CIPAV) eingezogen. Die NSA 
ließ - ebenfalls 2007 - in das Daten- 
Verschlüsselungsprogramm Dual_ 


EC_DRBG einen „Nachschlüssel“ 
einbauen, so dass beim Verschlüsseln 
gleichzeitig die angeblich gesicherten 
Dateien wieder geöffnet wurden. 
Ronald Pofalla (CDU) ist aktuell als 
Angela Merkels Kanzleramtsminister 
zuständig für die „Überwachung“ der 
deutschen Geheimdienste. Er hat das 
proletarische Milieu seiner Herkunft 
abgeschüttelt. Sein Vater war Arbei¬ 
ter, seine Mutter Reinigungskraft. 
Der Entsorgungsunternehmer Schön¬ 
mackers finanzierte über Jahre mit 
1200 bis 1300DM pro Monat (!) sein 
Studium. Pofallas „Gegenleistung“ 
bestand darin, für den Unternehmer 
„politische Kontakte“ zu knüpfen und 
Angelegenheiten aus dem Arbeits¬ 
und Mietrecht zu bearbeiten und die 
Erweiterung des Unternehmens poli¬ 
tisch zu unterstützen. 

Als Sprachrohr seiner Chefin be¬ 
herrscht er das Register der Rhetorik: 
Er kann sich dumm stellen, zur pas¬ 
senden Zeit nichtssagend schweigen, 
auf eine geradezu einmalige Weise ab¬ 
lenkend näseln, sich vor Journalisten 
auf blankem Parkett aus dem Staub 
machen. Und er kann zuschlagen. Po¬ 
falla zu MdB Wolfgang Bosbach (Vi¬ 


zefraktionschef der CDU), als der das 
zweite „Griechenland-Hilfspaket“ ent¬ 
gegen der CDU-Parteilinie ablehnte: 
„Ich kann deine Fresse nicht mehr 


sehen!“ - Nicht jeder frühere CDU- 
Generalsekretär wurde anschließend 
CDU-Kanzleramtsminister... Grund¬ 
voraussetzung: Sie müssen Meister 
sein in der Durchsetzung jeder je¬ 
weils herrschenden Ideologie. Pofalla 
bringt es zur Zeit auf zwei Sätze: Die 
deutschen Nachrichtendienste arbei¬ 
ten nach Recht und Gesetz. Und: Der 
Datenschutz wird „zu 100 Prozent ein¬ 
gehalten“. 

Der Ex-Kanzlerkandidat Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier (SPD) war Chef des 
Kanzleramtes von Gerhard Schröder 
und damit sieben Jahre „zuständig“ 
für die Geheimdienste. Er arbeitete 
auch mit der NSA zusammen. Zu sei¬ 
ner Zeit, so Steinmeier, gab es „Prism“ 
und „Tempora“ noch nicht. Das flä¬ 
chendeckende Ausspähen sei neu. 
„Prism“ gibt es seit 2005. Die CDU 
fragt, welche Verbindungen es zwi¬ 
schen Steinmeier, den deutschen und 
den US-Spionagediensten nach dem 
11. September 2001 gab. Eine Antwort 
hat sie nicht erhalten. 

Zur Erinnerung: 1998 bis 2005 war 
der mit „realpolitischen Positionen“ 
behaftete Joseph Martin (Joschka) 
Fischer (Grüne) Außenminister im 


Kabinett Schröder I und II. Er war 
zuständig für die polit-intimen Bezie¬ 
hungen zur US-Außenministerin Ma¬ 
deleine Albright. 


Hans-Christian Ströbele (Grüne), seit 
1998 MdB, ist das dienstälteste Mit¬ 
glied des PKG (seit 2002), damit als 
Bundestagsabgeordneter dienstältes- 
ter „Kontrolleur“ der Geheimdienste. 
Er war auch Mitglied im BND-Unter- 
suchungsausschuss. 
CSU-Innenminister Hans-Peter Fried¬ 
rich (seit 2011) verhöhnt die Bürger: 
Sie sollten selber für ihre Datensicher¬ 
heit sorgen. Gleichzeitig verteidigte er 
die „Dienste“ wegen ihrer flächende¬ 
ckenden Ausspähaktionen. 

In der Wählergunst hat das noch keine 
Auswirkungen auf die Glaubwürdig¬ 
keit der bürgerlichen Parteien. Auch 
die Versuche der Piraten, als parla¬ 
mentarische Opposition gegen NSA, 
VS, BND, Prism und Tempora zu 
überzeugen, trägt keine signifikanten 
Früchte. Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP: „Das ist nicht verwunder¬ 
lich. Das sind keine Ausrutscher von 
Regierungen. Gespitzelt wird im Klas¬ 
senauftrag. Wer sich im Parlamentaris¬ 
mus einrichtet und die Klassenfrage 
nicht stellen will, der wird diese Ge¬ 
heimdienste weder an die Leine, noch 
aufgelöst bekommen.“ 

Uwe Koopmann 



Thema der Woche 


Wohnen ist ein 
Menschenrecht! 


Die Forderung nach menschenwürdi¬ 
gem, bezahlbarem Wohnraum wurde 
schon früh zu einer Hauptforderung 
auch der revolutionären Arbeiterbe¬ 
wegung. 

In vielen bundesdeutschen Städten 
herrscht heute zunehmend erhebli¬ 
cher Mangel an Wohnungen, die für 
Familien oder für Alleinstehende auch 
bei niedrigem Einkommen erschwing¬ 
lich sind. Geringerverdienende und 
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Hartz-IV-Empfänger werden aus den 
Innenstädten verdrängt ... 

Seiten 3, 5, 9 sowie 12 bis 13 


Naziaufmarsch 

stoppen! 

Das Bündnis „Dortmund stellt sich 
quer“ mobilisiert gegen einen geplan¬ 
ten Nazi-Aufmarsch am 31. August. In 
einem Aufruf zu der Nazi-Provokation 
heißt es u. a.: 

„Neue Hülle, gleicher Inhalt, diesel¬ 
ben Köpfe: Nach dem Verbot der Ka¬ 
meradschaften 2012 in Dortmund, 
Hamm, dem Kölner und Aachener 
Raum organisiert sich die gewaltbe¬ 
reite Neonazi-Szene in NRW in der 
Partei ,Die Rechte 4 . In Dortmund, ei¬ 
ner Hochburg der sogenannten Auto¬ 
nomen Nationalisten 4 , wollen sie auch 
ihre Landeszentrale eröffnen.... Die 
zunehmende Brutalität und die gestie¬ 
gene Aktivität der Neonazis in Dort¬ 
mund dürfen nicht isoliert betrachtet, 
sondern müssen im gesellschaftlichen 
Kontext gesehen werden. ... Vor dem 
Hintergrund der kapitalistischen Wirt¬ 
schaftskrise wird nun verstärkt auf die 
rassistische Karte gesetzt. Ob antimus¬ 
limische Hetze oder Stimmungsmache 
gegen EU-Bürgerlnnen aus Rumänien 
und Bulgarien wie jüngst durch Innen¬ 
minister Friedrich (CDU) - Angst vor 
einer unsicheren Zukunft und Armut 
wird zu Hass gegen Andersdenkende 
und vermeintlich „fremde“ Kulturen. 
Schuld an der sozialen Misere sollen 
nicht das Profitsystem, sondern „die 
Fremden“ in Deutschland oder „die 
faulen Griechen“ sein. Gleichzeitig 
sollen wir uns wieder daran gewöhnen, 
dass von deutschem Boden Krieg aus¬ 
geht. Diese Propaganda gibt den Neo¬ 
nazis Rückenwind um ihre Strukturen 
zu festigen. 

Setzen wir der rechten Hetze unseren 
Widerstand und unsere internationa¬ 
le Solidarität entgegen! Kommt nach 
Dortmund und beteiligt Euch an den 
Aktionen gegen Nazis! 

Wir rufen dazu auf, den Aufmarsch der 
Neofaschisten am 31.8. durch gewalt- 
freie Blockaden entschlossen zu ver¬ 
hindern!“ 


Nicht mehr allein gegen die Mafia 

Der „Fall Mollath“ zieht immer größere Kreise 


Der eine hinterzieht Steuern im gro¬ 
ßen Stil und wird erwischt. Der andere 
findet Steuerbetrug heraus und zeigt 
ihn an. 

Uli Hoeneß, Fußball-Großkopfeter 
und ertappter Steuersünder, kann he¬ 
rumspazieren. Gustl Mollath, dem we¬ 
gen inzwischen nachgewiesener illega¬ 
ler Insider- und Schwarzgeldgeschäfte 
in der Großbank seiner dort angestell- 
ten Frau der Kragen platzte, kommt 
auch nach sieben Jahren nicht frei aus 
der geschlossenen Anstalt. 

Das Urteil aus Regensburg ist eine 
Provokation: Das Landgericht schmet¬ 
tert den - vorher interessanterweise 
entschärften - Antrag der Staatsan¬ 
waltschaft ab. „Mängel 44 in den frühe¬ 
ren Verfahren: j a; Wiederaufnahmever¬ 
fahren: nein. Ausgerechnet CSU-See- 


hofer und CSU-Merk verweisen nun 
stolz auf die Unabhängigkeit der bayri¬ 
schen Gerichte. Beide heucheln öffent¬ 
lich Anteilnahme mit Mollath. Denn 
ihnen weht der Wind der öffentlichen 
Meinung immer schärfer ins Gesicht. 
Typisch Bayern? Bereits vor Jahren 
bediente sich das CDU-regierte Hes¬ 
sen psychiatrischer Gutachter, um so¬ 
gar gleich drei zu eifrige Steuerprüfer 
ruhigzustellen. 

Fest steht: „Bayerns Polizei und Justiz 
haben traurige Berühmtheit erreicht“ 
wegen geradezu notorischer „Kompli¬ 
zenschaft von Polizei, Staatsanwalt¬ 
schaft und Gerichten“, wie die DKP 
in ihrem UZ-Extra zu den bayrischen 
Landtagswahlen schreibt. „Der Fall 
Mollath zeigt: Es genügt, Geldwäsche 
oder Steuerhinterziehung einer gro¬ 


ßen Bank aufzudecken, um jahrelang 
in der Psychiatrie zu landen.“ 

Hat da jemand Mafia gesagt? 

Ein gutes halbes Jahr vor den Wah¬ 
len reißt die Serie der Affären und 
Skandale in Bayern nicht mehr ab: 
Die „Verwandtenaffäre“ im Landtag 
führt ausnahmsweise einmal zu - we¬ 
nigen - Rücktritten. 

Der lang überfällige NSU-Strafpro- 
zess (fünf der zehn Morde des Nazi- 
Terror-Trios wurden im Freistaat ver¬ 
übt) beginnt in München mit einem 
Akkreditierungsskandal, ausgelöst 
durch den federführenden Richter. 
Der Geist der Berufsverbote treibt als 
Gesinnungs-Fragebogen „Zur Über¬ 
prüfung der Verfassungstreue“ nach 
wie vor sein Unwesen. Ein besonders 
groteskes Beispiel war die versuchte 


Gesinnungsüberprüfung anlässlich 
eines Vortrags eines TAZ-Korres- 
pondenten an einer Schule in Lindau 
Anfang Juli. 

Viele haben sich an diese Zustände 
gewöhnt - nach mehr als fünf Jahr¬ 
zehnten nahezu alleinherrschender 
CSU. Doch der Fall Mollath ist dabei, 
sich zu einem der größten Justiz- und 
Psychiatrieskandale in der Geschichte 
Bayerns auszuwachsen. Er könnte das 
Fass zum Überlaufen bringen. 
Mollaths Verteidigung wird nicht lo¬ 
cker lassen. Die Solidarisierung mit 
ihrem Mandanten schlägt Wellen bis 
in die hinterste Provinz. Der eher 
schüchterne Mann mit dem urbayri- 
schen Vornamen ist selbst nach Mei¬ 
nung eines renommierten Psychiaters 
ganz normal; er ist „einer von uns“. 
Könnte so etwas nicht jedem von uns 
irgendwie so ähnlich auch passieren? 
„Der Fall Mollath steht auch dafür, 
wie schnell man seine Grundrechte 


verlieren kann“ heißt es in einem von 
vielen Leserbriefen an eine oberfrän¬ 
kische Lokalzeitung zu dem Skandal. 
Über 50 000 Unterschriften stehen be¬ 
reits unter einer Internet-Petition für 
den Mann aus Franken. Am vergange¬ 
nen Samstag gab es eine viel beachte¬ 
te Demonstration in Nürnberg „Recht 
und Freiheit für Gustl Mollath - Em¬ 
pört euch!“. 

Ja, immer mehr Menschen in Bayern 
empören sich über diese mafiaartigen 
Wucherungen quer durch Regierung 
und Institutionen bis hinein in die 
Ärzteschaft. 

Doch der Fall Gustl Mollath ist noch 
mehr: Ein Syndrom, das weit über 
Bayern hinaus weist auf ein im Kern 
verrottetes Gesellschaftssystem na¬ 
mens Kapitalismus. Das Maß ist 
längst voll. Kann sein, dass sich die 
herrschende Klasse verrechnet hat 
im Fall Mollath. 

Eva Petermann 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Mieten machen Mieter arm 


Studien aus dem Hause Bertels¬ 
mann gibt es zu Legionen. Die Ber¬ 
telsmann-Stiftung tritt dabei stets als 
neutrale und selbstlose Institution 
auf, ohne je dabei rot zu werden. Der 
Stiftung gelingt es dank ihrer Medi¬ 
en- und Geldmacht und ihres infor¬ 
mellen Netzwerks, gesellschaftliche 
Phänomene erst zu skandalisieren, 
um sich dann selbst als Problemlö¬ 
serin ins Spiel zu bringen. 

Schon vor fast genau drei Jahren 
warf das „Handelsblatt“ der Stif¬ 
tung Machtmissbrauch vor: „Die 
Bertelsmann-Stiftung hat mehr Ein¬ 
fluss als irgendeine andere Stiftung 
in Deutschland. Sie hat an wichtigen 
Gesetzen wie beispielsweise „Hartz 
IV“ mitgearbeitet. Daher beeinträch¬ 
tigt die Stiftung die Demokratie. Sie 
setzt Lobbyismus vor Gemeinnutz“. 
Auch die neueste Bertelsmannstu¬ 
die passt sich da gut ein. Unter der 
Überschrift „Armut nicht nur eine 
Frage von Hartz IV“ brachte eine 
von der Bertelsmann-Stiftung losge¬ 
lassene Pressemeldung den bundes¬ 
deutschen Blätterwald mächtig zum 
Rauschen. Die Botschaft: „Eine ak¬ 
tuelle Studie der empirica AG im 
Auftrag der Bertelsmann Stiftung 
belegt: Wer als Familie weniger als 60 
Prozent des ortsüblichen mittleren 
Einkommens verdient, hat in 60 der 
100 größten deutschen Städte nach 
Abzug der Miete im Durchschnitt 
weniger als eine Hartz IV-Familie.“ 
Mancherorts wird danach mehr als 
jeder zweite verfügbare Euro für ein 
Obdach aufgebracht. 

Und eine weitere Aussage der Studie 
ist, dass für diesen Personenkreis im 
Bundesdurchschnitt nur zwölf Pro¬ 
zent des Wohnungsangebots finan¬ 
zierbar ist. Mit Frankfurt (Main), 
Offenbach, München, Freiburg, Kon¬ 
stanz, Potsdam und Jena existieren 
gleich sieben Städte, in denen bloß 
ein Prozent des Angebots für diese 
Familien bezahlbar ist. 

Wer das liest, soll offensichtlich dar¬ 
aus den Druck-Schluss ziehen, dass 
weniger betuchte Familien ohne 
Anspruch auf Wohngeld, Kinderzu¬ 
schlag bzw. Hartz IV die Dummen 



seien. Nach Abzug der Miete (und 
Heizkosten) hätten sie in der Regel 
weniger als eine Familie, die „Hartz 
IV“ beantragt hätte. Hier die arme 
Familie ohne „Hartz IV“ und da die 
im Verhältnis dazu „reiche Hartz IV- 
Familie“, für die die „Mietkosten“ an¬ 
geblich kein Problem darstellen. 

Die Studie erblickt nicht ohne Grund 
gerade jetzt das Licht der Welt. Fa¬ 
milien, die ihre Rechtsansprüche 
auf Unterstützung, gleich aus wel¬ 
chen Gründen, nicht durchsetzen 
bzw. nicht durchsetzen können bzw. 
wollen, sind Teil der „verdeckten 
Armut“. Wie viele Menschen, ob¬ 
wohl arm, nicht als Arme gelten ist 
unbekannt - eine durchsetzungsfä¬ 
hige Lobby haben diese bekanntlich 
nicht. Aber als Munition gegen die 
auf Unterstützungsleistungen Ange¬ 
wiesenen sind sie willkommen und 
werden in der aktuellen Auseinan¬ 
dersetzung die Weiterentwicklung 
der Regelbedarfs-Ermittlung miss¬ 
braucht. 

Die Bertelsmann-Studie folgert aus 
den von ihr erhobenen Daten: Arme 
Familien hätten drei Möglichkeiten, 
um familiengerecht beziehungsweise 
im Rahmen ihrer finanziellen Mög¬ 
lichkeiten zu wohnen: Einen höheren 
Anteil des Einkommens aufwenden, 
in kleineren Wohnungen zu leben 
oder in günstigere Viertel der Stadt 
umzuziehen. Das ist Bullshit. Tat¬ 
sächlich notwendig ist der Schulter¬ 
schluss der Arbeiter- und Mieterbe¬ 
wegung unter der Losung: „Mieten 
runter - Löhne rauf“. 
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— Miethauptstaff, 
Spekulantenhauplßas 
—Mietpreishauptstaßt 




Wer bezahlt den „geilen Geiz“? 

Generalangriff auf die Beschäftigten im Einzelhandel 


Interview mit Ralf Schwittay, Ge¬ 
schäftsführer des ver. di-Bezirkes Pin¬ 
neberg-Steinburg, zur Tarifrunde im 
Einzelhandel. 

Frage: Seit Wochen ist von Streiks im 
Einzelhandel zu lesen. Worum geht es 
da? 

Ralf Schwittay: Anfang des Jahres ha¬ 
ben die Arbeitgeberverbände im Ein¬ 
zelhandel bundesweit alle Mantelta¬ 
rifverträge gekündigt. Zeitgleich und 
parallel, zum Teil auch gemeinsam, 
laufen die Entgeltrunden. Unter der 
Überschrift „Modernisierung“ wollen 
die Arbeitgeber die Arbeitsbedingun¬ 
gen massiv verschlechtern. 

Sie stellen z.B. Arbeitszeiten und Zu¬ 
schläge in Frage. Warenverräumern 
sollen nicht nur Spätöffnungs- und 
Nacharbeitszuschläge gestrichen wer¬ 
den. Ihr Stundenlohn von heute 10,02 
Euro ist den Arbeitgebern zu hoch. 
Kassiererinnen sollen monatlich 
181,64 Euro weniger verdienen. Einen 
solchen Generalangriff auf die ohne¬ 
hin nicht tollen Bedingungen der Be¬ 
schäftigten hat es so noch nie gegeben. 

Frage: Und was fordert ver.di? 

Ralf Schwittay: Natürlich kann man 
über die Modernisierung von Tarif¬ 
verträgen diskutieren. Dies tun wir 
auch und wir tun es erfolgreich in vie- 



Ralf Schwittay, Geschäftsführer des 
ver.di-Bezirkes Pinneberg-Steinburg: 
„Einen solchen Generalangriff auf die 
ohnehin nicht tollen Bedingungen 
der Beschäftigten hat es so noch nie 
gegeben.“ 


len Branchen. Aber bitte nicht so wie 
hier! Wir wollen deshalb zunächst die 
unveränderte Inkraftsetzung der Man¬ 
teltarifverträge. Daneben geht es uns 
um eine Erhöhung der ohnehin nicht 
üppigen Entgelte um 6,5 Prozent, min¬ 


destens aber um 140 Euro. Die Azubi¬ 
vergütungen sollen um 100 Euro stei¬ 
gen. 

Ganz wichtig ist uns, dass es künftig 
keinen Stunden-Lohn unter 8,50 Euro 
gibt. Das ist schon wenig genug. Heu¬ 
te schon müssen einige Beschäftigte 
im Handel regelmäßig aufstockende 
Leistungen bei der Arge beantragen, 
um über die Runden zu kommen. Viele 
Arbeitgeber haben ja noch nicht ein¬ 
mal die jetzt gekündigten Tarifverträge 
angewandt. Dort wird zum Teil nur ein 
Hungerlohn gezahlt, oft genug an der 
Grenze zur Sittenwidrigkeit. 

Frage: Wie geht es denn weiter - am 
Verhandlungstisch oder auf der Straße? 

Ralf Schwittay: Ich denke beides. Na¬ 
türlich wollen wir in freien Verhand¬ 
lungen mit den Arbeitgebern einen Ta¬ 
rifabschluss erreichen. Aber es scheint, 
als würde es in diesem Jahr nicht ohne 
größere Streikaktionen gehen. Die ers¬ 
ten sind sehr erfolgreich angelaufen. 
Statt Protesten der Kundinnen erleben 
wir viel Zuspruch. Nach den Überwa¬ 
chungs-Skandalen bei den Billighei- 
mern und der Schlecker-Pleite wissen 
die Leute, dass der Reichtum der Fa¬ 
milie Albrecht (ALDI) und vieler an¬ 
derer Einzelhändler zu Lasten der dort 
Beschäftigten angehäuft wird. 

Die Fragen stellte Heinz Stehr 


„... wer Geld hat, kann drin wohnen, wer arm ist, darf nicht rein - Gemein!“ 

Musikalischer DKP-Protest gegen Wohnungsleerstand 



Humorvoller Protest gegen Wohnungsleerstand in Gerresheim: Der„Bagger- 
führer Willibald“ wird intoniert. 


Die Ursachen für die Wohnungs¬ 
knappheit und damit auch für die ho¬ 
hen Mieten sind in Düsseldorf vielfäl¬ 
tig. Bauland wird nicht bebaut, weil 
„die Preise nicht stimmen“. Öffentli¬ 
cher Wohnungsbau verkommt, weil 
die Stadt mehr an „hochwertiger Ar¬ 
chitektur“ als an „bezahlbarem Wohn- 
raum“ interessiert ist. Und schließlich 
gibt es in vielen Stadtvierteln geziel¬ 
ten Leerstand. Hier funktioniert der 
„Markt“: Die knappe Ware Wohnung 
treibt den Preis für die Miete nach 
oben. Die DKP Gerresheim hat die 
Erscheinungsformen des Skandals bei 
einem Rundgang unter die Lupe ge¬ 
nommen. 

Die einzelnen Häuser der Arbeiter¬ 
siedlung „Alte Insel“ wurden von der 
Gerresheimer Glashütte verkauft. Ge¬ 
sondert wurde eine Grünfläche, auf 
der die Kinder der Glasmacher frü¬ 
her „bolzen“ konnten, und die Privat- 
Straße, an der diese Häuser liegen, an 
einen „Privatmann“ veräußert. Der 
ebnete die Wiese ein und baute dort 
zehn Garagen. Auf der Straße, die nun 
sein Eigentum war, markierte er 14 
Stellplätze, die er vermietete. Die Be¬ 
wohner hatten damit allerdings keine 
Zufahrt mehr zu ihren Grundstücken. 


Der Straßen-Besitzer suchte sich mit 
Macht durchzusetzen, obwohl die Be¬ 
wohner ein im Grundbuch eingetrage¬ 
nes Wegerecht hatten. Die Angelegen¬ 
heit landete vor dem Amtsgericht, das 
mit einem Kompromissvorschlag den 
Zugang zu den Grundstücken sichern 
wollte. Der Straßen-Besitzer lehnte 
ab. Die DKP fragte bei der Pressestel¬ 
le des Amtsgerichtes nach: 

Über viele Jahre gab es viele Versuche 
im Gerresheimer Rathaus, die Indus¬ 
triebrache „Lager 61“ der Glashütte 
für Investoren baurechtlich aufzube¬ 
reiten. Alle Versuche scheiterten, denn 
die 125 000 m 2 „Bauerwartungsland“ 
ließen sich nicht kapitalismuskompa¬ 
tibel an die Investoren bringen. Die 
Ursachen sind vordergründig tech¬ 
nischer Art. Dahinter steht aber das 
kapitalismusimmanente Prinzip der 
„verbrannten Erde“: Zunächst wur¬ 
de das Gelände eingeebnet mit „Bau¬ 
schutt“ auf drei bis 6,5 m Höhe. Das 
Volumen: 500 000 m 3 . Der Untergrund 
wurde dabei nicht hinreichend ver¬ 
dichtet. Das aber wäre Voraussetzung, 
um hier wieder bauen zu können. Die 
Auffüllung abzutragen würde wiede¬ 
rum mehrere Millionen Euro kosten. 
Das „Verursacherprinzip“ wurde „so¬ 


zialisiert“: Der Kapitalist wurde nicht 
belangt. Und die potentiellen Kosten 
blieben bei der öffentlichen Hand kle¬ 
ben. Fazit: Der Kapitalismus vernich¬ 
tet Werte, weil es billiger ist Bauland 
zu „verbrennen“. 


Eine zweite „Verbrennung“ kam im 
Mai 2001 hinzu in der Form eines 
Großfeuers auf dem Lagergelände. 
Das Umweltamt der Stadt Düsseldorf 
publizierte dazu: „Per- und polyfluo- 
rierte Verbindungen und kein Ende - 


PFC-Belastung nach einem Brandfall 
und Maßnahmen“. Das Ergebnis in 
umgangssprachlicher Form: Das Ge¬ 
lände war „verseucht“, das angrenzen¬ 
de Kleingartengelände gleich mit. Die 
Kleingärtner dürfen das Grundwasser 
für 15 Jahre (bis zum 30. April 2015) 
nicht mehr zum Gießen verwenden. 
Die Folge: Noch vorhandene Reste 
hätten vielleicht dazu geführt, dass sie 
die Radieschen hätten von unten be¬ 
trachten können. 

Vorläufig^) letzte Station: Quadenhof- 
straße 60 an der Ecke zur Ottostraße. 
Hier stehen fünf von elf Wohnungen 
leer. Im Haus ist Schimmel auf dem 
Vormarsch. Sanierungsarbeiten sind 
aber nicht zu erkennen. Der Hausei¬ 
gentümer ist „unauffindbar“. Die DKP 
hat den Leerstand beim Wohnungsamt 
der Stadt Düsseldorf gemeldet. Infor¬ 
miert wurde auch die Initiative „Be¬ 
zahlbarer Wohnraum“. Bei einer klei¬ 
nen Mahnwache wurde auf musikali¬ 
sche Weise protestiert. Passend war der 
„Baggerführer Willibald“, in dem Die¬ 
ter Süverkrüp 1970 die „Eigentumsfra¬ 
ge“ mit der Wohnungspolitik koppelte. 
Text und Melodie sind nach 43 Jahren 
immer noch brandaktuell. 

Uwe Koopmann 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Gewerkschaftsjugend für Mitbestimmung 

„Es reicht - Betriebliche Interessenvertretung verteidigen!“ 



A m vergangenem Freitag versam¬ 
melten sich etwa 15 Gewerk¬ 
schaftsjugendliche von NGG, 
ver.di, IG Metall, IG BAU, EVG vor 
der Burger King Filiale in Dortmund 
Kley, um ihrer Wut über das Vorgehen 
des Burger-Multis gegen den Betriebs¬ 
ratsvorsitzenden der Filiale Luft zu ver¬ 
schaffen. Dabei informierten sie die Kun¬ 
dinnen und Kunden über das unhaltbare 
Vorgehen des Unternehmens, das auf die 
Abschaffung jeglicher Mitbestimmungs¬ 
rechte der Mitarbeiter abzielt. 

Der konkrete Fall 

Einen neuen Höhepunkt der Angriffe 
von Seiten Burger Kings auf seine Be¬ 
legschaft stellt die fristlose Kündigung 
der Betriebsratsvorsitzenden der BK- 
Filiale in Dortmund Kley, G.Y., dar. 
Rechtsanwalt Helmut Naujoks stellte 
im Auftrag von Ergün Yildiz den An¬ 
trag beim Dortmunder Arbeitsgericht, 
den Betriebsratsvorsitzenden G.Y. 
fristlos zu entlassen. G.Y. war vom 10. 
bis zum 20. Juni 2013 arbeitsunfähig 
krank. Am 20. Juni suchte die Distrikt¬ 
leiterin von Burger King die Arztpra¬ 
xis von G.Y. auf und erschlich sich eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung mit 
der Behauptung arbeiten zu müssen, 
aber etwas anderes vorzuhaben. Nun 
ist die Burger King GmbH der Auf¬ 
fassung, dass auch G.Y. nicht krank 
gewesen sei, da der Arzt auch ohne 
Krankheit eine Patientin, die Distrikt¬ 
leiterin, arbeitsunfähig schrieb. Daher 
werden dem Betriebsratsvorsitzenden 
nun eine Strafanzeige und eine Amts¬ 
enthebung angedroht. 

„Eine Sauerei, was sich Burger King 
hier leistet. Hier wird versucht das 
Prinzip betriebliche Interessenver¬ 
tretung auszuhebeln. Aber wir wer¬ 


den das nicht einfach so hinnehmen“ 
meint Tino Towara, Sprecher der SDAJ 
Dortmund. Die SDAJ Dortmund hat 
die Aktion der Gewerkschaftsjugend 
tatkräftig unterstützt. „Wir finden es 
wichtig zu zeigen, dass ein Angriff ge¬ 
gen einen Kollegen oder eine Kollegin 
immer auch ein Angriff gegen uns alle 
ist“, so Towara, „Deshalb stehen wir 
auch gemeinsam und gewerkschafts- 
übergreifend vor der Filiale und for¬ 
dern die sofortige Rücknahme des Ver¬ 
fahrens gegen den Betriebsratsvorsit¬ 
zenden! Wenn Burger King meint, dass 


sie ihre absurden Machenschaften ein¬ 
fach so unbemerkt durchziehen kön¬ 
nen, dann haben sie sich gewaltig ge¬ 
irrt. Wir kommen wieder!“ 

Der Hintergrund 

Am 3. Mai 2013 hat Burger King 
Deutschland alle eigenen Restau¬ 
rants an einen Franchisenehmer ver¬ 
kauft. Die neu gegründete Yi-Ko Hol¬ 
ding GmbH aus Stade ist seitdem mit 
91 Filialen der größte Franchiseneh¬ 
mer in Deutschland. Sofort nach der 
Übernahme begann der Geschäftsfüh¬ 


rer Ergün Yildiz mit Angriffen auf die 
Belegschaft und ihre Betriebsräte. So 
wurden zum Beispiel alle Betriebs Ver¬ 
einbarungen die mit den Betriebsrä¬ 
ten verabredet waren gekündigt, Be¬ 
triebsratsarbeit wird nicht mehr als 
Arbeitszeit anerkannt, die Belegschaft 
durch Verteilung von „Wir sind Burger 
King“-Buttons an „treue“ Beschäftigte 
unter Druck gesetzt. Dazu wird offen 
angekündigt zukünftige Tariferhöhun¬ 
gen und Urlaubsgeld nicht zu zahlen, 
sowie neue Mitarbeiter zu tarifwidri¬ 
gen Löhnen einzustellen. SDAJ Dortmund 


Es geht um Ihre Gesundheit 

Beschäftigte an der Charite kämpfen für eine Mindestpersonalbesetzung im Krankenhaus 


Im Juli startete der Aufruf zur Grün¬ 
dung des Bündnisses „Berlinerinnen 
und Berliner für mehr Personal im 
Krankenhaus“. Arbeitsbedingungen 
in Krankenhäusern gehen uns alle an! 
Denn jede/r Bürger/in kann potenti¬ 
ell betroffen sein.“ Dies haben viele 
erkannt und deshalb war es nicht ver¬ 
wunderlich, dass zu dem ersten Tref¬ 
fen der Versammlungsraum im ver.di- 
Haus total überfüllt war. 

Neben Beschäftigten von Charite und 
CFM waren zahlreiche Kolleg/innen 
aus anderen Gewerkschaften, Patien¬ 
tenvertretungen, Medizinstudenten, 
Parteienvertreter u.a. anwesend. Es 
geht um die Unterstützung der Ge¬ 
werkschaft bei den laufenden Tarifver¬ 
handlungen an der Charite. Es geht um 
eine tariflich abgesicherte Mindestbe¬ 
setzung bei der Pflege und um Gesund¬ 
heitsschutz. 


Wie dramatisch sich die Arbeitsbe¬ 
dingungen in allen Einrichtungen des 
Universitäts-Klinikums verschlech¬ 
tert haben, machte Stephan Gummert, 
Personalrat und Gewerkschaftsvertre¬ 
ter an der Charite, in seinem Beitrag 
deutlich. Er sprach von einem „Versa¬ 
gen des Gesundheitssystems“. Durch 
Sparmaßnahmen wurden einerseits 
Arbeitsplätze in der Pflege abgebaut 
und andererseits ist durch Verände¬ 
rungen im Gesundheitssystem (Fall¬ 
pauschalen) die Zahl der zu versor¬ 
genden Patienten gestiegen. Auf eine 
Pflegekraft kommen 15 Patienten. Al¬ 
lein um die seit Ende 2012 angefalle¬ 
nen Überstunden abzubauen, müssten 
80 Vollzeitkräfte eingestellt werden. 
Die aktuelle Personalsituation sei so, 
dass insgesamt 300 Vollzeitkräfte fehl¬ 
ten. In der Diskussion stellten Chari¬ 
te-Beschäftigte eindrucksvoll die Aus¬ 


wirkungen dieser Situation im Alltag 
dar. Die eingereichten Überlastungs¬ 
anzeigen seien überproportional an¬ 
gestiegen und damit zeichne sich auch 
eine Gefährdung der Versorgung der 
Patienten ab. 

Es besteht also dringender Handlungs¬ 
bedarf! Die Forderung der Gewerk¬ 
schaft ver.di ist neu: Es geht nicht um 
Lohnerhöhung, erstmals soll eine ta¬ 
rifliche Festlegung von Mindestbeset¬ 
zungen erreicht werden. Dies ist Teil 
bundesweiter ver.di-Aktivitäten, um 
eine gesetzliche Personalbemessung 
für alle Krankenhäuser durchzuset¬ 
zen. Die Charite-Beschäftigten könn¬ 
ten damit auch anderen Beschäftigten 
im Gesundheitswesen Mut machen für 
gute Arbeitsbedingungen zu kämpfen 
und sich gegen Missstände zur Wehr 
zu setzen. Die Leiterin des zuständi¬ 
gen Fachbereichs 3 von ver.di Berlin/ 


Brandenburg, Meike Jäger, wies des¬ 
halb in ihrem Diskussionsbeitrag auch 
auf den Beispielcharakter der Berli¬ 
ner Tarifauseinandersetzung hin, die 
Krankenhausbeschäftigten würden 
bundesweit auf die Berliner schauen. 
Die Gründung des Bündnisses „Ber¬ 
linerinnen und Berliner für mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus“ ist hierbei ein 
wichtiger Beitrag zum Erfolg. Aufga¬ 
be ist es, breite gesellschaftliche Un¬ 
terstützung zu organisieren. Hierzu 
sind in den vier Arbeitsgruppen be¬ 
reits viele Ideen, Aktionen diskutiert 
und angeschoben worden, denn die 
Signale seitens der Geschäftsführung 
lassen nicht darauf hoffen, dass die 
Forderungen der Gewerkschaft ohne 
Kampf durchgesetzt werden können. 
Deshalb kommt es darauf an, dass Be¬ 
schäftigte und Unterstützer solidarisch 
zusammenstehen. Karin Mack 


Vermieter im XXL-Format 

Die Heuschrecken sind auf dem Vormarsch 


Die Menschen in Deutschland sor¬ 
gen sich zunehmend um bezahlbaren 
Wohnraum im Alter. Auch Bezieher 
kleiner und mittlerer Einkommen lei¬ 
den unter den steigenden Mieten. 

Das Marktforschungsinstitut TNS hat 
festgestellt, dass Mieter in unserem 
Lande durchschnittlich 37 Prozent ih¬ 
res Haushaltnettoeinkommens für 
das Wohnen ausgeben müssen. Daher 
sucht aktuell jeder vierte Deutsche 
nach einer günstigeren Wohnung. Der 
Deutsche Mieterbund moniert, dass die 
Wohnungseigentümer die Preise insbe¬ 
sondere bei Neu Vermietungen stark in 
die Höhe treiben. Nicht selten zahlen 
so Menschen, die neu in Ballungsräume 
ziehen - rund 30 Prozent mehr Miete 
als ihre Vorgänger. 

Wenn Menschen mit niedrigem Ein¬ 
kommen immer schwerer eine Woh¬ 
nung finden, dann in erster Linie nicht 
deshalb, weil es zu wenige Wohnungen 
gibt, sondern weil die Mieten zu hoch 
sind. 24 Prozent der Haushalte geben 


heute über 40 Prozent ihres Nettoein¬ 
kommens für die Miete aus - das ist 
eine Verdoppelung in zehn Jahren. 

Seit Beginn der Finanzkrise, sprich 
der Pleite von Lehmann Brothers und 
Hypo Real Estate, wurde auch dem 
letzten Geldsack klar: Finanzspekula¬ 
tion, Termingeschäfte und Wetten auf 
fallende Aktienkurse sind mit einem 
hohen Totalverlustrisiko behaftet. Al¬ 
ternativ dazu ist die Geldanlage in Im¬ 
mobilien eine Anlage mit weit gerin¬ 
gerem Verlustrisiko. Die Finanzialisie- 
rung der Immobilienwirtschaft - sprich: 
die Verwandlung der Immobilie von 
einer ortsgebundenen Investition in 
ein global handelbares Gut - hat den 
Markt extrem dynamisiert. Immobili¬ 
enunternehmen grasen seither syste¬ 
matisch den Wohnungsmarkt ab. 

Ende 2012 verkaufte z.B. der Bund 
die 11 350 ostdeutschen Wohnungen 
der TLG Immobilien für 471 Millio¬ 
nen Euro an die TAG AG. Die Kurse 
von Wohnungsgesellschaften wie Deut¬ 


sche Wohnen, Gagfah, GSW oder LEG 
stiegen 2012 zwischen 45 und 115 Pro¬ 
zent. LEG-Chef Thomas Hegel (91000 
Wohnungen) verspricht seinen Aktio¬ 
nären ein profitables Wachstum auch in 
den kommenden Jahren. 

Mit dem Kauf der Viterra von der 
E.on AG im Sommer 2005 wurde die 
Deutsche Annington (DAIG) zum 
größten deutschen Wohnungsunter¬ 
nehmen. 

Hinter der DAIG stecken Private 
Equity Fonds der britischen „Terra 
Firma“, also auf schnelle Profite aus¬ 
gerichtete Finanzinvestoren, vereinfa¬ 
chend auch „Heuschrecken“ genannt. 
Durch Wohnungsverkäufe, Einsparun¬ 
gen bei Service und Instandhaltung so¬ 
wie durch Personalabbau versucht der 
Finanzinvestor, die Annington in der 
Gewinnzone zu halten bzw. den Wie¬ 
derverkaufswert zu steigern. Zahlrei¬ 
che Wohnviertel der Annington befin¬ 
den sich in einem schlechten Instand¬ 
haltungszustand. 


In die Verbesserung der Wohnqualität 
stecken die „Finanzinvestoren“ aber 
nur Geld, wenn sich die „Sanierung“ 
auch zur extremen Mietsteigerung/ 
Profitsanierung missbrauchen lässt. 
Geradezu berüchtigt fürs Kaputtspa¬ 
ren ist die Gagfah, mit knapp 150 000 
Wohnungen Deutschlands zweitgröß¬ 
ter Wohnungsinvestor. Das börsenno¬ 
tierte Unternehmen wurde vor eini¬ 
ger Zeit sogar wegen Missachtung von 
Mieterinteressen von der Stadt Dres¬ 
den verklagt. 

Nach der Einschätzung des Deutschen 
Mieterbundes fehlen in den Groß¬ 
städten, Ballungsgebieten und Uni¬ 
versitätsstädten 250 000 Mietwohnun¬ 
gen, obwohl auch neu gebaut wird: 
2009 wurden 137 000 Wohnungen in 
Deutschland gebaut, 2012 waren es 
bereits 185 000. 

Aber neue Wohnobjekte entste¬ 
hen größtenteils im Hochpreisseg¬ 
ment, während sich die Zahl der 
Sozialwohnungen binnen 20 Jah¬ 
ren von fast vier Millionen auf weni¬ 
ger als 1,6 Millionen verringert hat. 

Wilhelm Dörner 


Streikpause bei der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung 

Im Tarifkonflikt bei der Wasser- und 
SchifffahrtsVerwaltung (WSV) legen 
die Beschäftigten in den kommenden 
Tagen eine Streikpause ein. „In der 31. 
Woche werden die Arbeitskampfmaß¬ 
nahmen ausgesetzt, um den beteiligten 
Ministerien Gelegenheit zu geben, auf 
uns zuzukommen“, sagte Achim Meer¬ 
kamp, Mitglied im Bundesvorstand 
der Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di). Ziel sei nach wie vor 
der Abschluss eines Tarifvertrags zur 
Absicherung der Beschäftigten in der 
WSV und weiteren Einrichtungen vor 
den Folgen des Behördenumbaus. Die 
Pause solle auch dazu beitragen, die 
Streikfolgen für die betroffenen Wirt¬ 
schaftsunternehmen in Grenzen zu 
halten. Bislang sei in der Öffentlichkeit 
die Akzeptanz für den Arbeitskampf 
hoch. „Das öffentliche Verständnis 
und die Unterstützung wollen wir nicht 
aufs Spiel setzen“, betonte Meerkamp. 
Die Beschäftigten der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung und weiterer 
Einrichtungen und Behörden im Zu¬ 
ständigkeitsbereich des Bundesver¬ 
kehrsministers ringen bereits seit Mo¬ 
naten um den Abschluss eines Tarif¬ 
vertrags. Seit Anfang Juli wird deshalb 
regional an mehreren Tagen auch im¬ 
mer wieder die Arbeit an den Schleu¬ 
sen niedergelegt. Anstatt eines ver¬ 
handlungsfähigen Angebots für einen 
Tarifvertrag gibt es von der Bundes¬ 
regierung bislang nur unverbindliche 
Zusagen. Ein Viertel der rund 12 000 
Arbeitsplätze droht beim Behörden¬ 
umbau abgebaut zu werden. 

Teilzeitanspruch für 
Schichtarbeiter 

Das Landesarbeitsgericht Köln hat 
mit einem jetzt veröffentlichten Urteil 
eine Entscheidung des Arbeitsgerichts 
Bonn bestätigt, das einem Maschinen¬ 
führer, der nach knapp zwei Jahren 
Elternzeit in den Betrieb zurückge¬ 
kehrt und zuvor im 3-Schichtbetrieb 
in Vollzeit beschäftigt gewesen war, 
einen Teilzeit-Anspruch zugebilligt 
hatte. Der Kläger hat eine in Vollzeit 
berufstätige Ehefrau und zwei Kinder. 
Er wollte nach der Elternzeit nur noch 
in Teilzeit von montags bis freitags zwi¬ 
schen 9.00 Uhr und 14.00 Uhr beschäf¬ 
tigt werden. 

Nach § 8 Abs. 4 Satz 1 TzBfG hat ein 
Arbeitgeber Wünschen von Arbeit¬ 
nehmern nach Verringerung und Neu¬ 
verteilung der Arbeitszeit zuzustim¬ 
men, wenn nicht betriebliche Gründe 
entgegenstehen. 

Der Arbeitgeber hatte den Teilzeit¬ 
wunsch abgelehnt und sich unter an¬ 
derem darauf berufen, dass sonst spezi¬ 
ell für den Kläger zusätzliche Schicht¬ 
übergaben eingeführt werden müssten, 
was zu Produktionsverzögerungen und 
damit zu wirtschaftlichen Nachteilen 
führe. 

Entwicklung zum 
Niedriglohnland stoppen 

Deutsch, männlich und mit einer ab¬ 
geschlossenen Berufsausbildung - das 
sind nach einer veröffentlichten euro¬ 
päischen Vergleichsstudie des IABs 
(Institut für Arbeitsmarkt- und Be¬ 
rufsforschung) die Hauptkriterien, um 
in Deutschland kein Niedriglohnverdie- 
ner zu werden. „Wenn das die Voraus¬ 
setzung für gute Bezahlung und sichere 
Arbeitsbedingungen sind, dann schlie¬ 
ßen wir einen großen Teil unserer Be¬ 
völkerung komplett aus“, kritisiert der 
AWO Bundesvorsitzende Wolfgang 
Stadler den Fakt, dass rund ein Viertel 
aller Beschäftigten - größtenteils Frau¬ 
en - in Deutschland im Niedriglohnbe¬ 
reich tätig sind und damit weniger als 
9,54 Euro brutto pro Stunde verdienen. 
„Wir brauchen die notwendigen poli¬ 
tischen Rahmenbedingungen, damit 
nicht noch mehr Menschen im Niedrig¬ 
lohnbereich arbeiten müssen“, erklärt 
Stadler. Dazu gehörten die Schaffung 
von sozialversicherungspflichtigen Be¬ 
schäftigungsverhältnissen und eine ge¬ 
setzliche Begrenzung des Niedriglohn¬ 
bereichs. 

Gründe für die niedrigen Löhne sieht 
das IAB in der steigenden Zahl der Mi¬ 
nijobber, der grundsätzlich schlechte¬ 
ren Bezahlung von Frauen, der Zunah¬ 
me befristeter BeschäftigungsVerhält¬ 
nisse und geringer Einstiegsgehälter. 
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Hamm: „Die Rechte“ 
demonstriert erfolglos für 
„deutsche Interessen“ 

Rund 120 Neonazis versammelten sich 
am 21. Juli in der westfälischen Stadt. 
Sie folgten dem Aufruf der neu gegrün¬ 
deten Partei „Die Rechte“. Mit ihrer 
menschenverachtenden Ideologie hiel¬ 
ten die Neonazis auf ihrer Kundgebung 
nicht hinterm Berg: Parolen wie „Kri¬ 
minelle Ausländer raus - und der Rest 
auch“, „Alles für Volk, Rasse und Nati¬ 
on“ oder „Wir putzen unsere Stiefel mit 
dem Blut der Antifa“ zeigten das rassis¬ 
tische und gewaltverherrlichende Welt¬ 
bild der Neonazis. Die Bevölkerung der 
Stadt Hamm war wenig begeistert von 
dem Aufzug, der da durch ihre Stadt lief. 
Immer wieder machten Anwohnerin¬ 
nen ihren Unmut gegenüber der neo¬ 
nazistischen Szene deutlich. Mehrmals 
versammelten sich Antifaschistinnen 
an der Neonazi-Route um mit Transpa¬ 
renten und lauten Sprech-Chören ge¬ 
gen die Demonstration zu protestieren. 

netz-gegen-nazis.de 

Düsseldorf: „Rock gegen Rechts“ 

Am 3. August 2013 findet erstmals in 
Düsseldorf auf der Ballonwiese des 
Südparks/Volksgarten in Oberbilk ein 
Kultur- und Sommerfest mit einem 
abendlichen Konzert „Rock gegen 
Rechts“ statt. Das Programm beginnt 
gegen 12 Uhr mit einem Kulturfest. Die 
Eröffnung machen griechische Musiker 
mit Titeln von Mikis Thooderakis und 
kurdischer Folklore. Zu gleicher Zeit 
beginnt auch das Kinderfest. 

Gegen 16 Uhr findet dann das eigent¬ 
liche Rock gegen Rechts Konzert statt. 
Mit dabei sind Blumio (Japanrap), 
Kitch Cats (Frauenband aus Düssel¬ 
dorf), Evilfire (Hardrock Band) und die 
Rogers (Punkband), Förderpreisträger 
Musik der Stadt Düsseldorf 2010. 
Organisiert und unterstützt wird die 
Veranstaltung von Flüchtlings-, Frie¬ 
dens- und Antifainitiativen, Frauen¬ 
gruppen, der VVN etc. die ihre Arbeit 
am Nachmittag vorstellen. Für das leib¬ 
liche Wohl ist ebenfalls gesorgt. 

Neue Proteste in 
Kalkar geplant 

Am 1. Juli ist in Kalkar und Uedem 
durch die Zusammenlegung verschie¬ 
dener Einrichtungen der NATO, der 
Bundeswehr und ziviler Behörden das 
Zentrum Luftoperationen entstanden. 
Es soll Aufgaben bündeln, die Über¬ 
wachung und Beobachtung des Luft¬ 
raums und des Weltraums übernehmen 
und ein Hauptquartier für die Führung 
von Luftoperationen im Rahmen der 
NATO bereitstellen. Es ist ein Projekt, 
das besonders den Bundesministern 
Thomas de Maiziere und Ronald Po- 
falla am Herzen liegt. 

Er habe soviel gesät, jetzt möchte er 
einmal ernten, erfahren wir im Fal¬ 
le de Maiziere und seiner Ausgaben¬ 
schwemme für Drohnen. Über seinen 
besten Erntehelfer wird gegenwärtig in 
nur anderem Zusammenhang berich¬ 
tet: Ronald Pofalla, nicht nur Kanz¬ 
leramtschef und Ausspähungskoordi¬ 
nator, sondern auch CDU-Wahlkreis¬ 
abgeordneter am Niederrhein, wo er 
vom Bundeswehrminister die gemein¬ 
same Überwachung von Bundeswehr, 
Nato und ziviler Luftfahrt hingestellt 
bekam. In Kalkar wurde jetzt im Rah¬ 
men der erfolgreichen „Aussaat“ des 
Ministers das Bundeswehrkontingent 
auf fast 1000 Soldaten verdoppelt, wäh¬ 
rend sich ansonsten in den Garnisonen 
die Bundeswehrreform als Abbau der 
Personalstärken auswirkte. Weltweit 
soll vom Niederrhein aus der gesam¬ 
te Raum nördlich der Alpen abgehört, 
ausgespäht, kontrolliert - und bei Be¬ 
darf mittels Drohnenbeschuss „gesi¬ 
chert“ werden. 

Die Bundestagsuntersuchungen zu mi¬ 
litärischen Drohnen und zur geheim¬ 
dienstlichen Ausspähung, zum Kom¬ 
plex NATO und NSA sollten gemein¬ 
sam erfolgen, meinen jetzt Beobachter. 
Auch die Medien sollten ihre Fixiert- 
heit auf Berlin abstreifen und mal in 
Profallas und de Maizieres Provinz 
schauen. Dorthin wollen sich auch Frie¬ 
densleute begeben. Sie planen für den 
3. Oktober einen Protestmarsch nach 
Kalkar. U. Sander 
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„Last Chance“ zur Bestrafung 
von Nazikriegsverbrechern 

Wiesenthal Center und Ludwigsburger Ermittler sollten auch die Wehrmachtsverbrechen einbeziehen 


OPERATION LAST CHANCE 



ZÖ'SPÄT 


Millionen Unschuldiger wurden von Nazi-Kriegsverbrechern ermordet. 
Einige der Täter sind frei und am Leben! 

Helfen Sie uns, diese vor Gericht zu bringen. 

Bis zu € 25.000,- Belohnung für wertvolle Informationen. 

www.operationlastchance.org 
info@operationlastchance.de I 

Hotline: 0800-5894806 

Foto: SIMON WIESENTHAL CENTER 


A n das 1945 geschaffene Völker¬ 
recht erinnerte Benjamin Feren- 
cz, der letzte lebende Chefanklä¬ 
ger in den Nürnberger Kriegsverbre¬ 
cherprozessen, als er im November 
2010 von den USA nach Nürnberg 
kam, - und dort las er deutschen und 
amerikanischen Ministern und Bot¬ 
schaftern die Leviten. Der 90-jährige 
Jude sagte (laut Süddeutsche Zeitung 
vom 25.11.10) bei einer Erinnerungs¬ 
veranstaltung: „Das Vermächtnis von 
Nürnberg sei die Ächtung des Angriffs¬ 
krieges. ,Wir können nicht sagen, wir 
machen einen Strafgerichtshof - für 
uns selbst aber ist dieser nicht zustän¬ 
dig. ... Nürnberg hat das Fundament 
für einen Tempel des internationalen 
Rechts gelegt: Jetzt müssen wir diesen 
aber noch fertig bauen.“ 

Er wurde nicht fertig gebaut, sondern 
mit deutscher und US-amerikanischer 
Hilfe zerstört. In Nürnberg galten Vor¬ 


bereitung und Führung des Angriffs¬ 
kriegs als das hauptsächliche Verbre¬ 
chen. Daraus leiteten sich alle anderen 
Verbrechen ab. Befehlsnotstände soll¬ 
ten keine Strafbefreiung bewirken, al¬ 
lenfalls sollten sie strafmildernd sein. 
Was 1945 Recht war, sollte bald nicht 
mehr gelten. 

Unzählige Kriege vor allem der USA, 
aber ab 1999 auch Deutschlands, sorg¬ 
ten dafür. Im Dezember 2008 erschien 
in Soldatenzeitungen ein Artikel eines 
hohen Generals a.D. mit der Tendenz, 
es soll Schluss gemacht werden mit 
der Strafverfolgung von Wehrmachts¬ 
kriegsverbrechen, denn diese verun¬ 
sichere nur die kämpfende Truppe in 
Afghanistan (siehe „Gebirgstruppe“ 
Nr. 6/08). Wenig später dann das größ¬ 
te Kriegsverbrechen der Bundeswehr 
seit 1945 mit rund 140 Toten, zumeist 
Zivilisten, vielen Kindern. Derjenige, 
der den Befehl gab, blieb bis heute un¬ 


bestraft, es wurde nicht einmal gegen 
ihn ermittelt. Der Täter Georg Klein 
wurde gar zum Brigadegeneral beför¬ 
dert. 

Die „Operation Last Chance“ des Si¬ 
mon Wiesenthal Centers könnte nun 
Abhilfe bei straflosen NS-Verbrechen 
schaffen. Ebenso die von der zentralen 
Stelle der Landesjustizverwaltungen 
geplanten 50 Gerichtsverfahren gegen 
KZ-Aufseher. Diese Verfahren kom¬ 
men allerdings äußerst spät, und sie sind 
nicht vollständig. Vor Gericht müssen 
endlich auch die Kriegsverbrecher aus 
der Wehrmacht. 

Vor zehn Jahren hat die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes (VVN- 
BdA) gemeinsam mit der Gruppe „An¬ 
greifbare Traditionspflege“ Strafanzeige 
erstattet gegen 196 Täter aus der Wehr¬ 
macht, denen begründet - mittels Do¬ 
kumenten aus dem Bundesarchiv und 
aus dem Kameradenkreis Gebirgstrup¬ 
pe e.V. - vorgeworfen wurde, an Mas¬ 
sakern in Griechenland und Italien be¬ 
teiligt gewesen zu sein. Es kam jedoch 
nicht zu ernsthaften Ermittlungen. Die 
zuständigen Staatsanwaltschaften Stutt¬ 
gart und Weilheim haben sie schlicht 
hintertrieben. 

Aber auch aus Ludwigsburg erhielt 
die VVN-BdA seit drei Jahren keinen 
Bescheid mehr. Die dort angesiedelte 
Zentrale Stelle der Landesjustizverwal¬ 
tungen zur Verfolgung von NS-Verbre- 
chen hatte Ermittlungen aufgrund der 
196 Anzeigen zugesagt. Einige Verur¬ 
teilungen erfolgten in Italien, ohne dass 
Deutschland die Verbrecher ausliefer¬ 
te. Lediglich ein einziges Verfahren, 
der Fall Scheungraber, wurde auch in 
Deutschland verhandelt, und der Täter 
wurde in München verurteilt. Vor An¬ 
tritt der Haft verstarb er. 

Die Bundeswehr hatte sich entschie¬ 
den für Josef Scheungraber verwendet. 
Aktive Bundeswehrangehörige und 
Reservisten sowie ihre Verbände setz¬ 
ten sich für Scheungraber und andere 
Veteranen mit mörderischer Vergan¬ 
genheit ein. Sie forderten mit Blick auf 
die heutige deutsche Kriegsführung die 
Straffreiheit für die Verbrecher z.B. aus 
der Wehrmachts-Gebirgstruppe, denn: 
„Auch unsere Soldaten können heute 
noch in Situationen geraten, in denen 
sie aus Angst, Kurzschluss oder Wut, 
etwa über eine grausame Behandlung 
gefangener Kameraden, überreagie¬ 
ren, wie jüngst ein Vorfall in Kunduz 
gezeigt hat.“ Die Bundeswehrsoldaten 
würden in diesem Fall sicher entlastet 
werden, schrieb z.B. Generalmajor a.D. 


Jürgen Reichardt weiter, aber sie sollten 
nicht fürchten müssen, nach Jahrzehn¬ 
ten noch vor Gericht gestellt zu werden. 
Die derzeitigen Ermittlungen der Lud¬ 
wigsburger Stelle - 50 Verfahren gegen 
Auschwitz-Aufseher - sind notwendig, 
aber inkonsequent. Sie kommen sehr 
spät und sind nicht umfassend. Nicht 
nur KZ-Aufseher, sondern auch Ver¬ 
nichtungskrieger sollten nicht straffrei 
bleiben. Die Zentrale Stelle in Lud¬ 
wigsburg und die anderen zuständigen 
Staatsanwaltschaften sowie Justizminis¬ 
terien wurden von der VVN-BdA zum 
weiteren Handeln aufgerufen: „Wir er¬ 
neuern unsere Auforderung, gegen die 
196 genannten Personen zu ermitteln 
und gegen sie vor Gericht zu verhan¬ 
deln. An das Simon Wiesenthal Center 
richten wir den Appell, außer gegen 
Wachmannschaften der KZ auch ge¬ 
gen die Verbrecher aus der Wehrmacht 
zu ermitteln.“ 

Auch gegen diese reicht nach der neue¬ 
sten Rechtsprechung der deutschen 
Justiz der Nachweis der Anwesenheit 
in dem mordenden Kollektiv aus, um 
die Täter zu bestrafen. Mit der Verur¬ 
teilung des früheren KZ-Wachmanns 
John Demjanjuk in München 2011 hat 
sich die Rechtslage geändert. Sie wur¬ 
de teilweise wieder auf die Nürnberger 
Prinzipien zurückgeführt. Jetzt genügt 
der Nachweis, dass die Beschuldigten 
in Vernichtungslagern und Mordkom¬ 
mandos Dienst getan hatten. Vorher hat 
immer ein spezifisches Verbrechen an 
einem bestimmten Menschen nachge¬ 
wiesen werden müssen. 

Ulrich Sander 


Kunduz, 4. September 2009: 

Kriegsverbrecher! 


haben 

Gesichter, Namen und Adressen 



Zum Verbot der KPD 

Vor 57 Jahren wurde das Urteil verkündet 


Vor 57 Jahren wurde am 17. August das 
Urteil des Bundesverfassungsgericht 
über das Verbot der KPD verkündet. 
Damit fand ein Prozess seinen Ab¬ 
schluss, der 1951 eingeleitet worden 
war. 

Die 1949 gegründete Bundesrepublik 
Deutschland stellte sich damit in eine 
Reihe mit den faschistischen Ländern 
Portugal und Spanien und knüpfte an 
eine Praxis an, die sowohl in der Wei¬ 
marer Republik als auch im sogenann¬ 
ten 3. Reich geübt wurde. 

Sicher, die Methoden unterschieden 
sich erheblich von denen der Nazis. 
Eines aber blieb gleich: 

Die Kommunisten wurden unter Ge¬ 
neralverdacht gestellt und es galt in 
der Justiz eine Schuldvermutung ge¬ 
genüber den Kommunisten. Und es 
gab noch ein wichtiges Moment: Oft 
waren urteilende Richter, uns ankla¬ 
gende Staatsanwälte Menschen, die in 
der Nazi- Zeit Unrechtsurteile gefällt 
hatten. 

Der Bundeskanzler Adenauer hatte 
keine Scham, Nazi- Verbrecher in sei¬ 
ne Regierung zu holen und der Pro¬ 


zess-Vertreter der Bundesregierung 
Ritter von Lex hatte seine „Qualitä¬ 
ten“ schon in den Jahren 33-45 unter 
Beweis gestellt. 

Die Prozess- Vertreter der KPD neben 
den Rechtsanwälten waren Nazi-Ver¬ 
folgte. Genannt seien hier nur Walter 
Fisch, Fritz Rische, Josef Ledwohn so¬ 
wie Richard Scheringer. 

Bei dieser Konstellation war schon 
klar, wie die Gewichte verteilt waren. 
Gesagt werden muss auch, dass eine 
Verfolgung von kommunistischen 
Funktionären schon vor dem Verbots¬ 
urteil eingesetzt hatte. 

Der bundesweit Bekannteste war der 
Landtagsabgeordnete aus Nordrhein- 
Westfalen, Jupp Angenfort, der un¬ 
ter Bruch seiner Immunität verhaftet 
worden war. Aber auch andere Kom¬ 
munistinnen in anderen Bundeslän¬ 
dern wurden verfolgt. Oft waren es 
fadenscheinige Gründe. Zur Zeit des 
Verbots saßen mehrere niedersächsi¬ 
sche KPD Funktionäre schon in der 
Haftanstalt Wolfenbüttel. 

Nach der Verkündigung des Verbots 
setzte eine Massenbespitzelung ein. 


Und es blieb nicht bei der Bespitze¬ 
lung, sondern es folgten Verurteilun¬ 
gen und Haft strafen (Die UZ berich¬ 
tete des Öfteren darüber.) 

In der bundesdeutschen Historiogra¬ 
phie wird häufiger die Frage aufge¬ 
worfen, was wäre gewesen, wenn die 
KPD sich von der Sowjetunion losge¬ 
sagt hätte. Meiner Meinung sind sol¬ 
che Überlegungen fernab der bundes¬ 
deutschen Wirklichkeiten in den 50er 
Jahren. Die KPD hätte sich schon vom 
wissenschaftlichen Sozialismus lossa¬ 
gen müssen, doch dann wäre sie auch 
keine KPD mehr gewesen. 

Eine andere Frage, die mir öfter ge¬ 
stellt wird, lautet, dass die DKP 1968 
bei der Neukonstituierung wesentli¬ 
che kommunistische Grundsätze über 
Bord geworfen hätte und wir mit völ¬ 
lig neuen Leuten die Partei aufgebaut 
hätten, Ich möchte nur darauf verwei¬ 
sen, dass die Mitglieder des Bundes¬ 
ausschusses etliche Jahre Haft aus der 
Adenauerzeit aufweisen konnten und 
zwar, weil wir in der illegalen KPD po¬ 
litisch tätig waren. Außerdem sollten 
all jene, die das thematisieren, einmal 


den Programmentwurf der illegalen 
KPD, die Erklärung zur Neukonsti¬ 
tuierung und das Mannheimer Pro¬ 
gramm der DKP nebeneinanderlegen 
und analysieren. Und ich verrate kein 
Geheimnis, dass eine Reihe der Auto¬ 
ren aller drei Entwürfe dieselben wa¬ 
ren. 

Bleibt letztlich noch die Frage: Haben 
wir aus heutiger Sicht in der KPD und 
der DKP immer fehlerfrei gehandelt. 
Da würde ich heute sagen, dass wir 
hier ansetzen müssen und uns Gedan¬ 
ken machen müssen, wie wir Politik 
auf der Grundlage unserer Theorie des 
wissenschaftlichen Sozialismus besser 
vertreten können. 

1968 hatten wir eine Situation, die es 
uns ermöglichte hat, die Existenz der 
DKP durchzusetzen. Aus den heutigen 
Bewegungen in der Bevölkerung bie¬ 
ten sich neue Chancen, die zu analy¬ 
sieren sind, um zu neuen Erfolgen zu 
kommen. Ohne Illusionen und ohne 
Pessimismus. 

Peter Dürrbeck 

Mitglied der Initiative zur Rehabilitierung der 
Opfer des Kalten Krieges 
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Menschenfischer im Anmarsch 

Parteien blasen zur großen Wahlkampfschlacht 


S ie führe, so nimmt die Kanzle¬ 
rin und CDU-Vorsitzende ihre 
Leistungen wahr, die „beste Re¬ 
gierung seit der Wiedervereinigung“ 
Das erklärte sie auf der Bundespresse¬ 
konferenz vor der Sommerpause. Dann 
machte sie sich aus dem Staub, in den 
Sommerurlaub. Angela Merkel, die 
Glücksfee der Unionsparteien, die den 
Unionsparteien Wahlglück bescheren 
soll, erholt sich - nach einem Abstecher 
zum Besuch der Wagner-Oper „Der 
Fliegende Holländer“ in Bayreuth - 
wie gewöhnlich beim Bergwandern in 
Tirol. 

Mit dem Stalldienst hat sie einige ihrer 
Mannen in Berlin beauftragt, die der¬ 
zeit mit den heiklen Affären um NSA- 
Datenspionage und Drohnenrüstungs¬ 
projekt heftig zu tun haben, um diese 
Affären von der Kanzlerin fern zu hal¬ 
ten. An der Glücksfee darf nichts hän¬ 
gen bleiben. Dafür sollen zum einen 
der Geheimdienstkoordinator, Merkels 
Kanzleramtsminister Pofalla (CDU) 
und Innenminister Friedrich (CSU) 
und zum anderen Verteidigungsminis¬ 
ter de Maiziere (CDU) sorgen, die sich 
gegenwärtig von der scheinheiligen 
SPD, FDP und den Grünen verhauen 
lassen müssen. Die Kanzlerin behaup¬ 
tet, weder von der Schnüffelaffäre noch 
von dem in den Sand gesetzten Rüs¬ 
tungsprojekt gewusst zu haben. Das ist 
ganz offensichtlich eine Lüge. Ob sie 
das aufrechterhalten kann, werden die 
nächsten Wochen zeigen. Von der SPD 
darf sie nicht erwarten scharf angegrif¬ 
fen zu werden. Denn die war mit ihrem 
ehemaligen Geheimdienstkoordinator 
Steinmeier und Innenminister Schily 
sowie dem ehemaligen Verteidigungs¬ 
minister Scharping selbst von Anfang 
an in die Affären verstrickt. Ex-Kanzler 
Schröder höchst persönlich versprach 
dem damaligen US-Präsidenten Bush 
im Zeichen der „uneingeschränkten 
Solidarität“ engste Zusammenarbeit 
der Geheimdienste und damit bei Aus¬ 
spähungen. Otto Schily, knallharter „Si¬ 
cherheitspolitiker“, bei dem die Rechte 
Einzelner frühestens an zweiter Stelle 
kamen, warnte erst vor wenigen Tagen 
die SPD, die Ausspähaffäre zum Wahl¬ 
kampfthema zu machen. Eigentlich 
müssten die Linkspartei und die Pira¬ 
ten aus diesen Affären Honig saugen 
können - aber ihre Kritik und ihre Al¬ 
ternativen dringen derzeit nicht an die 
Masse der Wählerschaft. 

Gegenwärtig sind die Bundestagspar¬ 
teien dabei, die Köder, mit denen die 
Wählerschaft angelockt werden soll, 
herzustellen. Ab nächste Woche wer¬ 
den in den Parteizentralen die Produk¬ 
te - Wahlslogans und Plakate - vorge¬ 
stellt, für die die Parteien insgesamt 
66,5 Millionen Euro ausgeben werden. 
29,5 Millionen geben allein CDU und 


CSU aus. In Kürze werden in Städten 
und Dörfern überall auf Großflächen 
und an Laternenmasten die Produkte 
von Werbefirmen zu sehen sein, wer¬ 
den den Bürgerinnen und Bürgern Un¬ 
mengen von bedrucktem Papier, Flyer, 
Fähnchen, Kugelschreiber, Feuerzeuge, 
Brillenputztücher angeboten und was 
alles zu den Informationsständen sonst 


noch gehört. Bei der Linkspartei gibt’s 
wieder Kondome und diesmal Son¬ 
nencreme. Die Tube hat die Aufschrift: 
„Die Sonne scheint. Der Himmel lacht. 
Das hat die Linke gut gemacht.“ Hof¬ 
fentlich regnet es bis dahin nicht ... 
Natürlich wissen wir alle längst: Die 
66 Millionen, die die Reklame kosten 
wird, wird zu einem großen Teil von 
den Wählerinnen und Wählern selbst 
bezahlt, vom Steuerzahler via Parteien¬ 
finanzierung. Zum Angebot gehören 
natürlich für die, die sich trotz alledem 
fürs Kleingedruckte interessieren, die 
Wahlprogramme. Es sind wahre Kata¬ 
loge geworden, in denen alles mögli¬ 
che versprochen, was nach den Wahlen 
selbstverständlich gebrochen werden 
wird. Das Wahlprogramm der CDU 
umfasst 127 Seiten und - ein Schelm 
ist, wer da etwa an die Einführung von 
Planwirtschaft in Bayern denkt - „Der 
Bayernplan 2013 bis 2018“ der CSU 
zur Landtagswahl am 15. September 
81 Seiten. Auch SPD und FDP lassen 
sich mit 120 bzw. 94 Seiten nicht lum¬ 
pen. Den Vogel schießen diesmal die 
Grünen mit ihrem sage und schreibe 
337 Seiten starken Werbekatalog ab. 
In allen diesen Programmen fehlt das 
Wichtigste: Da die Kanzlerin ihre Po¬ 
litik für „alternativlos“ erklärte, wer¬ 
den eben in den wichtigen Fragen der 
Außen-, Europa- und Innenpolitik, der 


Finanz- und Sozialpolitik keine Auswe¬ 
ge aus der Krise aufgezeigt. Von allen 
Parteien, die am 22. September auf dem 
Stimmzettel stehen werden wirbt einzig 
die Partei Die Linke auf den rund 100 
Seiten ihres Wahlprogramms tatsäch¬ 
lich für eine andere Politik. 

Die Schuldigen dafür, dass aus den 
Versprechungen der anderen Parteien, 


aus ihren Sprechblasen, nichts werden 
wird, stehen heute schon fest - es sind 
zum einen die Wählerinnen und Wäh¬ 
ler selbst, die angeblich nicht richtig 
gewählt haben sowie die vielen Nicht¬ 
wähler, die wieder nicht gewählt haben 
sowie natürlich die alten Bekannten 
namens „Koalitionszwänge“, „Sach¬ 
zwänge“, „Finanznöte“. Wir sollten uns 
jedoch an den 2005 von Müntefering 
geprägten entlarvenden Spruch erin¬ 
nern, der lautete: Es sei unfair, die Par¬ 
teien nach den Wahlen an ihren Wahl¬ 
versprechungen zu messen! Das sollten 
die Wählerinnen und Wähler, die sich 
auf Wahlkundgebungen und an Info¬ 
ständen informieren wollen, immer im 
Kopf behalten. 

Besonders gilt das für die derzeitigen 
Koalitionsaussagen. Hier muss große 
Obacht walten. Natürlich muss man 
allen Parteien abnehmen, dass sie alle 
möglichst viele Wählerstimmen gewin¬ 
nen wollen. Das ist ja wohl das Kern¬ 
geschäft. Klargestellt ist, wer die jewei¬ 
ligen Wunschpartner sowohl der Uni¬ 
onsparteien, der FDP, als auch der SPD, 
der Grünen, sein sollen. Sicher scheint 
auch zu sein, dass die Unionsparteien 
als stärkste Kraft aus den Bundestags¬ 
wahlen hervorgehen werden. Gegen¬ 
wärtig liegen sie bei 40 Prozent und die 
Kanzlerin liegt in der Beliebtheitsska¬ 
la weit vor ihrem abgeschlagenen Kon¬ 


kurrenten Steinbrück. Unklar bleibt 
vorerst, ob die FDP die Fünf-Prozent- 
Hürde knacken wird, wovon der Autor 
ausgeht - die deutsche Unternehmer¬ 
schaft, die sich Merkel weiterhin als 
Regierungschefin wünscht, wird doch 
Wohl die „einzige Partei der freien 
Marktwirtschaft“, wie die FDP-Oberen 
sich selber sehen, nicht im Stich lassen. 
Aber ob die Prozentzahlen beider aus¬ 
reichen, um eine stabile Regierung zu 
bilden, bleibt ebenso offen wie eine 
Mehrheit von SPD und Grünen. Die 
Anführer von Unionsparteien und SPD 
äußern sich vorerst zurückhaltend, was 
ihre mögliche Zusammenarbeit angeht. 
Insbesondere in der SPD zeigt sich eine 
geballte Abneigung gegen ein erneu¬ 
tes koalieren mit der Union. Während 
der Kanzlerkandidat sagt, dass er ei¬ 
ner CDU-geführten Regfierung nicht 
angehören wird, erklärte die stellver¬ 
tretende Parteivorsitzende Hannelore 
Kraft im WDR-Magazin Westpol, dass 
sich die SPD sehr wohl ein Bündnis 
mit der CDU/CSU offen halten wer¬ 
de. Ihr Ministerpräsident-Kollege aus 
Schleswig-Holstein, Torsten Albig, ist 
da schon im fortgeschrittenen Stadium: 
„Regierung ist nie Teufelszeug“, erklär¬ 
te er gegenüber dpa. „Aber wir wollen 
rot-grün regieren. Und nur, wenn das 
nicht reicht, überlegen wir uns, wie wir 
dann regieren., Aber regieren werden 
wir.“ Auch in diesem Fall sollten wir 
uns an die entlarvenden Worte Münte¬ 
ferings und Steinbrücks von 2005 er¬ 
innern, die in den Wahlkämpfen heftig 
die CDU bekämpften und einen Tag 
nach dem Wahlausgang erklärten: „Op¬ 
position ist Mist. Wir wollen regieren.“ 
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
gab den Ratschlag: „Im eigenen Inter¬ 
esse ist die Politik gut beraten, mit den 
Unternehmen nach der Wahl pfleglich 
umzugehen. Es lohnt sich.“ 

So können wir uns nun desillusioniert 
von den Menschenfischern abwenden, 
von der Verunstaltung des Landes mit 
Wahlplakaten, von der Papierflut mit 
Wahlzeitungen und -Flyern. Eventu¬ 
ell wird das Fernsehduell Merkel und 
Steinbrück unterhaltsam, grundsätz¬ 
liche Meinungsunterschiede wird es 
kaum geben. Das gibt es auch nicht bei 
den 56 Wahlkampfeinsätzen der Kanz¬ 
lerin (mit Hubschrauber versteht sich) 
und die täglichen Streifzüge von Stein¬ 
brück durch die Fußgängerzonen in der 
„ganzen Republik“. Viel wichtiger ist, 
dass die außerparlamentarischen Ini¬ 
tiativen und die Gewerkschaften ihre 
Mitglieder und Anhänger im Septem¬ 
ber für eine in der Tat andere Politik 
mobilisieren werden - damit viele se¬ 
hen, hören und lesen können, was im 
sich abzeichnenden Wahlkrampf außen 
vor gelassen werden wird. 

Rolf Priemer 



An der „Glücksfee“ darf nichts hängenbleiben. 


Keine Rendite mit der Miete! 


Die DKP Hamburg hat ein „ Wohnungs¬ 
politisches Forderungsprogramm“ er¬ 
stellt, darin die Wohnsituation in der 
Stadt beschrieben und ihre Forderungen 
und Aktions Orientierungen dargestellt. 
Dort heißt es: 

„Wer wissen will, wie heute modernes 
Wohnen aussieht, sehe sich die Pla¬ 
nungen für die Bebauung der großen 
städtischen Flächen an der Finkenau 
und in Jenfeld an. Hier werden gut ge¬ 
schnittene, lichtdurchflutete Wohnun¬ 
gen mit zeitgemäßem Komfort für je¬ 
den Bedarf gebaut: kleine Wohnungen 
für Singles und kinderlose Paare, gro¬ 
ße Wohnungen mit drei, vier oder fünf 
Zimmern für Familien mit mehreren 
Kindern. 

Die Hamburger Innenstadt mit ihren 
attraktiven Einkaufsmöglichkeiten so¬ 
wie Kultur- und Unterhaltungsangebo¬ 
ten ist mit U- und S-Bahn in wenigen 
Minuten erreichbar. In Eilbek liegen 
Einkaufs- und Freizeitangebote sogar 
unmittelbar vor der Tür. Die Häuser 
sind in großzügig gestaltete Grünanla¬ 
gen mit Wasserläufen und Ruheräumen 


eingebettet, die Gelegenheit zur Ent¬ 
spannung und Kommunikation bieten. 
Nur eines sind diese Wohnungen 
nicht: preiswert. Die Zielgruppe sind 
gutverdienende Menschen, die teures 
Wohneigentum erwerben oder extrem 
hohe Mieten zahlen können. Genau¬ 
so ist es bei anderen innerstädtischen 
Bauvorhaben wie etwa der Hafencity, 
der Neue Mitte Altona oder den Um¬ 
strukturierungen in Wilhelmsburg im 
Zuge der Internationalen Bauausstel¬ 
lung und der Internationalen Garten¬ 
schau. Dabei fehlt es in Hamburg ge¬ 
rade an preiswerten Wohnungen. Die 
Hälfte aller Wohnungssuchenden hat 
Anspruch auf eine Sozialwohnung, fin¬ 
det aber keine - und wenn, dann allen¬ 
falls in den städtischen Randgebieten 
ohne eigene Infrastruktur und mit oft 
schlechten und teuren Verkehrsver¬ 
bindungen. In der Innenstadt werden 
selbst schlecht erhaltene und unmoder¬ 
ne Wohnungen zu kaum noch bezahl¬ 
baren Mieten angeboten. 

In der reichen Stadt Hamburg haben 5 
400 Menschen keine Wohnung, mehr 
als 1 000 von ihnen leben auf der Stra¬ 


ße. Besonders schwer vermittelbare 
Mieter müssen in Bruchbuden hau¬ 
sen, wie mehrere Skandale über be¬ 
trügerische Vermieter in der Hanse¬ 
stadt gezeigt haben. Viele Familien mit 
Kindern, leben auf engstemRaum zu¬ 
sammengepfercht, weil größerer Wohn- 
raum für sie nicht bezahlbar ist. Die 
Mehrheit der Bevölkerung muss einen 
immer größeren Teil ihres Einkom¬ 
mens für die Miete aufbringen, weil 
die Reallöhne sinken und die Mieten 
steigen. Wer bezahlbaren Wohnraum 
sucht, sieht sich Dutzenden Bewerbern 
gegenüber und muss häufig neben der 
zu hinterlegenden Kaution zwei Kalt¬ 
mieten Maklercourtage bezahlen. 

Der Grund dafür, dass an den Bedürf¬ 
nissen der großen Mehrzahl der arbei¬ 
tenden Menschen vorbeigebaut wird, 
liegt in dem bei uns herrschenden 
Wirtschaftssystem, dem Kapitalismus. 
Im Kapitalismus haben Mietwohnun¬ 
gen einen Warencharakter. Sie werden 
nicht gebaut, um die Wohnbedürfnisse 
der arbeitenden Menschen zu befrie¬ 
digen, sondern um mit ihnen Profit zu 
machen, möglichst hohen Profit. Die 


Grundbesitzer verlangen in den besse¬ 
ren Wohnlagen, dort wo die Wünsche 
der Wohnungssuchenden möglichst 
gut erfüllt werden, außerordentlich 
hohe Grundstückspreise. Die Bauher¬ 
ren bauen darauf möglichst exklusive 
und teure Wohnungen, für die sie au¬ 
ßerordentlich hohe Mieten verlangen 
können. Die weniger zahlungskräfti¬ 
gen Mieter werden an den unattrakti¬ 
ven Stadtrand verdrängt.“ 

So hat das die DKP Hamburg in ih¬ 
rem wohnungspolitischen Forderungs¬ 
programm formuliert. In diesem Pro¬ 
gramm haben wir unsere Einschätzun¬ 
gen der Wohnungslage in Hamburg 
dargestellt und Forderungen formu¬ 
liert, die die dringendsten Bedürfnisse- 
der Menschen in Hamburg lösen sollen. 
Das wird nicht gehen, nur weil wir gute 
Argumente Zusammentragen, sondern 
nur, wenn wir Widerstand gemeinsam 
entwickeln. Als DKP wollen wir einen 
Beitrag zu diesem Widerstand leisten. 
Für das Recht auf Wohnen. 

Das ganze Programm unter www.dkp- 
hamburg.de 
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„Schritte zur 
Abrüstung“ 

Nach Anschlag auf 
Bundeswehrfahrzeuge 

Infolge eines Brandanschlages, der 
in der Nacht zum vergangenen Sonn¬ 
abend auf dem Gelände der Elb-Ha- 
vel-Kaserne in Havelberg (Sachsen- 
Anhalt) verübt wurde und bei dem ins¬ 
gesamt 16 Fahrzeuge der Bundeswehr 
in Flammen aufgingen, üben sich die 
Behörden zunehmend in der Krimi¬ 
nalisierung von Kriegsgegnern. Schon 
am Samstagnachmittag riegelten mehr 
als 150 Polizeibeamte ein Zeltlager 
von Kriegsgegnern im sachsen-anhal- 
tinischen Potzlehne ab und beschlag¬ 
nahmten ein Fahrzeug, welches sie mit 
dem Anschlag in der Nacht zuvor in 
Verbindung brachten. 

Als Konsequenz aus dem Anschlag, 
der einen Sachschaden von mehreren 
Millionen Euro verursacht hatte, wur¬ 
den außerdem für alle Bundeswehrs¬ 
tandorte die Sicherheitsmaßnahmen 
erhöht. „Ein Anschlag dieses Ausma¬ 
ßes stellt eine bislang in Sachsen-An¬ 
halt nie dagewesene Art der Gewalt 
gegen die Bundeswehr dar“, hatte die 
zuständige Polizei zuvor konstatiert. 
Unter dem Motto „War Starts here“ 
(Krieg beginnt hier) hatten sich die 
Kriegsgegner in ihrem Camp einge¬ 
richtet, welches knapp hundert Kilo¬ 
meter vom Anschlagsort entfernt liegt, 
um dort gegen den bei Potzlehne ge¬ 
legenen Truppenübungsplatz Altmark 
zu protestieren, der insgesamt über 
230 Quadratkilometer groß ist und 
vom Rüstungskonzern Rheinmetall 
betrieben wird. 

Die Friedensaktivisten hatten sowohl 
die Bundeswehr als auch die Polizei 
in den vergangenen mit verschiede¬ 
nen einfallsreichen Protesten auf Trab 
gehalten. So unterhöhlten sie etwa die 
Gleise der Bahnstrecke, die zum Ge¬ 
fechtsübungsplatz (GÜZ) der Bundes¬ 
wehr führt. Verschiedene Einrichtun¬ 
gen der bundesdeutschen Armee wur¬ 
den außerdem mit Antikriegsparolen 
verziert. Die „Verschönerungsaktio¬ 
nen“ seien ein „symbolisches Zeichen 
gegen die Kriegspolitik der BRD“, äu¬ 
ßerten die Antikriegsaktivisten in ei¬ 
ner Erklärung und stellten klar, dass es 
sich bei den von Deutschland geführ¬ 
ten bzw. unterstützten Kriegen „weder 
um Frieden bringende Maßnahmen 
noch um den Kampf für Menschen¬ 
recht“, sondern „um den Ausbau und 
die Neuerschließung von Märkten“ 
handele. 

Indes sorgte die Absperrung des 
Camps durch die Polizei für Proteste 
der Teilnehmer. Einen Zusammenhang 
zwischen dem Anschlag auf die Bun¬ 
deswehr und den Campteilnehmern 
herzustellen, sei „eine beabsichtigte 
Kriminalisierung berechtigten Pro¬ 
tests“, sagte etwa Monty Schädel von 
der Deutschen Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsgegnerinnen (DFG- 
VK). 

Hingegen wurde der Angriff auf ver¬ 
schiedenen linken Internetseiten als 
„konkreter Schritt zur Abrüstung“ 
bejubelt. Auch eine Sprecherin der 
Kampagne „War Starts here“ hatte 
die „Aktivitäten, die ein Zeichen ge¬ 
gen Militarisierung setzen und keine 
Menschenleben gefährden“ begrüßt. 
„Was in Havelberg passiert ist, bewer¬ 
ten wir als eine Aktion zur Abrüstung 
von Kriegsgerät“, sagte sie, widersprach 
jedoch dem Vorwurf, dass es einen Zu¬ 
sammenhang zwischen dem Anschlag 
und dem Camp gebe. 

Markus Bernhardt 


Zahl der 

Wohngeldempfänger sinkt 

Die Zahl der Wohngeldempfänger ist 
im 2011 auf nur noch 770 000 Haushalte 
gesunken. Das sind rund zehn Prozent 
weniger als im Jahr 2010. Mieterhöhun¬ 
gen und hohe Energiekosten haben die 
Wohnkostenbelastung vieler Haushalte 
auf Rekordniveau steigen lassen. Das 
ist eine katastrophale Bilanz der Bun¬ 
desregierung. 

Mit ursächlich hierfür ist eine Ände¬ 
rung des Wohngeldgesetzes, die zum 
1. Januar 2011 in Kraft getreten ist. 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


Mordhetze 

Rassistische Kampagne 
in Italien 


Feuer ins Öl des Nahostkonflikts 


Die EU setzte den militärischen Arm der Hisbollah auf die Terrorliste 


In Italien ist die in der Volksrepub¬ 
lik Kongo geborene Ministerin Cecile 
Kyenge von der Demokratischen Partei 
(PD) am Wochenende auf einem Fest 
ihrer Partei in Cervia, Provinz Raven¬ 
na, von Mitgliedern der faschistischen 
Forza Nuova mit Bananen beworfen 
worden. Drahtzieher der faschistisch¬ 
rassistischen Hetzkampagne die in Auf¬ 
rufen „tötet sie“ und „vergewaltigt sie“ 
gipfelt, u. a. auf Facebook, ist der füh¬ 
rende Lega-Politiker und Vizepräsident 
des Senats Roberto Calderoni, der die 
Ministerin vorher bereits vor Teilneh¬ 
mern einer Veranstaltung unter Beifall 
seiner Gefolgschaft mit einem Orang- 
Utan verglichen hatte. Calderoni ist als 
Fremdenhasser der Lega bekannt. Als 
zweimaliger Minister in der Regierung 
Berlusconis forderte er, Flüchtlings¬ 
boote zu beschießen, diffamierte Ein¬ 
wanderer und Homosexuelle, sich „zu 
den Kamelen in der Wüste“ zu scheren 
und „mit den Affen zu tanzen“. Zur 
noch schärferen Abschottung gegen 
Roma und andere Migranten gehörten 
islamfeindliche Hetze und rassistische 
Ausfälle gegen farbige Fußballstars. Als 
Italien im WM-Finale gegen Frankreich 
verlor, hetzte Calderoli, die Franzosen 
hätten mit „Niggern, Moslems und 
Kommunisten“ gewonnen. 

Nach einem von Calderoni in der 
Berlusconi-Regierung eingebrachten 
und verabschiedeten „Sicherheitspakt“ 
erhalten Migranten bis heute an einen 
Arbeitsplatz gebundene Aufenthaltsge¬ 
nehmigungen für nur ein Jahr. Wer die 
Arbeit verliert, ganz gleich aus welchen 
Gründen, gilt als illegal eingereist, was 
eine Straftat darstellt und mit 5 000 bis 
10 000 Euro bestraft werden kann. Wer 
„illegal Eingewanderten“ Unterkunft 
gewährt oder eine Wohnung vermietet, 
muss mit bis zu drei Jahren Haft rech¬ 
nen. Ärzte sind verpflichtet, Patienten 
ohne Papiere bei den Behörden zu de¬ 
nunzieren. Zur schärferen Überwachung 
von Einwanderern haben die Lega und 
faschistische Organisationen wie die 
Forza Nuova vielerorts Bürgerwehren 
organisiert, die Migranten terrorisieren. 
Vor 30 Jahren verließ Cecile Kyen¬ 
ge das von Präsident Mobuto, dem 
Komplizen der Mörder Lumumbas, 
beherrschte Zaire, das heute wieder 
Volksrepublik Kongo heißt, und kam 
nach Italien, wo sie Medizin studierte. 
Seitdem lebt die Augenärztin in dem 
Mittelmeerland. Als Migrationsminis¬ 
terin tritt die Sozialdemokratin mutig 
für eine Verbesserung der Integrati¬ 
on der zu 7,5 Prozent aus Ausländern 
bestehenden Bevölkerung Italiens ein 
und fordert dazu u.a. eine Reform des 
Gesetzes über die Staatsbürgerschaft. 
Die rassistische Hetzkampagne ist ein 
typisches Produkt der von Berlusconi 
seit 1994 in drei Regierungen im Bünd¬ 
nis mit der Lega Nord und den AN- 
Faschisten geführten Politik, zu deren 
Komponenten die jetzigen Ausbrüche 
von Hass, Gewalt und Ausländerfeind¬ 
lichkeit gehörten. Die Kampagne erfolgt 
vor dem Hintergrund der schwelenden 
Regierungskrise, in der täglich mit dem 
Sturz der von Staatspräsident Giorgio 
Napolitano mit der faschistoiden Par¬ 
tei Volk der Freiheit (PdL) Berlusco¬ 
nis, PD-Politikern und der Bürgerliste 
des Übergangspremiers Mario Monti 
zusammengezimmerten extrem rechts¬ 
lastigen Regierungskoalition gerechnet 
wird. Während die Hetztiraden in der 
Öffentlichkeit auf scharfe Proteste sto¬ 
ßen, beschränkte Premier Enrico Letta 
von der PD sich darauf, Calderonis Aus¬ 
fälle als „unentschuldbar“ zu bezeich¬ 
nen, bekundete aber gleichzeitig, die 
Koalition mit der PdL fortzusetzen. Der 
Forderung, auch der Basis seiner Partei, 
der Vizepräsident des Senats müsse von 
seinem Amt zurücktreten und zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden, hat er sich 
nicht angeschlossen. Napolitano spricht 
von einem „barbarischen Verhalten“ 
des Lega-Politikers und warnt gleichzei¬ 
tig die Juristen, die noch in dieser Woche 
das Urteil gegen Ex-Premier Berlusco¬ 
ni wegen dessen kriminellen Machen¬ 
schaften fällen wollen, „die Stabilität 
des Landes nicht zu gefährden“. 

Gerhard Feldbauer 


Mit ihrer Entscheidung, den militäri¬ 
schen Arm der libanesischen Hisbol¬ 
lah auf die EU-Liste der Terrororgani¬ 
sationen zu setzen, haben die EU-Au¬ 
ßenminister zusätzliches Öl ins Feuer 
des Nahostkonflikts gegossen. Die Er¬ 
füllung der lange erhobenen Forde¬ 
rung der Herrschenden in den USA 
und in Israel hat wenig mit der angeb¬ 
lichen Verantwortung der schiitischen 
Organisation für ein Attentat in Bul¬ 
garien zu tun, vielmehr aber mit dem 
bisherigen Scheitern eines von außen 
initiierten Regimewechsels in Syrien. 
Sprecher der Hisbollah verurteilen 
den Schritt der EU ebenso wie der ma¬ 
ronitische Christ und Staatspräsident 
Michel Sleiman und das Politbüro der 
Kommunistischen Partei des Libanons 
als Verletzung der Rechte eines souve¬ 
ränen Staates. 

Die libanesische Hisbollah ist durch 
ihre Verankerung vor allem in dem gu¬ 
ten Drittel der schiitischen Bevölke¬ 
rung im Südlibanon, in den südlichen 
Vorstädten Beiruts und in der Bekaa- 
Ebene nicht nur eine parlamentarische 
Kraft mit Regierungsbeteiligung, son¬ 
dern auch eine soziale Organisation 
in dem Land, dessen fehlende Sozial¬ 
staatlichkeit das Herz jedes Neolibe¬ 
ralen höher schlagen lässt. Im konfes- 
sionalistisch konstituierten Zedern¬ 
staat wendet mensch sich mit seinen 
Problemen nicht an staatliche Stellen, 
sondern an die politischen und geistli¬ 
chen Würdenträger der eigenen unter 
den 18 anerkannten Religionsgemein¬ 
schaften. Ein im Wesentlichen auf den 
Zahlen einer Volkszählung aus den 
1930er Jahren beruhender Proporz re¬ 
gelt, wer angefangen vom Staatspräsi¬ 
denten (maronitischer Christ) über den 
Regierungschef (sunnitischer Moslem) 
und den Parlamentspräsidenten (schii- 
tischer Moslem) welche Ämter besetzt, 
dass in Saida z.B. nur zwei Sunniten als 
Abgeordnete gewählt werden können 
und in einem nördlichen Vorort Beiruts 
nur ein armenischer Christ usw. 
Anerkennung unter fast allen Liba¬ 
nesen genießt die Hisbollah vor allem 
wegen ihres langen Kampfes gegen 
die Besetzung des Südens des Landes 
durch die israelische Armee und die 
Kollaborateure der so genannten Süd- 


„Damit Europa an Einfluss gewinnt, 
brauchen wir eine starke und aktive ge¬ 
meinsame Außen- und Verteidigungs¬ 
politik, die wiederum auf einen wett¬ 
bewerbsfähigeren und effizienteren 
Verteidigungs- und Sicherheitssektor 
angewiesen ist“. 

Mit diesem Satz leitete die EU-Kom- 
mission eine am 24. Juli veröffentlichte 
Mitteilung ein, wonach sie einen „Ak¬ 
tionsplan“ zur Erhöhung der „Effizi¬ 
enz“ und „Wettbewerbsfähigkeit“ der 
Rüstungswirtschaft beschlossen hat, 
der der EU-Gipfelkonferenz im De¬ 
zember 2013 zur Bestätigung vorge¬ 
legt wird. Denn ohne dies werde die 
EU „nicht das nötige Gewicht in der 
Welt haben“, erklärte Kommissions¬ 
chef Barroso dazu. EU-Industriekom- 
missar Tajani ergänzte, dass die EU- 
Rüstungspolitik und „ihre industrielle 
Basis“, also die Rüstungskonzerne, der¬ 
zeit darunter litten, „dass es an neu¬ 
en Programmen fehlt“. Deshalb seien 
dringend Maßnahmen nötig, um eine 
größere „Kooperation“ in der EU- 
Rüstungswirtschaft voranzubringen, 
den EU-Rüstungsmarkt zwischen den 
einzelnen Nationalstaaten besser für 
den „freien Wettbewerb“ zu öffnen 
und zu vereinheitlichen sowie die „Sy¬ 
nergien zwischen der zivilen und der 
militärischen Forschung“ auf EU-Ebe¬ 
ne besser zu nutzen, damit die EU im 
Rüstungsbereich „ein weltweit führen¬ 
des Produktions- und Innovationszent¬ 
rum bleiben“ kann. 

Um was geht es konkret? 

Sieht man sich die von Brüssel zu dem 
Vorhaben veröffentlichten Erläuterun¬ 
gen! näher an, findet sich zunächst eine 


libanesischen Armee. Mit einem jahre¬ 
langen Kleinkrieg erzwangen sie dort 
im Jahr 2000 den Abzug der Besatzer 
unter Zurücklassung des Großteils ih¬ 
rer Kollaborateure. Israel, das schon bei 
seiner Gründung 29 libanesische Dör¬ 
fer annektierte, besetzt aber weiterhin 
die Sheeba-Höfe am Fuß des Golan 
und den Hügel von Kfar Shouba, zum 
einem wegen der Kontrolle von Was- 
serresourcen, zum anderen der strategi¬ 
schen Bedeutung wegen. Deshalb war 
es Konsens im Land, dass die Hisbollah 
als wesentlicher Teil des „Widerstands“ 
ihre Waffen behielt. Die meisten ande¬ 
ren Gruppierungen, auch die Kommu¬ 
nistische Partei, lösten nach dem Ende 
des Bürgerkriegs gemäß dem Vertrag 
von Taif ihre Milizen auf. 

Der vorläufig letzte größere Versuch 
der Herrschenden Israels, ihren mili¬ 
tärischen Beitrag zur Schaffung des 
„Neuen Nahen Osten“ zu leisten, schei¬ 
terte 2006 am hartnäckigen Widerstand 
der Kämpfer der „Partei Gottes“. Zwar 
konnte die israelische Luftwaffe einen 
Großteil der Infrastruktur im gesamten 
Land vernichten, über 1100 Menschen 
töten und fast eine Million zur Flucht 
zwingen, Infanterie und Panzer schei¬ 
terten aber und erreichten trotz hoher 
eigener Opfer nicht einmal das presti¬ 
geträchtige Ziel Litanifluss. In den Au¬ 
gen der arabischen Massen stand der 
Führer der Hisbollah, Hasan Nasrallah, 
erneut als Sieger über die angeblich un¬ 
schlagbare israelische Armee da. 


mit Statistiken und Grafiken untermau¬ 
erte Klage darüber, dass der EU-Rüs- 
tungsmarkt in den letzten Jahren ange¬ 
sichts der knappen Haushaltskassen in 
den Mitgliedstaaten mit einem „Rück¬ 
gang der Verteidigungsausgaben“ kon¬ 
frontiert gewesen sei. Die Gesamtsum¬ 
me der Rüstungsetats aller EU-Staa- 
ten sei von 251 Milliarden Euro im Jahr 
2001 auf nur noch 194 Mrd. 2010 zu¬ 
rückgegangen, während die Rüstungs¬ 
ausgaben in den BRIC-Staaten (Russ¬ 
land, China, Indien, Brasilien) weiter 
angewachsen seien und die USA sie¬ 
benmal mehr dafür ausgeben als die 27 
EU-Staaten zusammen. 

Dem folgt die Kritik an der anhalten¬ 
den „Fragmentierung“ des EU-Rüs- 
tungsmarkts. Noch immer würden 75 
% der Rüstungsausgaben der EU- 
Staaten „nur im nationalen Rahmen“ 
ausgegeben. Daher gebe es „unnötige 
Verdoppelungen“. Zum Beispiel wür¬ 
den in den EU-Staaten 16 Typen von 
Fregatten gebaut und eingesetzt, wäh¬ 
rend es in den USA nur einen einzigen 
Fregattentyp gibt. Dem soll nun nach 
dem Willen von Brüssel durch EU¬ 
weite „Vergaberegeln“ für Rüstungs¬ 
aufträge entgegengewirkt werden. Das 
heißt, die einzelnen Mitgliedsstaaten 
sollen grundsätzlich verpflichtet sein, 
alle Aufträge für ihren Militärbereich 
nicht mehr an einheimische Unter¬ 
nehmen zu vergeben, sondern EU¬ 
weit auszuschreiben. Es ist unschwer 
zu erkennen, daß damit der Absatz 
der größten EU-Rüstungskonzerne 
aus den „Führungsstaaten“ erleichtert 
und vergrößert werden soll auf Kos¬ 
ten der bisher noch bestehenden, aber 


Im Westen völlig verschwiegen wurde, 
dass auch Kommunisten am bewaffne¬ 
ten Widerstand teilnahmen, sowohl im 
Süden, als auch bei der Abwehr eines 
Luftlandeunternehmens bei Baalbek, 
wo mehrere Genossen fielen. Unver¬ 
gessen unter den Libanesen ist aber, 
dass es 1982 die Kommunisten unter 
George Haoui waren, die als erste zum 
bewaffneten Widerstand gegen die 
damalige Besetzung aufriefen. Rund 
1000 Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten verloren Leben oder Gesund¬ 
heit, wurden als Gefangene gefoltert 
oder bis zu 15 Jahren u.a. in El Khiam 
unter schrecklichsten Bedingungen 
eingesperrt. Dass sich der gesellschaft¬ 
liche Einfluss der KPL nicht in einer 
angemessenen Zahl von Parlaments¬ 
mandaten niederschlägt, ist auch ein 
Ergebnis des konfessionalistischen 
Wahlsystems, nach dem z.B. der Ge¬ 
neralsekretär Khaled Hadadeh nicht 
als Kommunist, sondern - da in einer 
sunnitischen Familie geboren - in sei¬ 
nem Wahlbezirk als sunnitischer Kan¬ 
didat antreten muss. Hat ein anderer 
Sunnit mehr Stimmen, dann geht der 
Genosse leer aus, ein gegebenenfalls 
im gleichen Wahlkreis zu wählender 
griechisch-katholischer Kandidat aber 
zieht mit weitaus geringerer Stimmen¬ 
zahl ins Parlament ein. 

Anlass für den Schritt der EU-Außen¬ 
minister waren wohl weniger die Spe¬ 
kulationen über eine Beteiligung der 
Hisbollah an einem Selbstmordatten- 


ökonomisch schwächeren „nationalen“ 
Rüstungsunternehmen. Ausdrücklich 
heißt es in dem EU-Text, es müssten 
„die Voraussetzungen geschaffen wer¬ 
den, die es europäischen Unternehmen 
ermöglichen, frei in allen Mitgliedstaa¬ 
ten tätig zu werden“. 

Es bleibt aber nicht bei EU-verbind¬ 
lichen Vergaberichtlinien. Auch die 
„Europäische Verteidigungsagentur“ 
soll eingeschaltet werden, um die Rüs¬ 
tungsproduktion besser zu „koordi¬ 
nieren“. Sie soll als eine Art suprana¬ 
tionaler „oberster Rüstungsbehörde“ 
aktiv darauf einwirken, welche Waffen 
in welchen Staaten produziert werden. 
Da wird der staatsmonopolitischen 
Verschmelzung von Kapital und Staat 
auf supranationaler EU-Ebene ein wei¬ 
tes Tor geöffnet. 

Weitere Maßnahmen sollen dies er¬ 
gänzen. Im „Aktionsplan“ wird u. a. 
die Schaffung eines EU-eigenen 
„Zertifizierungssystems“ für Rüs¬ 
tungsgüter, zum Beispiel bezüglich 
der „militärischen Flugtauglichkeit“, 
erwähnt. Außerdem sollen die Be¬ 
stimmungen für den Transport von 
Rüstungsgütern innerhalb der EU 
und die Vorschriften für Ausführge¬ 
nehmigungen in Nicht-EU-Staaten, 
die bisher noch von den einzelnen 
Nationalstaaten erlassen werden, ver¬ 
einheitlicht werden. 

Schließlich finden sich in den einschlä¬ 
gigen Texten auch wiederholte Hinwei¬ 
se auf die Verbesserung der „Synergie“ 
zwischen der zivilen und militärischen 
Forschung. Die militärische Spitzenfor¬ 
schung habe „wichtige indirekte Aus¬ 
wirkungen auf andere Wirtschaftszwei¬ 


tat auf Touristen in Bulgarien 2012 
mit sechs Toten. Vielmehr ging es dar¬ 
um, dass Soldaten der Hisbollah in die 
Kämpfe um die syrische Stadt Kusair 
eingriffen, von der aus eine ihrer ei¬ 
genen Nachschub route unterbrochen 
werden konnte. Es zeugt von kaum zu 
überbietender Heuchelei, wenn jene, 
die über ihre Kumpanen in Saudi-Ara¬ 
bien, Katar, der Türkei genauso wie 
über ihre Geheimdienste und geziel¬ 
te israelische Luftschläge zugunsten 
Zehntausender dschihadistischer Söld¬ 
ner den syrischen Bürgerkrieg anhei¬ 
zen, dann ausländische Einmischung 
verurteilen. Wenn die israelische Au¬ 
ßenministerin Tsipi Livni meint, die 
ganze Welt wisse nun, dass die His¬ 
bollah keine politische Partei, sondern 
eine Terrororganisation sei, so klingt 
das wie die propagandistische Vorbe¬ 
reitung eines erneuten Angriffs auf den 
Libanon. Mit all den verheerenden Fol¬ 
gen für die Zivilbevölkerung beider¬ 
seits der Grenze; denn ohne Zweifel 
würde die Hisbollah einen großen An¬ 
griff mit dem Raketenbeschuss weiter 
Teile Israels beantworten. 

Eine verantwortungsvolle Politik in 
Sinne des Beilegens militärischer Kon¬ 
flikte durch die EU sähe anders aus 
als der jetzige Schritt. Dazu gehörte 
die Schaffung einer atomwaffenfrei¬ 
en Zone in Westasien - Naher Osten 
ist ein eurozentristischer Begriff aus 
der Kolonialzeit, - eine Zweistaaten¬ 
lösung für Palästina in den Grenzen 
von 1967 mit Ostjerusalem als Haupt¬ 
stadt eines palästinensischen Staates, 
die Auflösung der völkerrechtswid¬ 
rigen Siedlungen im Westjordanland 
und die Rückgabe noch besetzter Teile 
des Libanons. Auch die einseitige Par¬ 
teinahme des offiziellen Deutschland 
z.B. durch U-Boot-Lieferungen an Is¬ 
rael und faktische Unterstützung der 
Siedlungspolitik, aber auch durch die 
Stigmatisierung der Hisbollah als Ter¬ 
rororganisation schafft nur Unsicher¬ 
heit. Die strikte Einhaltung des Völ¬ 
kerrechts ist eine Voraussetzung dafür, 
dass in Westasien alle Menschen, ob Is¬ 
raelis, Palästinenser, Libanesen, Syrer, 
egal in welche Richtung sie beten oder 
auch nicht, auf Dauer in Frieden leben 
können. Volker Metzroth 


ge“ wie die Elektronikbranche oder 
die Luft- und Raumfahrt gehabt, wird 
hervorgehoben. Offenkundig soll damit 
angedeutet werden, daß die von den 
einzelnen EU-Staaten bereitgestellten 
Forschungsgelder stärker auf die von 
der EU festgelegten „Prioritäten“ der 
Rüstungsforschung konzentriert wer¬ 
den sollen. Dadurch könnten „Güter 
mit doppeltem Verwendungszweck“ 
entwickelt werden. Anders gesagt: Die 
Gelder sollen von der zivilen auf die 
militärische Forschung umgelegt wer¬ 
den, weil damit auch zivile Verwen¬ 
dungsmöglichkeiten als Abfallprodukt 
der Militärforschung anfallen können. 
Ein konkretes Projekt in diesem Sinn 
brachte der französische EU-Binnen- 
marktkommissar Barnier in die Diskus¬ 
sion. Unter Bezug auf den US-Spiona- 
geskandal Prism warf er die Frage auf, 
ob die EU, um „in strategischen Fragen 
souverän und unabhängig zu werden“, 
nicht ein eigenes Drohnen-Programm 
entwickeln müsse, um auf diesem Ge¬ 
biet nicht mehr von den USA und Isra¬ 
el abhängig zu sein. Die drei Rüstungs¬ 
konzerne EADS, Finmeccanica und 
Dassault Aviation haben diesen Vor¬ 
stoß in einer gemeinsamen Mitteilung 
bereits begrüßt und angekündigt, daß 
sie eine „MALE“-Drohne (medium al- 
titude, long endurance) entwickeln wol¬ 
len, die mehr als 24 Stunden am Stück 
die Überwachung riesiger Gebiete er¬ 
lauben würde. Georg Polikeit 

1 Siehe u.a. http://europa.eu/rapid/press-release_ 
IP-13-734_de.htm?locale=en 
sowie http://ec.europa.eu/enterprise/sectors/de- 
fence/files/staff_working_doc_defence_en.pdf 



Hassan Nasrallah, Generalsekretär der Hisbollah seit 1992, im Süden des Libanon 
überall präsent 

EU-Obere machen mobil für Ausbau der Rüstungsindustrie 

Freie Bahn für die führenden Rüstungskonzerne der EU, Stärkung ihrer „Wettbewerbsfähigkeit“ nach außen 
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Piraterie - ein 

Die Beute: Von 


„Geschäftszweig“ verändert sich 

Geiseln zur Ladung - Vom Horn von Afrika in den Golf von Guinea 


E s werden nicht mehr als eine Hand¬ 
voll Piraten gewesen sein, die den 
unter maltesischer Flagge fahren¬ 
den türkischen Öltanker „Cotton“ in 
der Nacht zum 15. Juli kaperten. Wie 
Radio France International berichtete, 
befand sich der Tanker 15 Seemeilen 
vor Port-Gentil, dem bedeutendsten 
Ölhafen von Gabun, und verschwand 
samt seiner Ladung von 10 000 Tonnen 
Öl und seiner 24-köpfigen indischen 
Besatzung in Richtung Nigeria. Nach 
gut einer Woche gaben die vermutlich 
nigerianischen Piraten das Schiff wie¬ 
der frei; die Besatzung hat die Entfüh¬ 
rung unbeschadet überstanden. Die 
türkische Reederei macht keine An¬ 
gaben zum Diebstahl der Fracht oder 
gar gezahltem Lösegeld. Man kann 
aber davon ausgehen, dass der Tanker 
in „üblicher Verfahrensweise“ „ins Ni¬ 
gerdelta gesteuert wurde, um dort sei¬ 
ne Ladung abzupumpen“ steht in der 
Internet-Wochenschau der Zeitschrift 
„Marineforum“ Die türkischen Eig¬ 
ner Geden Lines hatten auf bewaffne¬ 
tes Sicherheitspersonal auf dem Schiff 
verzichtet, berichtete die Tageszeitung 
„Gabonews“ Und was der Sprecher 
des türkischen Außenministeriums als 
„ungewöhnlich“ bezeichnete, ist für die 
Anrainerstaaten am Golf seit einigen 
Jahren normal. 

Die Piraten im Golf von Guinea sind 
nicht wie die im Golf von Aden an Lö¬ 
segeld interessiert, die Geiseln werden 
nach durchschnittlich nur vier Tagen 
wieder freigelassen, während die in 
Ostafrika gefangenen durchschnittlich 
elf Monate auf ihre Befreiung warten 
müssen, wie das International Mariti¬ 
me Bureau (IMB) berichtete. Die Pira¬ 
ten löschen die Fracht auf hoher See in 
ein anderes „gemietetes“ oder gekaper¬ 
tes Schiff für den schwarzen Markt - 
bevorzugt in Nigeria. In dessen Gewäs¬ 
sern registrierte das IMB im vergange¬ 
nen Jahr fast die Hälfte der im Golf von 
Guinea verübten Piratenattacken. Das 
geht nicht ohne logistische Strukturen 
in den Schwarzmarktländern ab, wie 
die International Crisis Group (ICG) 
in ihrem Bericht im Januar 2013 fest¬ 
stellte. Remi Carayol illustriert dies in 


„Jeune Afrique“ mit einem Beispiel, 
dass vor einigen Jahren selbst die von 
einer gemischten benin-nigerianischen 
Marinepatrouille geschnappten Piraten 
von nigerianischen Marinesoldaten aus 
dem Gefängnis von Cotonou herausge¬ 
holt und wieder freigelassen wurden. 
Es sind also kaum mehr verarmte Fi¬ 
scher, die sich zur Seeräuberei gezwun¬ 
gen sahen. Vor allem junge Menschen 
ohne Perspektive sähen in der Piraterie 
einen Ausweg. Nach einem Bericht des 
IBM befanden sich unter den gefassten 
Tätern ehemalige Bürgerkriegskämp¬ 
fer der Miliz „Movement for the Eman- 
cipation of the Niger Delta“ (MEND), 
ein Amnestie- und Ausbildungspro¬ 
gramm habe 2009 nur bedingt Erfolg 
gehabt. Die deutsche Bundespolizei 
macht in ihrem Lagebericht vom 27. Juli 
„verschiedene Gruppierungen mit un¬ 
terschiedlichem Täterverhalten“ aus. 
Die Piraten „verfügen über Schnell¬ 
boote und in Einzelfällen technisch 
hochwertige Ausrüstung. Zudem be¬ 
sitzen sie offensichtlich Informationen 
zu anlaufenden Fahrzeugen und ver¬ 
einbarten Positionen von sogenannten 
Ship-to-Ship-Operationen, also der 
Verladung von Gütern zwischen zwei- 
Schiffen auf dem offenen Meer.“ 

Seit 2008 die Marinemission der EU, 
die „Operation Atalanta“, vor Somalia 
im Golf von Aden Patrouille fährt, ge¬ 
hen die Piratenüberfälle dort zurück - 
nach Angaben des IMB im Jahr 2012 
Attacken auf 851 Schiffe - während die 
Seeräuber im Golf von Guinea, in den 
Gewässern zwischen Guinea-Bissau 
und Gabun, mittlerweile mehr Angrif¬ 
fe verüben (966 Schiffsattacken 2012). 
Die Staaten weiter im Süden bleiben 
bislang verschont, wohl wegen des in 
Angola stationierten US-Marinekorps 
und der angolanischen Kriegsmarine. 
Schon 2011 hat Lloyd‘s-Versicherung 
Nigeria, Benin und die benachbarten 
Länder in die höchste Gefahrenklas¬ 
se für die Seeschifffahrt eingestuft, die 
Kosten dafür werden auf über eine Mil¬ 
liarde Dollar geschätzt, wie die „Welt“ 
zu berichten wusste. Die entgangenen 
Erlöse für die leer ausgehenden Hä¬ 
fen sind noch nicht eingerechnet. Der 
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Bundesverband der deutschen Sicher¬ 
heitswirtschaft (BDSW) steht Gewehr 
bei Fuß, er appellierte laut FAZ an die 
Reeder, beim Schutz ihrer Schiffe „auf 
qualifizierte Unternehmen zu setzen“. 

Gegenseitige Hilfe - 
gemeinsamer Nutzen? 

Einige Anrainerstaaten am Golf von 
Guinea haben im Rahmen ihrer be¬ 
scheidenen Kräfte Initiativen gegen 
die Piraterie ergriffen: Ghana bestell¬ 
te 2012 in China vier neue Patrouillen¬ 
boote, erwartet aus Deutschland zwei 
Kampfflugzeuge und will drei Auf¬ 
klärungsflugzeuge beschaffen. Togo 
wird im kommenden Jahr mit zwei Pa¬ 
trouillenbooten aus Frankreich belie¬ 
fert. Benin hat bereits drei Patrouillen¬ 
boote und zwei Aufklärungsflugzeuge 
angeschafft. Nigeria hat sich kürzlich 
zwei Korvetten aus China beschafft, ein 
großes Versorgungsschiff und mehre¬ 
re kleine Patrouillenboote aus Frank¬ 
reich, Israel und Malaysia. Kamerun, 


in dessen Gewäs¬ 
sern sich in fünf 
Jahren 50 Pira¬ 
tenüberfälle er¬ 
eigneten, unter¬ 
nimmt seit 2009 
in der Operation 
„Delta“ Patrouil¬ 
len einer Elite¬ 
brigade mit Luft¬ 
unterstützung in 
ihren Hoheitsgewässern. Und Äquato¬ 
rialguinea hat in den letzten fünf Jah¬ 
ren sechs neue Schiffe angeschafft, eine 
Korvette, vier Patrouillenboote aus Is¬ 
rael, und ein großes Versorgungsschiff. 
Diese Kräfte reichen bei weitem nicht 
aus und die grenzüberschreitende Ko¬ 
ordination von Aktionen klappt auch 
nicht. Die wenigen bilateralen Initia¬ 
tiven blieben viel zu schwach in Bezug 
auf das zu überwachende Areal. 

Die Piraterie bedroht nicht nur die 
Sicherheit der Ölplattformen und da¬ 
mit den Profit der Ölmultis, sondern 
auch Einnahmequellen der betroffe¬ 
nen Staaten: den großen Fischreich¬ 
tum, den Betrieb der Häfen - über 95 
Prozent des Handels mit den USA z.B. 
wird übers Meer abgewickelt - und vor 
allem das Geschäft mit dem Öl. Etwa 
10 Prozent der Weltproduktion stam¬ 
men aus dem Golf von Guinea, so Ca- 
meroon-info. 

Um dieser Bedrohung wirksam zu be¬ 
gegnen, trafen sich vor einem Monat 


die Staatschefs der elf Anrainerstaaten 
zu einem Gipfeltreffen in Yaounde, der 
Hauptstadt Kameruns. Sie wollen nun¬ 
mehr ihre Kräfte bündeln, ihre Mittel 
Zusammenlegen und gemischte Pat¬ 
rouillen über die Staatsgrenzen hinweg 
betreiben. Der Präsident des Tschad, 
General Idriss Deby, hat die Bildung 
gemeinsamer Interventionskräfte vor¬ 
geschlagen, wie die Website „ Affaires- 
strategiques“ berichtet. Außerdem soll 
der Einsatz der Seestreitkräfte künf¬ 
tig durch entsprechende Logistik und 
Luftüberwachung effektiver werden. 
Drei afrikanische Organisationen, die 
Zentralafrikanische und die Westafri¬ 
kanische Wirtschaftsgemeinschaft und 
die Kommission des Golfs von Gui¬ 
nea, beabsichtigen einen Finanzpool 
zu schaffen, der dem Kampf gegen die 
Piraterie gewidmet ist. Außerdem er¬ 
warteten die Staatschefs Unterstützung 
durch die Hauptabnehmer des Öls, die 
EU, China und die USA. Wie „jeune 
afrique“ am 25. Juni meldete, lud der 
Präsident der Elfenbeinküste, Alassa- 
ne Ouattara, sie ein, „die gleiche Ent¬ 
schlossenheit zu zeigen wie am Golf 
von Aden“. Diese Einladung dürfte 
auch den geopolitischen strategischen 
Interessen der USA und EU entspre¬ 
chen, die Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen zu sichern. Schließlich 
pumpen die elf Länder am Golf täg¬ 
lich mehr als 3 Millionen Barrel Öl aus 
dem Boden. Und die EU stillt 40 Pro¬ 
zent ihres Ölbedarfs aus dieser Region 
und die USA fast 30 Prozent. Die USA 
bezifferten 2011 die Schäden, die durch 
Piratenangriffe auf ihre Ölbohrinseln 
im Golf von Guinea verursacht wurden, 
auf 2 Milliarden Dollar. Die EU hat im 
Januar 2013 das „Programm Kritische 
Seeverkehrswege“ (CRIMGO) mit 4,5 
Mio. Euro auf den Weg gebracht, „um 
die Regierungen in West- und Zentral¬ 
afrika zu unterstützen, die Sicherheit 
der wichtigsten Schifffahrtsrouten zu 
verbessern, indem Küstenwachen ge¬ 
schult und ein Netz zum Informations¬ 
austausch zwischen Ländern und Be¬ 
hörden in der Region aufgebaut wer¬ 
den“, so die EU-Kommission in einer 
Pressemitteilung. Georges Hallermeyer 


Moncada - Startpunkt einer neuen revolutionären Etappe 

Kuba und die Welt gedachten des 60 . Jahrestages des Angriffs auf die Kasernen der Diktatur 



Auf der Fiesta Moncada in Bochum: Ein„Salud“ auf 6o Jahre 


Am vergangenen Freitag beging Kuba 
den 60. Jahrestag des Angriffs auf die 
Kasernen „Moncada“ in Santiago de 
Cuba und „Carlos Manuel de Cespe- 
des“ in Bayamo am 26. Juli 1953. Nach 
dem Sieg der Revolution wurde der 
26. Juli zum Feiertag erklärt. 

Bei der zentralen Feier in Santiago wür¬ 
digte Staatspräsident Raul Castro die 
Studierenden des Juli 1953 und sagte, 
dass es weiterhin eine Revolution der 
jungen Menschen sei. Die junge Gene¬ 
ration rief er auf die Revolution weiter¬ 
zuführen. Dabei gehe es nun um die not¬ 
wendige historische Übergabe der Füh¬ 
rung der Revolution: „Niemals darf man 
die strategische Wichtigkeit vernachläs¬ 
sigen, die in der Einheit der würdigen 
Kubanerinnen und Kubaner liegt!“ 
Mehrere karibische und lateinamerika¬ 
nische Staatschefs nahmen am zentra¬ 
len Akt teil, so Jose Mujica (Uruguay), 
Nicolas Maduro (Venezuela), Daniel 
Ortega (Nicaragua) und Evo Mora¬ 
les (Bolivien) und die Premierminster 
von Dominica, Roosevelt Skerrit, von 
Antigua und Barbuda, Baldwin Spen¬ 
cer, von San Vicente und Grenadinen, 
Ralph Goncalves, und von Santa Lucia, 
Kenny Anthony. Anwesend war auch 
der ecuadorianische Außenminister Pa- 
tino. In ihren Reden betonten sie den 
Einfluss der Kubanischen Revolution 
auf den Kampf ihrer Völker um gesell¬ 
schaftliche und demokratische Forde¬ 
rungen, so die kubanische Tageszeitung 
„Granma“. 

Der venezolanische Präsident Maduro 
sagte, dass „gerade erst 60 Jahre vergan¬ 
gen“ seien. „Was für ein Privileg, dass 
Amerika 60 Jahre später den Leucht¬ 
turm namens Fidel hat, der diesem 


Amerika immer noch seine Weisheit 
weitergibt, das klug genug war sich zu¬ 
sammen zu tun.“ Nicolas Maduro stellte 
den Bezug zwischen Simon Bolivar und 
dem 70 Jahre jüngeren Kubaner Jose 
Marti her - Marti habe am ehesten das 
Bohvarsche Projekt der lateinamerika¬ 
nischen Einheit verstanden. 

Wie in vielen Ländern der Welt wur¬ 
de auch in Deutschland in mehreren 
Städten des Aufstands gedacht, ohne 
den die Kubanische Revolution wohl 
nicht zustande gekommen wäre. Zen¬ 
tral waren dabei die Veranstaltungen 
am 20. Juli in Bochum in Zusammen¬ 
arbeit mit der Bonner Außenstelle der 
Botschaft sowie in Berlin am 27. Juli. 
Bei beiden waren mehrere Hundert 
Menschen. In Bochum gab es neben 


kulturellen Beiträgen auch eine von 
SDAJ, FG BRD-Kuba und DKP orga¬ 
nisierte Publikumsdiskussion. In Berlin 
war am 26. Juli in einem Pankower Park 
durch die kubanische Botschaft und im 
Beisein von Botschafter Raul Becerra 
eine Büste von Jose Marti eingeweiht 
worden. 

★ 

Den Aufständischen des Juli war es 
zunächst darum gegangen, die ein Jahr 
zuvor installierte Diktatur unter Ge¬ 
neral Fulgencio Batista militärisch zu 
stürzen. Batista hatte im März 1952 
die Macht an sich gerissen, zweiein¬ 
halb Monate bevor am 1. Juni Wahlen 
stattfinden sollten. In einer Reflexion 
schreibt der Kubaner Juan Nuiry Sän- 
chez in „Cubadebate“ dass angesichts 


des Staatsstreichs eine politische Lee¬ 
re entstanden war, in der es an histo¬ 
rischer Vision mangelte. Aus der Stu¬ 
dierendenschaft hingegen gab es da 
und dort Zeichen politischer Reife: 
am 27. Januar 1953, am Abend vor dem 
hundertsten Geburtstag von Jose Mar¬ 
ti, fand ein vom Studierendenverband 
FEU organisierter Fackelmarsch statt, 
nachdem zwei Wochen zuvor der Stu¬ 
dent Rüben Batista bei Protesten ge¬ 
gen die Schändung des Ehrenmals von 
Julio Antonio Mella, dem Gründer der 
Kommunistischen Partei Kubas, getö¬ 
tet worden war. Unter den Marschie¬ 
rern war eine Gruppe junger Leute, 
der auch Fidel Castro angehörte. Juan 
Nuiry schreibt, dass „ein Teil von ihnen 
die Insel von West nach Ost durchquer¬ 
te; einige fuhren nach Bayamo, ande¬ 
re zum Hof Siboney, nur 17 Kilometer 
von Santiago entfernt“, wo am Morgen 
des 26. Juli 152 von ihnen die Kaserne 
Moncada in Santiago und 24 simultan 
die Kaserne Carlos Manuel de Cespe- 
des in Bayamo angriffen. 

Militärisch scheiterten die Attacken, 
obwohl es zunächst nach einem Erfolg 
ausgesehen hatte, weil das effektiv ge¬ 
nutzte Überraschungsmoment für die 
Angreifenden sprach. Neun Angreifer 
starben im Kampf; 56 wurden festge¬ 
nommen und gefoltert. Nach der Nie¬ 
derschlagung der Angriffe rächte sich 
die Diktatur Tage später blutig, indem 
Gefangene gefoltert und erschossen 
wurden statt ihnen den Prozess zu ma¬ 
chen. Unter den 51 Aufständischen, die 
einen Prozess bekamen, waren auch Fi¬ 
del und Raul Castro; außerdem kamen 
65 weitere politische Gegner der Dik¬ 
tatur vor Gericht. Neunzehn wurden 


freigesprochen, die anderen bekamen 
lange Strafen; Fidel Castro wurde zu 15 
Jahren verurteilt. 

Fidel hatte soeben sein Jurastudium 
abgeschlossen. Er nahm die politische 
Verantwortung auf sich, nannte aber 
Jose Marti den „intellektuellen Urhe¬ 
ber“ der Angriffe. Mit seiner berühm¬ 
ten Verteidigungsschrift, die mit den 
Worten „Die Geschichte wird mich 
freisprechen!“ begann, wurde Fidel 
zum Ankläger und wendete so die mi¬ 
litärische Niederlage zum politischen 
Sieg. Juan Nuiry: „Der Angriff auf die 
Moncada-Kaserne endete nicht, als 
man die letzten Schüsse hörte, im Ge¬ 
genteil begann er da erst: die Angriffe 
auf die Kasernen bekräftigten die Not¬ 
wendigkeit des bewaffneten Kampfs, 
gaben ein Programm, beendeten eine 
Etappe und eröffneten eine neue.“ Fi¬ 
del Castro und einige seiner Getreu¬ 
en mussten 1955 nach einer Amnes¬ 
tie aus dem Jahr 1954 ins Exil; Batista 
war davon ausgegangen, dass sie keine 
Gefahr für ihn waren. Aber die „Be¬ 
wegung 26. Juli“ war ein anderes Ka¬ 
liber. Von Mexiko aus organisierten 
sie einen neuen Anlauf zum Sturz der 
Diktatur. Am 2. Dezember 1956 gingen 
sie von Bord der Yacht „Granma“ und 
organisierten nach ersten militärischen 
Rückschlägen die Bauern des Ostens 
und später des ganzen Landes. 

Fünf Jahre, fünf Monate und fünf Tage 
nach jenem 26. Juli 1953 war es soweit: 
am 31. Dezember 1958 floh Fulgencio 
Batista. Am 1. Januar 1959 zog Fidel 
in Santiago de Cuba ein, während der 
Westen mit der Hauptstadt Havanna 
von den Einheiten Che Guevaras ein¬ 
genommen wurde. Günter Pohl 
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Keine Demokratie ohne 
Demokratisierung der Medien! 

Von Eckart Spoo 


„Der Größenwahn wird den 
Verantwortlichen auf die Füße fallen“ 

Duisburger Bürgerinitiative protestiert gegen Abrisse ganzer Siedlungen - Interview mit Sylvia 
Brennemann, Sprecherin der Duisburger „Bürgerinitiative Zinkhüttenplatz“ 


Wer erinnert sich noch an Sean Mc- 
Bride (1904-1088)? Der Sohn irischer 
Freiheitskämpfer, zeitweilig Außenmi¬ 
nister seines Landes, weltweit geach¬ 
tet als kraftvoller Streiter für die Men¬ 
schenrechte, gegen Kolonialismus und 
Imperialismus, erhielt den Friedensno¬ 
belpreis und den Lenin-Friedenspreis. 
In Washington aber war er verhasst, 
vor allem wegen seines Engagements 
für das universale Menschenrecht auf 
Information, gegen Vermachtung und 
Monopolisierung der Medien, für eine 
Weltinfomationsordnung, die von der 
UN-Organisation für Bildung, Wissen¬ 
schaft und Kultur (UNESCO) ausge¬ 
hen sollte. Die USA sahen darin eine 
so große Bedrohung, daß sie aus der 
UNESCO austraten. 

An McBride habe ich in letzter Zeit oft 
zurückgedacht - zum Beispiel angesichts 
der Schwierigkeiten lateinamerikani¬ 
scher Regierungen, sich der Konzernme¬ 
dien zu erwehren, die mit Lügenpropa¬ 
ganda jedes demokratisch-sozialistische 
Projekt torpedieren. Was immer diese 
Regierungen, namentlich in Venezuela 
und Ecuador, gegen die Irreführung der 
Öffentlichkeit tun, in den USA und in 
Westeuropa wird es ihnen als Angriff auf 
die Pressefreiheit ausgelegt. 

Auch bei den Kapitalumschichtungen 
hiesiger Medienkonzerne kam mir Mc¬ 
Bride in den Sinn. Ein Beispiel: Holtz- 
brinck. Großgeworden auf dem Buch¬ 
markt, stieg das Unternehmen ins 
Rundfunkgeschäft ein, übernahm das 
Handelsblatt, Die Zeit , den Tagesspiegel 
und etliche regionale Monopolblätter 
wie die Saarbrücker Zeitung , die Lausit¬ 
zer Rundschau und den Südkurier. Vor 
einigen Monaten verkaufte Holtzbrinck 
die Monopolblätter weiter. Ähnlich der 
Springer-Konzern. Zunächst übertrug 
er seine Anteile an den Kieler Nach¬ 
richten , den Lübecker Nachrichten, 
der Ostsee-Zeitung (Rostock) und der 
Leipziger Volkszeitung auf den hanno¬ 
verschen Madsack-Konzern, den Ver¬ 
lag der Neuen Presse (Hannover), der 
Hannoverschen Allgemeinen , der Mär¬ 
kischen Allgemeinen (Potsdam), der 
Oberhessischen Presse (Marburg) et 
cetera. Jetzt verständigte sich Springer 
mit der Funke-Gruppe in Essen, dem 
Verlag der Westdeutschen Allgemeinen, 
der Neue Ruhr-ZNeue Rhein-Zeitung, 
der Westfalenpost, der Thüringer Allge¬ 
meinen, der Thüringer Landeszeitung, 
der Ostthüringer Landes zeitung, der 
Braunschweiger Zeitung und so wei¬ 
ter. Funke will zum 1. Januar 2014 von 
Springer das Hamburger Abendblatt 
und die Berliner Morgenpost sowie 
mehrere Frauen- und Programmzeit¬ 
schriften übernehmen und dafür mehr 
als 900 Millionen Euro zahlen will; Ma- 
dsack zahlt 300 Millionen. 

Welchen Grund, welchen Sinn haben 
diese Transaktionen? 

Als neulich die rotgrün-nahe Frank¬ 
furter Rundschau in den Besitz der 
Frankfurter Allgemeinen und des Ver¬ 
lages der Frankfurter Societätsdrucke- 
rei (Frankurter Neue Presse, CDU-nah) 
überging, so dass auch in der Main- 
Metropole ein Pressemonopol ent¬ 
stand, kamen Sorgen über die armen 
deutschen Zeitungsverleger auf - vor 
allem weil sie zunehmend unter der 
Konkurrenz des Internet zu leiden 
hätten. Aber wir brauchen um sie kei¬ 
ne Angst zu haben, schon gar nicht um 
die großen Konzerne, zu denen neben 
Springer, Funke und Madsack auch 
Bertelsmann, Burda, Bauer, die Stutt¬ 
garter Verlagsgruppe ( Stuttgarter Zei¬ 
tung, Stuttgarter Nachrichten, Süddeut¬ 
sche Zeitung, Die Rheinpfalz und so 
weiter) sowie DuMont ( Kölner Stadt- 
Anzeiger, Kölnische Rundschau, Mit¬ 
teldeutsche Zeitung, Berliner Zeitung, 
Hamburger Morgenpost, Express usw.) 
gehören. Schon die genannten Sum¬ 
men, die Springer für die veräußerten 
Blätter erhält, sprechen gegen die Ver¬ 
mutung, daß sich das Zeitungsgeschäft 
nicht mehr lohne. Nach Angaben des 
Dortmunder Medien-Professors Frank 
Globig erzielen die deutschen Verleger 
eine ums Drei- bis Vierfache höhere 
Rendite als die Unternehmer in ande¬ 
ren Branchen. 


Leider verwenden sie den üppigen 
Profit nicht für besseren Journalismus, 
nicht für aufwändigere, kritischere Re¬ 
cherche, nicht für mehr Meinungsviel¬ 
falt, im Gegenteil: Redaktionen werden 
verkleinert oder zusammengelegt (bei¬ 
spielsweise Springers Bild Berlin und 
BZ) oder ganz aufgelöst wie die der 
dennoch weitererscheinenden West¬ 
fälische Rundschau (Funke-Gruppe). 
Viele Reporter- und Korresponden¬ 
tenstellen werden gestrichen. Inhaltlich 
unterscheiden sich die Blätter immer 
weniger voneinander. Gerade die bun¬ 
desüblichen regionalen Monopolblät¬ 
ter haben allesamt die gleiche Tendenz: 
für niedrige Löhne, gegen Arbeitszeit¬ 
verkürzung, also für fortdauernde Mas¬ 
senarbeitslosigkeit, damit Lohnarbeit 
immer noch billiger wird, für die Seg¬ 
nungen der Konkurrenz auf dem frei¬ 
en Markt (die Verleger selber würden 
allerdings ihre bequeme Monopolstel¬ 
lung niemals freiwillig aufgeben), für 
einen „starken Staat“ zur Sicherung der 
bestehenden Besitz- und Machtverhält¬ 
nisse, für Aufrüstung, für die Teilnah¬ 
me deutscher Soldaten an militärischen 
Konflikten. 

Hauptsächlich verwenden die Verlags¬ 
konzerne ihre Profite für den Ausbau 
und die Festigung ihrer Macht:. Das 
Bertelsmann-Imperium umfaßt längst 
alle Länder der Erde und alle Arten 
von Medien. Springer hat unter ande¬ 
rem in Osteuropa große Eroberungen 
gemacht, Funke auf dem Balkan. Die 
großen Zeitungsverlage entwickelten 
sich zu Multi-Media-Unternehmen, 
bauten sich eigene Druckereien, pro¬ 
duzierten Zeitschriften und Bücher, 
stiegen in Hörfunk und Fernsehen ein 
und investieren gegenwärtig vor allem 
ins Internet. Wenn sie sich die neuen 
Medien aneignen, brauchen sie vor 
ihnen keine Angst zu haben. Frühere 
Klagen, das Internet nehme den Zei¬ 
tungen die Stellen-, Auto- und Woh¬ 
nungsanzeigen weg, sind verstummt. 
Springer wird sicher auch das Geld, 
das es von Funke und Madsack erhält, 
im Wesentlichen dazu verwenden, im 
Internet neue Möglichkeiten der Mas¬ 
senbeeinflussung und zugleich Quellen 
für immer höhere Werbeeinnahmen zu 
erschließen. 

Die Parole „Enteignet Springer!“ ist 
schon 45 Jähe alt. Damals, 1968, war der 
Springer-Konzern noch ein Zwerg ge¬ 
messen an seiner heutigen Größe und 
Macht. Trotz der Trennung von etlichen 
Zeitungen und Zeitschriften behält 
der Konzern mit Bild, Bild am Sonn¬ 
tag, Welt, Welt am Sonntag usw. auch im 
Printbereich eine führende Position. 
Das Verschieben von Medien zwischen 
den großen Konzernen zeigt darüber 
hinaus: Diese Konzerne, auch durch 
Druck- und Vertriebsgemeinschaften 
vielfach miteinander verbunden, bilden 
ein Kartell, das in seiner Gefährlichkeit 
für die demokratische Meinungs- und 
Willensbildung nicht ernst genug ge¬ 
nommen werden kann. 

Der vorvorletzte Bundespräsident, 
Horst Köhler, sozialistischer Anwand¬ 
lungen eigentlich unverdächtig, hat 
einmal in einer medienpolitischen 
Rede in Berlin zustimmend Karl Marx 
zitiert: „Die erste Freiheit der Presse 
besteht darin, kein Gewerbe zu sein.“ 
Weitersagen! Aber es genügt nicht, 
den Mangel an Freiheit zu beklagen. 
Zu fordern ist, daß Mc Brides Bemü¬ 
hungen um eine Weltinformationsord¬ 
nung wiederaufgenommen werden. In 
Deutschland müssen wir uns der an¬ 
timonopolistischen Bestimmungen 
in den Länderverfassungen (Presse¬ 
recht ist Landesrecht) erinnern. In 
Städten und Regionen wie Braun¬ 
schweig, Kassel, Magdeburg müssen 
sich Demokraten zusammentun, um 
den Ge- bzw. Missbrauch der jewei¬ 
ligen Pressemonopole zu dokumen¬ 
tieren. Die Gewerkschaften, nament¬ 
lich ver.di, müssen dringend für die 
Streichung des Tendenzparagraphen 
im Betriebsverfassungs- und im Mit¬ 
bestimmungsgesetz aktiv werden, der 
die Mitwirkungsrechte der Beschäftig¬ 
ten in sogenannten Tendenzbetrieben 
einschränkt; es ist ein böser Witz, dass 


UZ: Die Duisburger „Bürgerinitiative 
Zinkhüttenplatz “ kämpft seit Monaten 
um den Erhalt der dortigen Wohnsied¬ 
lung, die aufgrund des Baus eines „ Fac- 
tory Outlet Center “ (FOC) abgerissen 
werden soll Welchen Umfang soll das 
FOC haben? Wieviele Häuser sollen da¬ 
für abgerissen werden? 

Sylvia Brennemann: Das geplante Fac- 
tory Outlet Center soll insgesamt eine 
Verkaufsfläche von 31000 Quadratme¬ 
tern haben. Es soll zwischen zwei Stadt¬ 
teilen im Duisburger Norden installiert 
werden. Eine alte Veranstaltungshalle 
und ein ausgedientes Schwimmbad, so¬ 
wie die Zinkhüttensiedlung sollen für 
die Pläne herhalten. 

Die Wohnsiedlung galt bis dato als gut 
vermietbar, vertretbare Mieten und 
gut erhaltene Wohnsubstanz zeichnen 
die 400 Wohnungen aus. Die zumeist 
älteren etwa 1000 Betroffenen sollten, 
wenn es nach dem Willen der Stadt 
Duisburg und des Investors geht, wie 
sie es nennen, sozialverträglich umge¬ 
siedelt werden. Viele der Betroffenen 
wohnen inzwischen mehrere Jahrzehn¬ 
te in der Siedlung. Gute nachbarschaft¬ 
liche Vernetzung und ein intaktes sozi¬ 
ales Gefüge prägen nach wie vor das 
Wohnklima innerhalb der Siedlung. 

UZ: Und was sind fernab davon Ihre 
Hauptargumente gegen den Bau des 
FOC? 

Sylvia Brennemann: Das stärkste Ar¬ 
gument ist zweifellos der ungebroche¬ 
ne Widerstand von etwa 150 Familien. 

UZ: Jedoch wurde verschiedentlich be¬ 
hauptet, dass der Widerstand der Mieter 
nahezu am Ende wäre und viele Men¬ 
schen ihre Wohnungen bereits verlassen 
hätten. Also ist Ihre Kritik offensichtlich 
selbst bei den Betroffenen nicht wirklich 
mehrheitsfähig? 

Sylvia Brennemann: Eine Umfrage un¬ 
ter den Betroffenen zu Beginn hat er¬ 
geben, dass 97 Prozent keinesfalls ihre 
Wohnungen räumen wollten. Tatsäch¬ 
lich wurden die Betroffenen massiv 
unter Druck gesetzt. Das sogenannte 
sozialverträgliche Umzugsmangement 
ist eine Farce und taktiert letztlich mit 
höchst mafiosen Methoden, die der 
Vertreibung dienen. Einen Sozialplan 
gibt und gab es nie. Die Angst am Ende 
ohne Wohnung dazustehen oder even¬ 
tuell auch keine Unterstützung für den 
Umzug mehr zu bekommen, hat viele 
Betroffene zum Auszug gezwungen. 
Zu einem großen Teil halten wir den 
Kontakt zu den alten Nachbarn. Viele 
schaffen es nicht, sozialen Anschluss in 
der neuen Wohnumgebung zu finden 
und fühlen sich entwurzelt. 

Aber zurück zu unseren Hauptargu¬ 
menten gegen den FOC-Bau: Dieser 
hätte schwerwiegende Folgen für die 
beiden umgebenden Stadtteile Ham¬ 
born und Marxloh. Gerade Marxloh 
hat sich nach Jahren des Niedergangs 
der Schwerindustrie durch eigene Ide¬ 
en und Kreativität zu einer Identität 
verholfen, die sich jenseits des allge¬ 
mein bekannten Schmuddelimage be¬ 
wegt. Marxloh hat Deutschlands größte 
Moschee gebaut, verfügt über Europas 
größte Brautmodenmeile und ist inzwi¬ 
schen Anziehungspunkt für Touristen 
über die NRW-Landesgrenzen hinaus. 


sich die Medienunternehmer immer 
noch auf eine Bestimmung berufen 
dürfen, den der Gesetzgeber einst mit 
der Notwendigkeit begründet hat, die 
Meinungsvielfalt zu schützen. 

Die von Parteipolitikern unter dem 
Druck der Medienunternehmer her- 
untergewirtschaftete öffentlich-recht¬ 
liche Verfassung des Rundfunks muss 
wiederbelebt und auf die Presse aus¬ 
gedehnt werden. Genossenschaftliche 
Medien brauchen Unterstützung. Und 
tagtäglich müssen wir jede Möglichkeit 
nutzen, die von den Monopolmedien 
unterdrückten Wahrheiten unter unse- 


Diese noch sehr junge und fragile Iden¬ 
tität wäre durch den Abzug von Kauf¬ 
kraft sehr stark gefährdet. Die Einzel¬ 
händler hätten Einnahmeverluste von 
bis zu 15 Prozent zu verkraften und das 
FOC würde in seiner Massivität jegli¬ 
che Initiative zerdrücken. 

Die von den Befürwortern versproche¬ 
nen 800 Arbeitsplätze wären in weiten 
Teilen nur Minijobs. Ausbildungsplätze 
sind kaum vorgesehen und die Betrei¬ 
ber sind an keinerlei Tarife gebunden, 
das niedrige Lohnniveau wird selbst 
von den Planern nicht bestritten. 

Ein erhöhtes Verkehrsaufkommen in 
einem stark belasteten Umfeld lässt 
die Planungen zynisch wirken. Das 
zu erwartende Verkehrschaos macht 
auch die Gutachtensituation rund um 
das noch laufende Bauleitverfahren äu¬ 
ßerst schwierig. 

Dann gibt es in einem Abstand von 
nur 100 Metern zum Areal die Grillo- 
Werke, die als Störfallbetrieb eingestuft 
sind. Ein gesetzlicher Mindestabstand 
für jegliche Neuansiedlung rund um 
den Betrieb beträgt aber 800 Meter. 
Damit dürfte das FOC nicht genehmi¬ 
gungsfähig sein. 

UZ: Aber können Sie dem Bau des 
„Factory Outlet Center“ nicht auch ir¬ 
gendetwas Positives ab gewinnen? 

Sylvia Brennemann: Das Factory Out¬ 
let Center ist Teil einer von Größen¬ 
wahn geprägten Politik und Teil eines 
perfiden Plans des Stadtumbaus. Das 
FOC vernichtet bezahlbaren Wohn- 
raum und schafft keine nachhaltigen 
Arbeitsplätze, mit denen die Menschen 
ihren Lebensunterhalt bestreiten kön¬ 
nen. Die knappen Kassen der Stadt 
haben bei den Verantwortlichen eine 
Art Panik ausgelöst, aus der heraus sie 
alternativlos ganze Gebiete der Stadt 
oft unseriösen Investoren überlässt. 
Vertreibung und Verdrängung sind die 
Folge. 

Mit dem harmlos klingenden Namen 
„Duisburg 2027“ und unter dem Deck¬ 
mäntelchen von Bürgerbeteiligung ha¬ 
ben die Verantwortlichen den Plan ent¬ 
wickelt, mehr und mehr besserverdie¬ 
nende und wohlhabende Familien in 
die Stadt zu locken. Dazu gehören of¬ 
fenbar Megaeinkaufszentren. Der Nor¬ 
den ist durch derlei Abrissorgien gleich 
mehrfach betroffen. Der Nachbarstadt¬ 
teil Bruckhausen soll im Rahmen einer 
Umfeldmaßnahme für den Stahlkon¬ 
zern Thyssen Krupp zu großen Teilen 
dem Erdboden gleichgemacht werden. 
Seit einigen Jahren werden hier die 
Menschen zugunsten des sogenann¬ 
ten Grüngürtels aus ihrem Stadtteil 
verdrängt. Im Rahmen von „Duisburg 
2027“ sollen insgesamt noch weitere 
500 Häuser in Marxloh abgerissen wer¬ 
den, um hier dann überwiegend Ein¬ 
kaufsmöglichkeiten und Mischgewerbe 
anzusiedeln. 

Auch die Linksfraktion, die im Duis¬ 
burger Stadtrat mit SPD und Bündnis 
90/Die Grünen kooperiert, hat jedoch 
etwa dem Bau des Einkaufszentrums 
zugestimmt.... 

Die Begründung der Linksfraktion für 
den Bau des FOC unterscheidet sich 
in keiner Weise von der der anderen 
Parteien. Ausverkauf als letzte Chance 
für die Stadt ist das gelebte Motto. Ein 
Umdenken oder die Entwicklung einer 
alternativen Politik hin zu einer soli- 


ren Nachbarinnen und Kolleginnen zu 
verbreiten. Bei alledem empfehle ich 
engen Kontakt mit Beschäftigten der 
Medien - nicht um sie zu beschimpfen, 
sondern um ihnen für ihre öffentliche 
Aufgabe den Rücken zu stärken. 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte 
1966: „Soll der Bürger politische Ent¬ 
scheidungen treffen, so muß er um¬ 
fassend informiert sein, aber auch die 
Meinungen kennen und gegeneinander 
abwägen können, die andere sich gebil¬ 
det haben.“ Dagegen höhnte Verlags¬ 
gründer Axel Springer vor US-ameri¬ 
kanischem Publikum: „Ich war mir seit 


darischen Gesellschaft stehen bei den 
Duisburger Linken leider nicht im Fo¬ 
kus ihrer Politik. Vielmehr schwimmen 
sie mit in der Welle des neoliberalem 
Stadtumbaus und bieten für die Men¬ 
schen im Norden keinerlei Unterstüt¬ 
zung. Auch die Linkspartei hat nicht 
verstanden, dass der ewige Ruf nach 
Mehreinnahmen und der damit ver¬ 
bundene Ausverkauf letztlich nur die 
Kassen der Investoren füllt und eben 
nicht zur Verbesserung der Lebens¬ 
bedingungen im Norden führen wird. 
Dabei verstoßen sie grob gegen die 
Grundsätze, die die Partei sich selbst 
gesteckt hat. 

UZ: Sie haben die Linkspartei aus Pro¬ 
test gegen deren Politik verlassen. Sehen 
Sie keine Chance, dass es dort in Sachen 
FOC doch noch zu einem Umdenken 
kommt? 

Sylvia Brennemann: Nein. Die Frak¬ 
tion zieht nahezu ungebremst ihren 
Stiefel durch. Es hat immer wieder 
Versuche der Mitgliedschaft gegeben, 
durch etwaige Beschlüsse diesen Poli¬ 
tikstil zu durchbrechen, leider haben 
sie sich auch nicht als konsequent ge¬ 
nug erwiesen. Aus der Angst heraus 
der Partei Schaden zuzufügen, gehen 
sie der notwendigen Richtungsdiskus¬ 
sion aus dem Weg. Dabei werden sie 
von ihren Wählern aus dem Duisbur¬ 
ger Norden nicht verstanden und sind 
politisch kaum wahrnehmbar. Diese 
Strategie geht zu Lasten eines eigenen 
politischen Ausdrucks. Aber gerade das 
ist im Zeichen der zunehmenden Kri¬ 
se unabdingbar: eine ausdrucksstarke 
und kämpferische Linke, die sich zu¬ 
gunsten der von Krisen Betroffenen 
und von Armut Bedrohten deutlich 
positioniert und ein dementsprechen¬ 
des Politikkonzept vorlegt. 

UZ: In der Vergangenheit kam es mehr¬ 
fach zu Bedrohungen von Mitgliedern 
Ihrer Bürgerinitiative. Was genau ist 
vorgefallen und wie gehen Polizei und 
Politik mit der Bedrohungssituation 
um? 

Sylvia Brennemann: Seit Beginn des 
Kampfes um die Siedlung werden die 
Bewohnerinnen, Bewohner und de¬ 
ren Unterstützerkreis regelmäßig mit 
Drohbriefen und Sprayaktionen trak¬ 
tiert. Der oder die Täter schrecken 
auch vor Morddrohungen nicht zu¬ 
rück. Den Behörden liegen inzwischen 
über 30 Strafanzeigen vor. Die Politik 
nimmt dies zur Kenntnis, die Ermitt¬ 
lungsergebnisse gehen gegen Null. Wer 
auch immer hinter diesen Übergriffen 
steckt, fügt den Planern natürlich kei¬ 
nen Schaden zu. Einschüchterung als 
Mittel, eine Siedlung doch noch leer zu 
kriegen, wird offenbar geduldet. 

UZ: Gehen Sie davon aus, dass das 
FOC noch gestoppt werden kann? 

Sylvia Brennemann: Es wird im Duis¬ 
burger Norden kein FOC geben und 
das sollte den Verantwortlichen klar 
sein. Zudem, dass der Abstandserlass 
eine Genehmigung nicht zulassen wird, 
ist der Widerstand der verbleibenden 
150 Familien ungebrochen. Der Grö¬ 
ßenwahn wird den Verantwortlichen 
auf die Füße fallen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kriegsende darüber klar, daß der deut¬ 
sche Leser eines auf keinen Fall woll¬ 
te, nämlich nachdenken. Und darauf 
habe ich meine Zeitungen eingestellt.“ 
Spiegel-Verleger Rudolf Augstein kon- 
tatierte: „Das kapitalistische Pressesys¬ 
tem beruht auf dem unveräußerlichen 
Grundrecht jedes Kaufmanns, dumme 
Käufer aufzusuchen und noch düm¬ 
mer zu machen.“ So ist es und so wird 
es bleiben, solange wir nicht unser 
Grundrecht auf Presse-, Informations¬ 
und Meinungsfreiheit geltend machen. 
Keine Demokratie ohne Demokratisie¬ 
rung der Medien! 





Bild oben: Das Erbe der Vergangenheit - Hinterhof an der Weberwiese (1952)... 
Bild oben rechts: Wohnungselend um 1919. In dieser Wohnung, die aus einer 
Stube und Küche bestand, lebten 11 Personen. 

Bild unten: In Berlin (West) nahm in den 80er Jahren der Widerstand gegen 
Wohnungsleerstand und hohe Mieten zu -„Instandbesetzer“ in Berlin- 
Kreuzberg, 1981. 




Bild oben: Aktion gegen Gentrifizierung, 1. Mai 2012 in Hamburg. 

Gentrifizierung: Laut Duden die „Aufwertung eines Stadtteils“ durch dessen 
Sanierung oder Umbau mit der Folge, dass die dort ansässige Bevölkerung durch 
wohlhabendere Bevölkerungsschichten verdrängt wird 



Bild oben: In der DDR wurde unter sozialistischen Bedingungen ein Wohnungs¬ 
bauprogramm im Interesse der arbeitenden Menschen verwirklicht und ist 
bis zum heutigen Tag ein Beispiel für die Verwirklichung des Grundrechts auf 
Wohnen. 


Wohnen ist ein Menschenrecht! 


D urch die klassenmäßig bedingte 
städtebauliche Entwicklung bil¬ 
deten sich in deutschen Indus¬ 
triestädten seit der Wende vom 18. zum 
19. Jahrhundert ihrem Charakter nach 
sehr unterschiedliche Stadtteile heraus. 

Beispiel Berlin 

In Berlin konzentrierten sich die Fa¬ 
briken, Werkstätten und elenden Ar¬ 
beiterquartiere im Norden und Osten 
der Stadt. Die Innenstadt wurde zum 
Geschäftsviertel, in der die Wohnhäu¬ 
ser mehr und mehr von Büros, Restau¬ 
rants und Geschäften abgelöst wurden. 
Die südlichen und vor allem die westli¬ 
chen Randgebiete der Stadt entwickel¬ 
ten sich von vornherein als die vorneh¬ 
men Wohngegenden der herrschenden 
Klasse. 

Groß war in all den Jahren die Woh¬ 
nungsnot - nicht nur in Berlin. Beson¬ 
ders katastrophal war die Lage Anfang 
der siebziger Jahre des 19. Jahrhun¬ 
derts. Viele Familien mussten in not¬ 
dürftig errichteten Barackensiedlun¬ 
gen vor den Toren der Stadt kampieren 
oder als Untermieter und Schlafgänger 
bei anderen Familien Unterkommen. 
Selbst auf dem Alexanderplatz befand 
sich ein Barackenlager. 

Im Jahre 1871 lebten in Berlin 
162 000 Menschen in Wohnungen, die 
meist nur aus einem Zimmer und Kü¬ 
che bestanden und im Durchschnitt 
mit 7,2 Personen bewohnt waren. Die 
Konzentration der werktätigen Bevöl¬ 
kerung in kleine, überbelegte Wohnun¬ 
gen blieb auch im neuen Jahrhundert. 
1905 wohnte die Hälfte der Berliner 
Einwohner in Wohnungen, in denen je¬ 
des heizbare Zimmer mit 3 bis 13 Men¬ 
schen belegt war. Auf die Einzimmer¬ 
wohnungen kamen je Zimmer sogar 
6 bis 13 Personen. Noch im Jahre 1912 
wohnten 600 000 Menschen in Woh¬ 
nungen, in denen jedes heizbare Zim¬ 
mer mit 5 bis 13 Personen belegt war. 
Viele Arbeiter waren oftmals gezwun¬ 
gen, Untermieter oder Schlafgänger 
aufzunehmen, um die Miete aufzubrin¬ 
gen. (Berlin, 800 Jahre Geschichte in 
Wort und Bild, Berlin 1980, S. 174-176) 
In anderen Städten war die Situation 
ähnlich. 

★ 

Kein Wunder, dass die Forderung nach 
menschenwürdigem, bezahlbaren 
Wohnraum zu einer Hauptforderung 
auch der revolutionären Arbeiterbe¬ 
wegung wurde. 

In diesem Zusammenhang konnte in 
den 20er Jahren und nach dem Sieg 
über den Faschismus viel verändert 
werden; viele Probleme aber blieben 
oder entstanden in den letzten Jahr¬ 
zehnten neu... 

★ 

Gewiss, unter Bedingungen wie am 
Anfang des 20. Jahrhunderts muss die 
Mehrheit der Beschäftigten und Ar¬ 
beitslosen heute in Deutschland nicht 
leben. 

Doch Werkverträgler aus Polen, Bul¬ 
garien, Rumänien, Ungarn erleben oft 


eine ganz andere Situation (die UZ be¬ 
richtete mehrfach darüber). 

In vielen bundesdeutschen Städten 
herrscht zunehmend ein erheblicher 
Mangel an Wohnungen, die für Fami¬ 
lien oder für Alleinstehende geeignet 
und auch bei niedrigem Einkommen 
erschwinglich sind. Viele Menschen 
haben keine Chance, eine preiswerte 
Wohnung zu finden. Geringerverdie¬ 
nende und Hartz-IV-Empfänger wer¬ 
den aus den Innenstädten verdrängt. 
Im Jahr 2011 fühlte sich laut dem Statis¬ 
tischen Bundesamt fast jede fünfte Per¬ 
son (19,8 Prozent) in Deutschland nach 
eigener Einschätzung durch ihre mo¬ 
natlichen Wohnkosten wirtschaftlich 
stark belastet. Unter der von Armut 
betroffenen oder bedrohten Bevölke¬ 
rung traf das mit 33 Prozent sogar auf 
jede dritte Person zu, die durchschnitt¬ 
lich 50 Prozent und mehr ihres verfüg¬ 
baren Haushaltsnettoeinkommens für 
Wohnkosten aufwenden mussten. 
Nach wie vor wird preiswerter Wohn¬ 
raum durch Spekulation vernichtet. 
Das Auslaufen von hunderttausenden 
geförderter „Sozialwohnungen, der 
drastische Rückgang dieser Förderun¬ 
gen, der sich weiter ausbreitende Nied¬ 
riglohn- und Niedrigrentensektor, so¬ 
wie Hartz IV-Sanktionen verschärfen 
die Situation weiter. Drastische Miet¬ 
erhöhungen, Stromsperren, Heizungs¬ 
abstellungen, Zwangsräumungen und 
die Verdrängungen von Mietern aus 
angestammten Wohnquartieren neh¬ 
men zu. Besonders dramatisch entwi¬ 
ckelt sich die Lage in Ballungsgebieten 
und Hochschulstädten. 

12,2 Prozent der laut Statistischem 
Bundesamt „armutsgefährdeten“ Be¬ 
völkerung waren nach eigenen Anga¬ 
ben bei Rechnungen von Versorgungs¬ 
betrieben in Zahlungsverzug (Bevölke¬ 
rung insgesamt: 3,9 Prozent). Auch bei 
Hypotheken- oder Mietzahlungen hat¬ 
ten 6,9 Prozent der „Armutsgefährde¬ 
ten“ Zahlungsrückstände (insgesamt: 
2,4 Prozent). 

Bei der selbst bewohnten Wohnung 
bzw. dem selbst bewohnten Haus traten 
in vielen Fällen Feuchtigkeitsschäden 
auf: Nahezu ein Viertel (23,9 Prozent) 
der „armutsgefährdeten“ Bevölkerung 
gab 2011 an, das Dach sei undicht, es 
gebe Feuchtigkeitsschäden in Wän¬ 
den, Böden oder im Fundament, oder 
Fensterrahmen und Böden 
seien von Fäul¬ 
nis befallen. 

Insgesamt 
beklagten 
13,7 Prozent 
der Bevölke¬ 
rung solche 
Mängel. 

Weitere Belas¬ 
tungen durch 
die Wohnsi- 
tuation betra¬ 
fen die nähe¬ 
re Wohnum- 
gebung: Mehr 
als jede vierte 


Person (25,8 Prozent) litt 2011 unter 
Lärmbelästigung. Bei den „Armutsge¬ 
fährdeten“ war es mehr als jede drit¬ 
te (33,6 Prozent). Auch Kriminalität 
und Vandalismus sowie Umweltver¬ 
schmutzung im Wohnumfeld belaste¬ 
ten die Wohnqualität vieler Menschen 
in Deutschland. 

Innerhalb des bestehenden Systems 
werden lediglich Scheinlösungen 
angeboten: Subventionierung von 
Grund- und Boden- sowie Wohnungs¬ 
baukonzernen und eine so genannte 
„Eigentums“förderung, die den Man¬ 
gel an preisgünstigem Wohnraum noch 
mehr verschärft. Es existiert nach wie 
vor eine Vernichtung von Wohnraum 
durch Spekulanten und staatliche Stel¬ 
len mit damit verbundener Gentrifizie¬ 
rung. 

In der „Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte“ vom 10. Dezem¬ 
ber 1948 (Resolution 217 A (III) der 
UN-Generalversammlung) heißt es in 
Artikel 25: „1. Jeder hat das Recht auf 
einen Lebensstandard, der seine und 
seiner Familie Gesundheit und Wohl 
gewährleistet, einschließlich Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, ärztliche Versor¬ 
gung und notwendige soziale Leistun¬ 
gen, sowie das Recht auf Sicherheit im 
Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Invalidität oder Verwitwung, im Alter 
sowie bei anderweitigem Verlust seiner 
Unterhaltsmittel durch unverschuldete 
Umstände.“ 

Um dies durchzusetzen ist eine grund¬ 
sätzlich andere Politik nötig. In seiner 
Artikelserie „Zur Wohnungsfrage“ 
wies vor 140 Jahren Friedrich Engels 
darauf hin, dass im Kapitalismus kei¬ 
ne Lösung dieses Problem zu errei¬ 
chen ist und problematisierte die Ei¬ 
gentumsfrage. Er betonte: „... Erst 
durch die Lösung der sozialen Frage, 
d.h. durch die Abschaffung der kapi¬ 
talistischen Produktionsweise, wird zu¬ 
gleich die Lösung der Wohnungsfrage 
möglich gemacht.. .Zunächst wird aber 
jede soziale Revolution die Dinge neh¬ 
men müssen, wie sie sie findet, und den 
schreiendsten Übeln mit den vorhan¬ 
denen Mitteln abhelfen müssen.“ 

(Genutzt wurde für diesen Beitrag auch 
der Antrag der DKP Main-Kinzig an den 
20. Parteitag) 































10 Freitag, 2. August 2013 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Nur eine 


D ie Weltwirtschaftskrise steht in Wechsel¬ 
wirkung mit anderen Krisen: der ökologi¬ 
schen, der Energie- und Rohstoffkrise, der 
Krise des bürgerlichen Parlamentarismus, mit 
geopolitischen Krisen, um nur einige zu nennen. 
Hier soll es primär um die ökonomische Krise 
gehen. Ihre Analyse muss die Verflechtung zykli¬ 
scher und überzyklischer Erscheinungen beach¬ 
ten sowie die Verflechtung mit der staatsmonopo¬ 
listischen Regulierung und deren Krisen. 1 
Die gegenwärtige Weltwirtschaftkrise ist eine 
besonders große und tiefe globale Überproduk¬ 
tionskrise mit ungleichmäßigem Verlauf. Vergli¬ 
chen mit den bisherigen zyklischen Krisen in der 
Bundesrepublik 2 ist sie die längste und tiefste. So 
war 1975 das BIP um 0,9 Prozent, 1993 um 1 Pro¬ 
zent, aber 2009 um 5,1 Prozent im Minus. Wie die 
vonl 929 begann die aktuelle Krise in den kapi¬ 
talistischen Hauptländern. In den Schwellenlän¬ 
dern führte sie nur zu einer Abschwächung relativ 
hohen Wachstums, vor allem, weil China kurzfris¬ 
tig seine Binnennachfrage massiv anhob. 

Die Handelsströme in Süd-Süd-Richtung gewan¬ 
nen in der Krise an Gewicht. Gleiches gilt für 
die Richtung der Auslandsdirektinvestitionen. 
Ihr Zufluss in die Entwicklungsländer war 2012 
größer als in die entwickelten Länder. 3 So kann 
als Folge der Krise eine Kräfteverschiebung in 
der Weltwirtschaft zugunsten der aufsteigenden 
BRICS-Staaten prognostiziert werden. Weniger 
überschaubar sind die Aussichten für die alten 
Zentren des Kapitalismus. 

Früh wiesen die Autohalden Ende 2008 auf den 
Charakter der Krise als Überproduktionskrise 
hin. Zeitgleich fuhren Stahl- und Chemiekonzer¬ 
ne ihre Produktion herunter. Die Öl- und Roh¬ 
stoffpreise sanken. Parallel entwickelte sich aus 
der US-Immobilienblase eine Bankenkrise. Die 
US-Immobilienblase fungierte als „Sicherheit“ 
für eine schuldenünanzierte Nachfrage der US- 
Konsumenten, die die zu niedrigen Löhne und 
Einkommen kompensierte. Diese „Finanzialisie- 
rung“ hat Kaufkraft generiert und die neoliberale 
Umverteilung von unten nach oben abgefedert. 
Die Finanzialisierung der Schulden der US-Bür- 
ger war eine der Säulen des neoliberalen Regimes 
der staatsmonopolistischen Regulierung, welche 
sich in den Jahrzehnten vor der Krise etabliert 
hatte. Diese Säule üel nun weg. Dem Absturz 
wirkten die großen Staaten auf zwei Ebenen ent¬ 
gegen: Zum einen ging es um die Stabilisierung 
der Banken, zum anderen darum, die Phase der 
Depression durch antizyklische Staatsausgaben 
abzukürzen. In der Bundesrepublik wurden 2008 
der Bankenrettungsfonds SoFFin und ein Unter¬ 
nehmensrettungsfond gebildet. Es kam zu „Kon¬ 
junkturpaketen“. 

Auf internationaler Ebene zeigten sich schnell 
grundlegende Interessenunterschiede zwischen 
den imperialistischen Hauptmächten. So lehnte 
die Bundesregierung gemeinsame Rettungsfonds 
auf europäischer Ebene ab, die Sarkozy und die 
EU-Kommission vorschlugen. Die Bonität des 
deutschen Staates sollte allein der deutschen 
Wirtschaft zugute kommen. Seit Beginn der Kri¬ 
se wird bei den G20-Gipfeln Druck auf die Bun¬ 
desregierung gemacht, ihre Austeritätspolitik zu 
lockern und einen größeren Beitrag zum Wachs¬ 
tum der Weltwirtschaft zu leisten. 

Der Konflikt ist alt. Schon bei den G7-Treffen 
nach der Weltwirtschaftskrise 1974/75 stand Hel¬ 
mut Schmidts Sparpolitik am Pranger. IMSF- 
Vertreter analysierten 1979: „Gegen die Bonner 
Politik formierte sich vor allem in den internati¬ 
onalen Gremien (EG, OECD) Kritik, da hier die 
keynesianische Strömung die Interessenlage der 
Mehrheit der Teilnehmerländer ausdrückt.“ 4 Da¬ 
gegen entspricht die „Stabilitätspolitik“ der Inte¬ 
ressenlage der deutschen Großkonzerne und dem 
Geschäftsmodell der BRD-Wirtschaft. 5 
Heute produzieren die USA 70 Prozent ihres BIP 
für den eigenen Binnenmarkt. Fast ein Drittel des 
US-BIP kommen aus dem Finanzsektor, der in 
der Krise schrumpft. Um ihre Defizite abzubau¬ 
en, sind die USA dringend auf höhere Exporte 
angewiesen. In Großbritannien kommt das BIP 
ebenfalls in hohem Maß aus dem Finanzsektor. 
Beide Länder wollen sich in den Finanzsektor 
nicht hineinreden lassen, sind hoch verschuldet 
und an einem Abbau der deutschen Exportüber¬ 
schüsse interessiert. Frankreich hat bezüglich der 
deutschen Exportüberschüsse ähnliche Interes¬ 
sen wie die USA und Großbritannien. Es tritt für 
eine weichere Linie gegenüber den Schuldnerlän¬ 
dern der Eurozone ein. Die französische Variante 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus ist mehr 
etatistisch und stärker binnenmarktorientiert. 
Dagegen ist die deutsche Variante durch ext¬ 
reme Export- und Weltmarktorientierung auf 
Kosten der Binnenentwicklung charakterisiert. 
Bisher gingen die deutschen Monopole gestärkt 
aus der Krise hervor. Sie nutzten die Konjunk- 


„stinknormale" zyklische Krise? 

Von Beate Landefeld 


turprogramme Chinas und der USA gezielt, um 
an Großaufträge zu kommen. Sie sind besonders 
stark in Branchen wie Autoindustrie und Maschi¬ 
nenbau, für deren Produkte in den Schwellenlän¬ 
dern große Nachfrage besteht. Sie sind internati¬ 
onal aufgestellt und weniger als die französischen 
Monopole vom westeuropäischen Binnenmarkt 
abhängig. Sie haben das Ausmaß ihrer Abhängig¬ 
keit vom westeuropäischen Markt durch Investi¬ 
tionen in den USA und in den BRICS-Staaten 
während der Krise weiter reduziert. 


Lissabon am Tag des Generalstreiks am 27. Juni 2013. 

Sie profitierten von der in Deutschland weit ent¬ 
wickelten Flexibilisierung, die Kurzarbeit und 
massenhafte Entlassung von Leiharbeitern wäh¬ 
rend der Talsohle und ein rasches Wiederhoch¬ 
fahren der Produktion nach dem Abbau der La¬ 
ger ermöglichte. Jahrelanges Lohndumping und 
Prekarisierung haben ihre Wettbewerbsfähigkeit 
auf Kosten von Konzernen aus Ländern erhöht, 
in denen die Arbeiterbewegung den neolibera- 
len Umbau stärker verzögern konnte. Die Stärke 
des deutschen Staates, seine positive Leistungsbi¬ 
lanz und relativ geringe Verschuldung verschaffen 
Zugang zu billigem Geld. So konnte es 2010 und 
2011 zu einem Zwischenhoch in Deutschland mit 
Wachstumsraten über 3 Prozent kommen. 

Unter den entwickelten kapitalistischen Ländern 
stellt Deutschland im bisherigen Krisenverlauf 
jedoch die Ausnahme dar. In den USA ist das 
Wachstum nach dem Auslaufen der direkten Kon- 
junkturprogramme schwach, trotz nach wie vor 
äußerst lockerer Geldpolitik. Der laut beschwo¬ 
rene „Fracking-B 00 m“ trägt keinen Aufschwung. 
Befürchtungen, die FED könnte ihre Geldpolitik 
straffen, lösen bei Spekulanten panische Ängs¬ 
te vor dem Verfall der Vermögenspreise aus. Die 
Börsenkurse fallen bei jedem positiven Konjunk¬ 
turindikator. Japan kämpft mit riesigen Staatsaus¬ 
gaben gegen die Depression an. Großbritannien 
stagniert. Frankreich fällt gegenüber Deutschland 
weiter zurück. Hollande steht unter Beschuss von 
rechts, auch aus der Bundesrepublik. 

Die internationale Bankenkrise ist nicht ausge¬ 
standen, sondern hat sich, dank der staatlichen 
Bankenrettungen, zu einer Staatsschuldenkri¬ 
se erweitert. Seit 2010 ist durch sie der Bestand 
der Eurozone bedroht. Forciert durch Merkels 
Austeritätspolitik, wurde Euroland zum Epizen¬ 
trum der Krise. Das BIP sank 2012 um 0,3 Pro¬ 
zent, Ende 2012 sank es sogar in der BRD. Für 
2013 werden für die BRD als selbsternannter Lo¬ 
komotive der Eurozone nur 0,4 bis 0,7 Prozent 
Wachstum erwartet. Portugal und Griechenland 
bleiben - Draghis Geldzusagen zum Trotz - ab¬ 
sturzgefährdet. Weltweit kann vom Erreichen ei¬ 
nes Aufschwungs keine Rede sein. 

... und „große Krise“ 

Doch handelt es sich bei der gegenwärtigen Krise 
nicht nur um eine „stinknormale zyklische Krise“. 
Sie ist zugleich eine Krise der neoliberalen Vari¬ 
ante der Regulierung. Diese war der reaktionäre 
Ausweg der Bourgeoisien aus der Krise 1974/75. 

In der Weltwirtschaftskrise 1974/75 hatte sich ein 
mehr auf Binnenmarkt und Massenkonsum set¬ 
zendes, internationales staatsmonopolistisches 
Regime erschöpft. Die Profitraten waren unter 
Druck. Die Überakkumulation 6 wurde wieder 
zur chronischen Erscheinung. Die Bourgeoisien 
suchten die Lösung in verstärkter Weltmarktori¬ 
entierung, in der Stützung der Profite durch Um¬ 
verteilung von unten nach oben, im Roll-Back 


sozialer Errungenschaften, in der Entfesselung 
des Finanzmarkts, kurz: im neoliberalen Umbau. 
In 30 Jahren Neoliberalismus wurden die Profit¬ 
raten stabilisiert. Zugleich aber haben sich die 
drei großen chronischen Ungleichgewichte ver¬ 
schärft, die in der gegenwärtigen Krise gewalt¬ 
sam eklatieren: erstens, die Kluft zwischen arm 
und reich, zwischen zurückbleibender öffentli¬ 
cher Infrastruktur, zurückbleibendem Lebensni¬ 
veau, stagnierender Kaufkraft und Armut einer¬ 
seits und geradezu explodiertem Reichtum der 


Vermögensbesitzer andererseits; zweitens, das 
Ungleichgewicht zwischen dem aufgeblähten Fi¬ 
nanzsektor, in den große Massen des überakku- 
mulierten Kapitals strömen und der „Realwirt¬ 
schaft“; drittens, das Ungleichgewicht zwischen 
den Ländern mit großen Exportüberschüssen und 
den Schuldnerländern. 

Das sind Ungleichgewichte, die sich über Jahr¬ 
zehnte aufgebaut haben und die mit einer „nor¬ 
malen“ zyklischen Krise nicht abzubauen sind. 7 
Daher ist es gerechtfertigt, die gegenwärtige Kri¬ 
se als eine „große Krise“ zu bezeichnen, deren 
Ende noch lange nicht absehbar ist. 

Handelt es sich um eine Krise des Kapitalismus 
als Gesamtsystem, gar um eine „finale Krise“ oder 
eine „Verfallskrise“ wie manche meinen? Inso¬ 
fern, als es eine Krise ist, in der sich die zuneh¬ 
menden überzyklischen Verwertungsschwierig¬ 
keiten des Kapitals spiegeln, in der die Tendenz 
zum Fall der Profitrate und chronische Überak¬ 
kumulation sich geltend machen, in der sich die 
Verschärfung des Grundwiderspruchs zwischen 
der Vergesellschaftung der Produktion und dem 
Privateigentum ausdrückt, zeigt sich in der Tat die 
Überlebtheit des Kapitalismus, seine Überreife. 
Eugen Varga und die kommunistische Bewe¬ 
gung des 20. Jahrhunderts leiteten aus diesen 
Widersprüchen die „allgemeine Krise des Kapi¬ 
talismus“ ab. Die Widersprüche in der Struktur 
und Entwicklungslogik des Kapitalismus waren 
jedoch immer nur eine Seite davon. Die ande¬ 
re Seite, die historisch ebenfalls mit dem Begriff 
der „allgemeinen Krise“ verbunden ist, sind die 
Kräfteverhältnisse im internationalen Klassen¬ 
kampf. So hat die kommunistische Bewegung des 
20. Jahrhunderts an den entscheidenden Verände¬ 
rungen des Kräfteverhältnisses, an der Oktober¬ 
revolution, dem Sieg über den Faschismus und 
dem Zusammenbruch des Kolonialsystems, eine 
erste, zweite und dritte Etappe der allgemeinen 
Krise festgemacht. 

Die lineare Fortschrittsprognose, die hier mit an¬ 
gedacht wurde, ließ sich nach der Konterrevolu¬ 
tion in den ehemals sozialistischen Ländern Eu¬ 
ropas nicht aufrechterhalten. So verschwand der 
Begriff der allgemeinen Krise. Auch die DKP hat 
in ihrem Programm von 2006 auf ihn verzichtet. 
Das ändert natürlich überhaupt nichts an den in¬ 
neren Widersprüchen des Kapitalismus und ihrer 
Verschärfung. Es ist die Kluft zwischen objekti¬ 
ver Überreife des Systems und Zurückbleiben des 
subjektiven Faktors, die den Streit um Ersatzbe¬ 
griffe wie „Systemkrise“, „organische Krise“, „gro¬ 
ße Krise“, „Übergangskrise“ oder „Verfallskrise“ 
hervorruft. Ein solcher Streit kann nützlich sein, 
wenn er zur realistischen Einschätzung der Kräf¬ 
te beiträgt. 

Die weltweiten Kräfteverhältnisse sind für das 
Kapital heute immer noch erheblich günstiger als 
Anfang der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts, 
dem Zeitpunkt der bisher größten Schwächung 


des Imperialismus. Die herrschenden Klassen 
wollen, trotz der Krise des neoliberalen Regimes, 
die Vorteile, die sie daraus gezogen haben, erhal¬ 
ten und steigern. Sie wollen die Krise für eine 
neue Offensive gegen die im 20. Jahrhundert er¬ 
kämpften Rechte der Lohnabhängigen nutzen, 
eine Offensive, die in der Eurozone mit besonders 
rabiaten Methoden geführt wird. 

Für den Abbau der Ungleichgewichte erklären sie 
ihre jeweilgen Konkurrenten zuständig: Die USA 
und Frankreich fordern von der BRD Lohnerhö¬ 
hungen und die Stärkung des Binnenmarkts. Die 
BRD fordert von den USA und Japan die Rück¬ 
führung der Staatsschulden und von Frankreich 
eine nachholende Agenda 2010. Von einem ge¬ 
meinsamen Konzept zur Überwindung der Kri¬ 
se kann keine Rede sein. Jede der imperialisti¬ 
schen Hauptmächte will gestärkt aus ihr hervor¬ 
gehen. Damit verstärkt sich auch die Gefahr von 
Wendungen nach rechts. Die Kriegsbereitschaft 
nimmt zu, auch auf unserem Kontinent, wie das 
Drängen einer französisch-britischen Militärach- 
se in Libyen und Syrien gezeigt hat. 

Die Lohnabhängigen und Volksmassen der Kri¬ 
senländer wehren sich, zum Teil in Form von gro¬ 
ßen Massenbewegungen. Ihre Abwehrkämpfe 
konnten die Kapitaloffensive bisher in keinem 
Land stoppen oder gar umkehren. Die politischen 
und sozialen Kräfte progressiver Veränderungen 
haben ihre historische Schwächephase im Ergeb¬ 
nis der Niederlagen der Arbeiterbewegung im 
letzten Viertel des 20. Jahrhunderts noch nicht 
hinter sich gelassen. Die kommunistischen Par¬ 
teien sind erheblich schwächer als vor 40-50 Jah¬ 
ren. Die sozialdemokratischen Parteien sind zum 
Neoliberalismus übergegangen. Gleiches trifft auf 
einige aus den „neuen sozialen Bewegungen“ her¬ 
vorgegangene Parteien, wie in der BRD die Grü¬ 
nen, zu. 

Es wird in vielen Ländern noch dauern, bis sich 
die Arbeiterbewegung so weit reorganisiert und 
in Kämpfen formiert hat, dass sie zum Kern einer 
Gegenoffensive werden kann. Ohne mobilisier¬ 
te Arbeiterbewegung wird es keinen demokrati¬ 
schen Ausweg aus der Krise geben. Die meisten 
Bourgeoisien haben heute viel Erfahrung darin, 
sich politische Bewegungen der Mittelschichten 
als Innovationspotentiale einzuverleiben, wenn 
der Gegenpol der eigenständigen, zum antimono- 
polistischen Bündnis fähigen Arbeiterbewegung 
fehlt. Nach der Lateinamerikakrise 1980 dauerte 
es etwa 20 Jahre bis mit einer gewissen Wende 
nach links demokratische Auswege beschritten 
wurden. Auch dort gibt sich der Kapitalismus aber 
noch längst nicht geschlagen. 

In einzelnen Ländern sind rasche Veränderungen 
bis hin zu revolutionären Umwälzungen im wei¬ 
teren Verlauf der Krise nicht in jedem Fall aus- 
zuschließen. Doch kann auf Weltebene von ei¬ 
ner systembedrohenden Krise des Kapitalismus 
bis jetzt keine Rede sein. Die Bourgeoisien sit¬ 
zen trotz aller Turbulenzen und trotz fehlender 
Lösungskompetenz fest im Sattel. „Systemkrise“ 
ist somit nicht gleich „revolutionäre Krise“. Ver¬ 
schenken sollten wir den Begriff der „Systemkri¬ 
se“ aber nicht. 

In der radikalen Systemkritik, beim Aufdecken 
der Widersprüche, die über das System hinauswei- 
sen, ist er angebracht. Die Systemkritik muss mit 
dem praktischen Abwehrkampf verbunden sein, 
dessen nächste Ziele auf einen Ausweg aus der 
Krise gerichtet sind, der die Lasten den Verursa¬ 
chern aufbürdet anstatt den Lohnabhängigen. Ein 
Übergang vom Abwehrkampf zu einer Offensive 
der Arbeiterbewegung kann viele Anlässe haben. 
Bei uns wäre er denkbar - um nur ein mögliches 
Beispiel zu nennen - wenn das Ziel einer kollek¬ 
tiven Arbeitszeitverkürzung als Alternative zur 
Prekarisierung wieder zu einem realen Kampfziel 
würde, hinter dem die Massen stünden. 

1 Vgl. Material des KLS-Seminars 26-/27.4.: https://si- 
tes.google.com/site/maschessenaktuell/krisenthe- 
orie 

2 Die Tiefpunkte waren 1958,1967,1975,1982,1993, 
2003,2009. 

3 World Investment Report 2013 der UNCTAD 

4 H. Jung/J. Schleifstein, DieTheorie des staatsmono¬ 
polistischen Kapitalismus und ihre Kritiker. S. 110 

5 Dazu ausführlich: B. Landefeld, Das Geschäftsmodell 
der Bundesrepublik und die Eurokrise, 2013. http:// 
belafix.wordpress.com/2013/04/13/das-geschftsmo- 
dell-der-bundesrepublik-und-die-eurokrise/ 

6 Überakkumulation ist nach Marx„Überproduktion 
von Kapital“ und „heißt nie etwas anderes als Über¬ 
produktion von Produktionsmitteln, Arbeits- und Le¬ 
bensmitteln,die als Kapital fungieren können“-vor¬ 
ausgesetzt der Profit stimmt. (MEW 25, S. 261 ff.) 

7 Wir sehen hier davon ab, dass seit der Krise 1974/75 
auch die zyklischen Krisen keinen „normalen“ Verlauf 
mehr haben. 




m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 2. August 2013 11 


Kugelsicher in die Grundschule 



B ewundernswert am Kapitalismus ist immer wieder die Innovationskraft, mit der er auf neue Herausforderungen re¬ 
agiert. Die gewinnträchtige Antwort auf sich häufende Amokläufen in US-amerikanischen Schulen wird hier vorge¬ 
stellt: Schusssichere Westen und Schulranzen für die Kleinen. Damit ausgerüstet, können die I-Dötzchen nun angstfrei 
und „bulletproof“ für das Leben in einer gewalttätigen Gesellschaft lernen. 


Zwischen Widerstand und Anpassung 

Robert Redfords neuer Film „The Company You Keep“ 


Da hat er aber Glück gehabt, der an¬ 
gesehene Bürgerrechts-Anwalt Jim 
Grant in Albany, dass es zu Beginn 
dieses Jahrhunderts noch keine NSA 
und keine Prism-Programme gab. 
Denn nach 9/11 und dem ihm folgen¬ 
den Fahndungswahn wäre es ihm kaum 
mehr gelungen, alle Welt mehr als drei¬ 
ßig Jahre über seine wahre Identität 
zu täuschen. Grant heißt in Wahrheit 
Nick Sloane und steht seit den 1970er 
Jahren ganz oben auf der Terror-Fahn¬ 
dungsliste des FBI, weil er bei einem 
Banküberfall mit der Stadtguerilla The 
Weather Underground einen Bankan¬ 
gestellten erschossen haben soll. Mit 
der Festnahme seiner einstigen Mit¬ 
kämpferin Sharon droht nun auch sein 
Versteckspiel aufzufliegen, denn ein 
Jungreporter sieht in dieser Story die 
Karrierechance seines Lebens. Damit 
beginnt eine mehrfache Verfolgungs¬ 
jagd. Sloane, nun verfolgt von Presse 
und FBI, ist zugleich selbst auf der Su¬ 
che nach untergetauchten Exgenossen, 
speziell seiner Geliebten Mimi, die als 
einzige sein Alibi für die Tatzeit bestä¬ 
tigen kann... 

Verfolgte Unschuld und der Sieg der 
Wahrheit, in Robert Redfords Oeuvre 
als Regisseur und Schauspieler waren 
sie schon mehrfach zentrale Themen, 
oft behandelt vor dem Hintergrund 
realer Ereignisse aus der Geschichte 
seines Landes. In Alan Pakulas „All 
the President’s Men“ über Nixons Wa¬ 
tergate-Skandal spielte Redford selbst 
den unbestechlichen Reporter Bob 
Woodward. Mit nunmehr 77 Jahren 
überlässt er die Reporterrolle des Ben 
Shepard lieber dem Jungstar Shia La- 
Beouf. Dem hat Drehbuchautor Lern 
Dobbs viel Raum und Dialoge gege¬ 
ben, doch den Konflikt zwischen Kar¬ 
rierestreben und Moral kann der oft 
übertrieben fahrig und hektisch wir¬ 
kende LaBeouf nicht wirklich glaub¬ 
haft machen. Ganz anders die berühm¬ 
ten Altstars, denen Redford kleine, 
aber feine Nebenrollen zugedacht hat. 
Angefangen mit Susan Sarandon als 
Sharon, die von Shepard in ihrer Ge¬ 
fängniszelle interviewt wird und sich 
als ungebrochene Widerständlerin er¬ 



Robert Redford hat die „linken" Altstars um sich versammelt. 


weist, über Chris Cooper als Sloanes 
Bruder Daniel, Nick Nolte als Holz¬ 
unternehmer und Fluchthelfer oder 
Stanley Tucci als Shepards Chef bis 
zur legendären Julie Christie als Mimi 
hat Redford, der selber den Nick Slo¬ 
ane spielt, eine Riege von Hollywood- 
Veteranen um sich versammelt, die wie 
er selbst politisch eher zum Lager der 
„liberals“ in der US-Unterhaltungsin- 
dustrie zählen. Die Sympathie, die sie 
Redford und seiner durchaus aktuellen 
„Botschaft“ entgegenbringen, ist auch 
in ihren kurzen Auftritten spürbar. 
Zwar ist die im Film erzählte Geschich¬ 
te fiktiv, aber schon die ersten Bilder 
fächern mit Archivmaterial und Nach¬ 
inszenierungen von TV-Nachrichten 
den historischen Hintergrund auf und 
geben zugleich das Tempo für span¬ 
nungsgeladene Kinounterhaltung vor. 
Die Handlung ist allerdings klar veror- 
tet in der Realität eines Landes, das in 
Angst gehalten wird vor einem längst 
nicht mehr virulenten Terrorismus. Die 
Terroristen von einst haben sich neue 
Identitäten und angesehene Existen¬ 
zen zugelegt, lassen aber dennoch ih¬ 


ren Kumpel Sloane nicht im Regen 
stehen, wenn er Hilfe braucht. Ihre 
Lebenserfahrung und Rationalität er¬ 
lauben es ihnen nicht, sich vorbehaltlos 
für eine Gesellschaft zu erklären, die 
verlernt hat zu differenzieren und im 
Sinne von George W. Bush nur ein „für 
uns“ oder „gegen uns“ kennen will. 
Das positioniert auch Redfords Film 
irgendwo zwischen vielen Stühlen. 
Zwar ist ein klares Schuldbekennt¬ 
nis, wie sie in solcher Angststimmung 
wohl von den Weather People erwartet 
wird, von keinem von ihnen zu haben; 
sie haben, wie es die Gefangene Sha¬ 
ron ausdrückt, „Fehler gemacht“, aber 
„ich würde es wieder tun, anders, bes¬ 
ser. Aber wir waren im Recht.“ Aber 
ganz so radikal und konsequent soll’s 
dann auch wieder nicht sein, und für 
die Hauptfigur Sloane, die ja die ihr 
zur Last gelegte Tat gar nicht began¬ 
gen hat, hält das Drehbuch am Ende 
gar ein unerwartet glückliches Ende in 
einer versöhnten Kleinfamilie vor. Die 
NSA würde ihn so leicht gewiss nicht 
aus ihren Fängen lassen. 

Hans-Günther Dicks 


Detaillierte Hintergründe 

Begebenheiten am Lago Maggiore 


Das Cover des Buches zeigt ein altes 
Auto an einem Sicherungsseil hängend, 
darunter der Titel des Buches. Alles 
klar, es geht wohl um die Bergung eines 
Oldtimers. Der Name Bugatti ist wahr¬ 
scheinlich den meisten Menschen ein 
Begriff. Dea Loher, eine international 
bekannte Dramatikerin, erzählt in ih¬ 
rem ersten Roman aber nicht vorrangig 
die Historie eines alten Autos, sondern 
die jeweils dramatischen Geschichten 
verschiedener Personen, die durch ei¬ 
nen Mordfall in Verbindung geraten. 
Die Begebenheiten haben tatsächlich 
stattgefunden, aber die Personen in den 
drei Teilen des Buches sind frei erfun¬ 
den: Im ersten Teil, er spielt Ende 1913, 
begeht der Bruder des Autobauers Bu¬ 
gatti in Belgien Selbstmord. Der zweite 
Teil spielt im Jahr 2008, hier wird der 
junge Luca in Locarno während der 
Fastnacht von Jugendlichen mit Migra¬ 
tionshintergrund zusammengeschlagen 
und stirbt an den Folgen. Der dritte Teil 
handelt von Jordi, einem Freund von 
Lucas Familie. Als Jordi während einer 
Reise in Venezuela die Nachricht von 
Lucas Tod erhält, will er helfen. 

Der Roman erregt, packt und begeistert 
in allen Teilen. Beim Lesen berührt die 
Zerrissenheit des Bugattibruders, die 
per Tagebucheintragungen beschrieben 
wird. Es erschüttert die Unbeschwert¬ 
heit von Lucas Clique, die einen Streit 
schlichten will und auf die unfassbare 
Wut von Valon, Branko und Iliya trifft. 


Schließlich bewegen das Entsetzen und 
der unermüdliche Einsatz von Jordi, der 
in der Heimatstadt Ascona im Tessin 
für Luca und dessen Familie etwas Be¬ 
sonderes als Denkmal schaffen möch¬ 
te, die Bergung des alten Bugatti Typ 
22 Brescia. 

Man stellt sich das Leben im Tessin am 
Lago Maggiore, wo der Oldtimer seit 
75 Jahren im See liegen soll, schöner 
und friedfertiger vor. Es ist spannend 
zu lesen, wie die Autorin die jeweiligen 
Hintergründe vom Leben und Han¬ 
deln der Protagonisten beschreibt. Sie 
macht das sehr detailliert und verständ¬ 
lich. Vieles lässt einen erschauern, löst 
Unverständnis aus, lässt erkennen, wie 
facettenreich im Guten als auch im Bö¬ 
sen Menschen miteinander und gegen 
einander umgehen! 

Auch Oldtimerfreunde werden zum 
Schluss zufrieden sein, aber vorher müs¬ 
sen sie die vielen Unzulänglichkeiten 
der verschiede¬ 
nen Charaktere 
aushalten. 

Jochen Wiegand 

Dea Loher: Bu¬ 
gatti taucht 
auf. Wallstein 
Verlag, Göt¬ 
tingen 2012, 

206 Seiten, 

19,90 Euro. 



Dea Loher 

BUGATTI 
taucht auf 


Auf dem Weg zur großen Kunst 

Das Gladbecker Geiseldrama in der Literatur 


„Ein deutscher Sommer“ ist der zwei¬ 
te Roman Peter Hennings. Und fraglos 
ist er, dem ersten gegenüber, ein Fort¬ 
schritt. Noch mehr Fortschritt wäre 
möglich. Vielleicht beim dritten. 

Es gab im August 1988 noch die Sowje¬ 
tunion und sie zog sich gerade aus Af¬ 
ghanistan zurück. Noch tobte der Krieg 
zwischen dem Iran und dem Irak, und 
ein Abkommen zwischen der „Eu¬ 
ropäischen Gemeinschaft“ und dem 
„Rat für gegenseitige Wirtschaftshil¬ 
fe“ war unterzeichnet worden, da ge¬ 
schah das, was in die Medien- und Kri¬ 
minalgeschichte der Bundesrepublik 
eingehen sollte: Das Gladbecker Gei¬ 
seldrama. Drei lange Tage zogen zwei 
Bankräuber mit ihren Geiseln durch 
West-Deutschland, hinter ihnen eine 
Karawane aus sensationsgeilen Medi¬ 
en und planloser Polizei, mit ihnen der 
Tod, vor ihnen ein Ende mit Schrecken. 
Das ist Kernthema des Romans von Pe¬ 
ter Henning „Ein deutscher Sommer“. 
Rund um den Kern - den Raub, die Er¬ 
pressung und das Medienspektakel - 
gruppiert Peter Henning eine schwer 
zu überblickende Zahl von Menschen, 
die, ob erfunden oder gefunden, für 
Momente oder ständig, mit dem Ver¬ 
brechen in Verbindung stehen. Perma¬ 
nente Begleiter sind solche, wie der 
RTL-Reporter, getrieben von einer 
hemmungslosen Redaktion und dem 
eigenen Ehrgeiz, der mit der Krimi¬ 
nalkarawane sein bisschen Ego ver¬ 
größern möchte. Oder auch jene, wie 
der Kriminalbeamte, der alle Zweifel 
an der Fähigkeit der Polizei, die im Fal¬ 
le Gladbeck schändlich versagte, in sich 
versammelt. Die Figuren am Rand, der 
polnische Busfahrer eines zeitweilig 
gekaperten Busses, die Trivial-Schrift- 
stellerin mit einem schweren Trauma, 
der Fotograf, der zum Vermittler zwi¬ 
schen Gangstern und Polizei wird, die 
Taxifahrerin, die Jugendlichen, die das 
Drama zum Anlass einer scheinbar po¬ 
litischen Aktion nehmen und alle die 
anderen sind dem Autor der Stoff, aus 
dem er ein Panorama der inzwischen 
versunkenen Bundesrepublik malt. 
Liebevoll und ausführlich pinselt Hen¬ 
ning an jedem einzelnen seiner Men¬ 
schen, Lebensläufe werden ausgebrei¬ 
tet, zumindest angerissen. Das gelingt 
manchmal, wie bei der Beschreibung 
des polnischen Busfahrers, mit großer 
sprachlicher Intensität. Ein anderes 
Mal weiß man nicht so recht, wie bei 
dem jungen Pärchen, das über das Dra¬ 


ma zum politischen Handeln bewogen 
wird, warum sie sich in diesen Roman 
verirrt haben. Und weil der Autor auch 
ein wenig unsicher darüber ist, ob seine 
Wirklichkeit eine wirkliche Wirklich¬ 
keit ist, stopft er sie mit einer unend¬ 
lichen Fülle von Markennamen und 
Produktbeschreibungen voll, als sei es 
ein Stück von Ian Fleming, dem James- 
Bond-Erfinder: „... die Citizen-Auto¬ 
matik mit dem silbernen Stahlarm¬ 
band, dem olivgrünen Zifferblatt und 
den türkisfarbenen fluoreszierenden 
Zahlen...“ ist nur eins von vielen, zu 
vielen Beispielen. Wenn aber ein Name 
mal wirklich zu einem wichtigen Detail 
wird, so im Falle der holländischen Po¬ 
lizei, die auch in die Geiselnahme ver¬ 
wickelt war, dann heißt sie bei Henning 
„Police“, während sie sich in der nieder¬ 
ländischen Wirklichkeit „Politie“ nennt. 
Der vorliegende Roman Peter Hen¬ 
nings ist fraglos ein Fortschritt gegen¬ 
über seinen Erstling „Die Ängstlichen“. 
Der Schriftsteller verzichtet diesmal 
darauf, den lieben Gott ins Buch ein¬ 
zuführen, auch die quietschende Be¬ 
findlichkeit deutscher Kleinbürgerei, 
die noch den ersten Roman mit un¬ 
angenehmen Nebengeräuschen ver¬ 
sah, bleibt dem Leser erspart. Die 
Nähe zum tatsächlichen Geschehen 
bekommt dem Autor und deckt seine 
große Fähigkeit zur literarischen Gen¬ 
remalerei auf. Wenn ihm jetzt noch ein 
Lektor diese oder jene Figur gestrichen 
und jenen oder diesen Ausflug verbo¬ 
ten hätte, dann hätte der Roman noch 
weiter fortschreiten können, zu dem, 
was der Klappentext uns erzählt: „Das 
ist absolut lesenswerte, große Kunst.“ 
Uli Gellermann/www.rationalgalerie.de 


Peter Henning: Ein deutscher Sommer. 
Aufbau Verlag,608 Seiten, 22,99 Euro 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


„Tatort Friedrichshain-Kreuzberg“ 

Von Klaus Linder 


D ie de-industrialisierte Haupt¬ 
stadt Berlin wurde infolge lang¬ 
jähriger Privatisierungspolitik 
ein Versuchslabor zur Enteignung öf¬ 
fentlichen Eigentums. Das betrifft be¬ 
sonders auch den kommunalen Woh¬ 
nungsbestand. Es ist bekannt, daß die 
jüngeren Verbrechen dieser Umvertei¬ 
lungsoffensive von einer rot-roten Ko¬ 
alition ausgeführt wurden. 
Mietpreisexplosion und das Überkip¬ 
pen von Wohnungsmangel in Woh¬ 
nungsnot kündigten sich über Jahre 
an, während jener Senat den Woh¬ 
nungsmarkt noch als „entspannt“ 
bezeichnete, den öffentlichen Woh¬ 
nungsbau einstellte, aus der Sozial¬ 
wohnungsförderung ausstieg und einen 
immensen Teil des kommunalen Be¬ 
standes an Privatinvestoren verscher¬ 
belte. Was den „Sozialen Wohnungs¬ 
bau“ betrifft - die Zahl der betreffen¬ 
den Wohnungen ist nun auf 150 000 
heruntergeschmolzen, was der bundes¬ 
weiten Tendenz entspricht - haben wir 
es mit zwei Fällen zu tun: 

1. Die noch nicht komplett aus der 
Förderung gefallenen Wohnungen lei¬ 
den unter der degressiv angelegten 
Subventionierung der horrenden so¬ 
genannten Kostenmieten: Das För¬ 
dersystem impliziert bekanntlich per¬ 
manente Mietsteigerungen und staat¬ 
lich garantierte Renditen, am Ende 
steht die totale Freigabe der ehemali¬ 
gen Sozialwohnung. 


D ie Mieten in der Bundesrepublik 
werden immer teurer. In Mün¬ 
chen und in den meisten Groß¬ 
städten müssen bei Neuvermietungen 
im Bestand inzwischen 14 bis 15 Euro 
Nettokaltmiete bezahlt werden. Beim 
Erstbezug im Neubau kostet die Netto¬ 
kaltmiete gar 16 Euro und mehr. Dazu 
kommen noch die Betriebs- oder Ne¬ 
benkosten, die z.B. in Mün¬ 
chen bei durchschnittlich 1,60 
Euro pro qm liegen. Die Mie¬ 
te für eine 80 qm-Wohnung 
kostet so etwa 1 200,- bis 
1400,- Euro - ohne Heizungs¬ 
und Stromkosten. Normal ver¬ 
dienende Familien müssen in¬ 
zwischen ein Drittel oder die 
Hälfte ihres Nettoeinkom¬ 
mens für die Miete ausgeben. 

Zu den höchsten Mietpreis¬ 
steigerungen in den letzten 
vier Jahren kam es in Ham¬ 
burg mit plus 25,9 %, in Ber¬ 
lin (plus 25,4 %), oder auch in 
Freiburg (plus 21,4%) oder 
Weimar (plus 20%). In eini¬ 
gen Regionen stehen Hun¬ 
derttausende Wohnungen 
leer - im ganzen Land rund 
3,5 Millionen. Aber die Woh¬ 
nungen liegen dort, wo keine 
gebraucht werden, weil die 
Menschen keine Arbeit finden und des¬ 
halb wegziehen. 

Jetzt ist Wahlkampfzeit und alle Par¬ 
teien, die die derzeitigen Investoren¬ 
freundlichen Mietgesetze beschlos¬ 
sen haben, versprechen plötzlich die 
Einführung von „Mietpreisbremsen“. 
Grundlegende Änderungen, die der 
Mietpreisexplosion und Grundstücks¬ 
spekulation einen Riegel vorschieben 
würden, sind von ihnen allerdings nicht 
zu erwarten. 

Im folgenden Beitrag geht es nicht um 
Reparaturmaßnahmen des kapitalisti¬ 
schen Wohnungsmarktes. Er ist ein Plä¬ 
doyer für grunfdlegende Änderungen, 
ohne die eine soziale Wohnungspolitik 
und eine an den Interessen der Bevölke¬ 
rung ausgerichtete Städteplanung nicht 
zu verwirklichen ist. 

Die Wurzel des Übels 

Private Investoren bauen Wohnungen 
nur dann, wenn sie für ihr investiertes 
Kapital mindestens die marktübliche 
Rendite erzielen. Ohne Aussicht auf 


2. Die anderen Sozialwohnungen fal¬ 
len übergangslos aus der Förderung - 
das trifft auf knapp 30 000 Wohnungen 
zu. Für die Sozialmieterinnen bedeutet 
beides das Gleiche: Sie können die Mie¬ 
te nicht mehr bezahlen, die einen gra¬ 
duell, die anderen von einem Tag auf 
den anderen. 

Meine DKP-Ortsgruppe ist im Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg aktiv, der 
mit niedrigsten Durchschnittseinkom¬ 
men rasanteste Mietsteigerungen auf¬ 
weist. Unsere mietenpolitische Aktivi¬ 
tät begann vor drei Jahren dort, wo es 
am grausamsten zuschlug: Wir orga¬ 
nisierten eine Protestaktion mit Mie¬ 
terinnen der Fanny-Hensel-Siedlung, 
deren Sozialwohungen aus der An¬ 
schlussförderung gestrichen wurden. 
Das bedeutete etwa 400-prozentige 
Mietsteigerungen bis zu 18 Euro pro qm 
nettokalt. Selbstverständlich hätte auch 
eine Steigerung auf ein Drittel oder die 
Hälfte davon für die Bewohnerinnen 
den Rausschmiss bedeutet. Die Zustel¬ 
lung der Mieterhöhungen geschah nach 
rassistischen Auswahlriterien. 

Im Jahr darauf erstellte unsere Grup¬ 
pe eine kleine mietenpolitische Ent- 
hüllungs- und Agitationsbroschüre für 
unseren Bezirk mit dem Titel „Tatort 
Friedrichshain-Kreuzberg“, die sehr 
gute Resonanz hatte. 2011 war Mie¬ 
tenpolitik bereits ein Schwerpunkt im 
Wahlkampf der Berliner DKP zu den 
Abgeordnetenhauswahlen. 


Von Claus Schreer 

Rendite werden auch keine Wohnun¬ 
gen gebaut. 

Der kapitalistische Wohnungsmarkt 
versorgt deshalb ausschließlich die Bes¬ 
serverdienenden, aber nicht diejenigen 
mit durchschnittlichen oder niedrigen 
Einkommen. 

Solange also Wohnungen zum Zwe¬ 
cke des Profits gebaut werden, wird es 


auch keine sozialen und für die Mehr¬ 
heit der Bevölkerung erträglichen Mie¬ 
ten geben. Die Rendite, die von Woh¬ 
nungseigentümern, von Investoren und 
Banken beansprucht wird, verhindert 
das. 

Aus diesem Grund sieht sich der Staat 
seit jeher dazu gezwungen, mit Miet¬ 
preis regulierenden Maßnahmen ein¬ 
zugreifen. Die derzeitigen Mietgesetze 
verhindern jedoch bestenfalls einen Teil 
der Wuchermieten, garantieren aber in 
erster Linie den Renditeanspruch der 
Eigentümer. 

Selbst die Kappungsgrenzen erlauben 
Mietpreissteigerungen von 15 %, bzw. 
20 % innerhalb von drei Jahren und die 
sogenannte „Ortsübliche Vergleichs¬ 
miete“ und die kommunalen Mietspie¬ 
gel orientieren sich an den teuersten 
Mieten - den Neuvermietungen, bei de¬ 
nen die Eigentümer verlangen können, 
was der „Markt“ gerade hergibt. 

Das Hauptinstrument - um die teuren 
Mieten erträglicher zu machen - ist 
seit Jahrzehnten das Wohngeld, eine 


Die wohnungspolitische Situation hatte 
sich stadtweit zugespitzt, in ganz Berlin 
bildeten sich Initiativen gegen die Ge¬ 
schäftemacherei mit dem Wohnraum, 
gegen Verdrängung und Vertreibung. 
Deren Formen sind vielfältig - und 
ebenso die Angriffspunkte der Teil¬ 
kämpfe: Wucher bei den Sozialmieten, 
Privatisierungen kommunaler Woh¬ 
nungsbestände, Luxussanierungen - 
oft als öko-energetisch verkleidet -, 
Abriss, um Platz für Neubauten zu 
schaffen, Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen, Entmietung 
durch das Verrottenlassen der Bausub¬ 
stanz, Unterlassung von Wohnungsbau, 
Zwangsumzüge, Spekulation und auch 
Leerstand. Gerade die Vielförmigkeit 
an der Oberfläche ist dem Senat Vor¬ 
gabe, Kämpfe und Proteste zu spalten. 
Der Zersplitterung entgegenzuarbei¬ 
ten war und ist eine unserer stadtpo¬ 
litischen Hauptaufgaben. Damit stellt 
sich die Notwendigkeit, den Gegner 
zu bestimmen und Einigkeit darüber 
zu schaffen, gegen wen mit wem der 
Widerstand zu führen ist. Das ist umso 
wesentlicher, als der Kampf an zwei¬ 
facher Front, gegen Kapital und Staat 
läuft. 

Kurzer Auszug aus einem Vortrag bei 
der Tagung der Marx-Engels-Stiftung 
„Die neoliberale Stadt - Spaltung, Zo- 
nierung, Widerstand“ 


staatliche Subvention, die die Mie¬ 
ten nicht senkt, sondern weitere Miet¬ 
preissteigerungen ermöglicht. Die stei¬ 
genden Mieten haben wiederum immer 
höhere Wohngeldzahlungen und höhere 
Ausgaben für die Übernahme der Kos¬ 
ten der Unterkunft für ALG II-Emp- 
fänger und für die soziale Grundsiche¬ 
rung zur Folge. Dafür wird heute bereits 


die astronomische Summe von 17 Milli¬ 
arden Euro ausgegeben. Diese Milliar¬ 
den fließen in die Taschen derjenigen, 
die das Problem verursacht haben - an 
die privaten Hauseigentümer und Im¬ 
mobilienspekulanten. 

Das Problem der steigenden Mietprei¬ 
se wird auf diese Weise natürlich nicht 
gelöst. Eine soziale Wohnungs- und 
Mietenpolitik erfordert daher wesent¬ 
lich schärfere Eingriffe in die am Profit 
orientierte Verwertung des Haus- und 
Grundeigentums. 

Die wichtigsten Voraussetzungen für 
eine soziale Wohnungs- und Mietenpo¬ 
litik sind 1. eine dauerhafte Begrenzung 
der Mietpreise, 2. ein Sozialer Woh¬ 
nungsbau der diesen Namen wirklich 
verdient und 3. die Überführung des 
privaten Grundbesitzes in öffentliches 
Eigentum. 

Auszugsweiser Vorabdruck eines Arti¬ 
kels von Claus Schreer für Marxistische 
Blätter 5-2013, Auslieferung September 
2013 


D er Sozialäquator des Ruhr¬ 
gebietes heißt A 40. „Nahezu 
alle im Hinblick auf ihre Sozial¬ 
struktur als sozial problematisch iden¬ 
tifizierte Stadtteile liegen nördlich der 
A 40 in überwiegend sozial benach¬ 
teiligten Wohnquartieren ... in innen¬ 
stadtnahen Lagen ... in traditionellen 
Arbeiterquartieren ... sowie in Gebie¬ 
ten, die durch sozialen Wohnungsbau 
... geprägt sind“ heißt es in einer So¬ 
zialraumanalyse der Emscherregion. 
Armer Norden - Reicher Süden, die¬ 
se Zonenaufteilung kennzeichnet auch 
Dortmund. 

Davon konnten sich die Teilnehmer¬ 
innen einer bundesweiten Wochenend¬ 
tagung der Marx-Engels-Stiftung zum 
Thema „Die neoliberale Stadt - Spal¬ 
tung, Zonierung und Widerstand“ An¬ 
fang Juli auch bei einer „Nord-Süd- 
Nord-Fahrt“ überzeugen. Mittages¬ 
sen gab’s in einer Suppenküche in 
der Dortmunder Nordstadt, die be¬ 
kannt ist als sozialer Brennpunkt mit 
unübersehbarer Armut, Prostitution, 
Drogenproblemen, hohem Anteil an 
Unterbezahlten, Erwerbs- und Mittel¬ 
losen und Flüchtlingen - aus Sicht von 
Bankern und Investoren ein „Schrott¬ 
viertel“ mit vielen „Schrotthäusern“. 
Am frühen Abend ging es dann zum 
„Phoenix-See“ in den Süden und zu¬ 
rück nach Huckarde in die alte Kokerei 
Hansa, wo der pensionierte Stadtpla¬ 
ner und Fotograf Jürgen Evert durch 
seine Fotoausstellung „Gentrification 
am Phoenixsee“ führte. 

Im Norden siedeln Stadtplaner und 
staatliche Wirtschaftsförderer ganz be¬ 
wusst die neuen „schmutzigen Indust¬ 
rien“ an, erläuterte Irina Vellay, neben 
Wolfgang Richter Mitorganisatorin 
der Tagung in ihrem Vortrag. Die zur 
ehemaligen Westfalenhütte gehören¬ 
den Flächen seien zu großen Teilen für 
Logistik vorgesehen, z.B. ein zentra¬ 
les Ikea-Verteilzentrum und ein neu¬ 
es Umschlagszentrum im Hafen. Bis 
2025 steige dadurch der hochbelasten¬ 
de LKW-Verkehr in der Nordstadt um 
84 Prozent, prognostiziert das Bundes¬ 
verkehrsministerium. Das bedeutet für 
die Anwohnerinnen: Lärm- und Ab¬ 
gasbelastung steigen, die Attraktivität 
der Nordstadt als Wohn- und Lebens¬ 
raum sinkt weiter. 

Anders im Dortmunder Süden, in Hör¬ 
de. Früher stand da ein Stahlwerk, sein 
Name Phönix fand Verwendung für 
den „Phönix-See“ - sonst blieb wenig, 
einige industrielle Museumsstücke im 
Gelände. Die schmutzig schwarze Pro¬ 
duktion ist weg, saubere weiße Dienst¬ 
leistung soll kommen und wird gerade 
in hoher Grund- und Geschossflächen¬ 
dichte platziert. Die rohen Produzen¬ 
ten und ihre Familien sind weg - für die 
gehobenen Wohnansprüche der oberen 
Mittelschicht sind die Hänge rund um 
den See terrassiert und werden gerade 
„hochwertig“ mit Eigenheimen bebaut. 
Für sozialen Wohnungsbau, finanzier¬ 
bare Grundstücke und Wohnungen für 
Normalverdienerlnnen ist kein Platz 
vorgesehen. 


U ms Wohnen im Ruhrgebiet geht 
es schwerpunktmäßig in der 
jüngsten Ausgabe der linksal¬ 
ternativen (evangelischen) Zeitschrift 
AMOS, die „aus guten Gründen seit 
1968“ im Ruhrgebiet erscheint. Neben 
der Darstellung von ungewöhnlichen 
Wohnprojekten, mit denen sich Men¬ 
schen individuell gegen den Trend der 
Verwandlung von Wohnstätten in Wa¬ 
ren oder Finanzmarktprodukte stem¬ 
men, wird die wohnungswirtschaftli¬ 
che Lage im Ruhrgebiet analysiert. Es 
geht dabei um die Wohnungsgroßver¬ 
käufe der Kohle-, Energie- und Stahl¬ 
unternehmen und das daraus folgende 
Übel für Mieterinnen. (Sebastian Mül¬ 
ler, Dortmund). Der Bericht der En¬ 
quetekommission des NRW-Landtages 


Bezahlbare Mieten - statt Rendite 


Mietpreis + Profit 
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1 6,00=8 Erstvermietung Neubau 
'15,00£ Neuvermietung 

Bestand 

‘ 12,50£ Mietspiegel 

Durchschnitlsmiete 





Münchner Mieten 

pro qm monatlich 


1,61 ? Betriebskosten 

Wasser, Müllabfuhr, Straßen reinigung, 
Steuer. Versicbefurng. Hausmeister, 
Wariurtg von Etagenheizung 

1,90 € Instandhaftung 

1,5 % der Gebämfe-Herstellungskoslen 

0,10 i Mietausfallwagnis 

1,25 € Abschreibung 

1,0 % der Gebäude-Henstellungskosien 


Diesseits 

Marx-Engels-Stiftung 

„Das planerische Leitbild ,soziale Mi¬ 
schung 4 war und ist eine Konstruk¬ 
tion für die urbane Öffentlichkeitsar¬ 
beit, die tatsächliche Entwicklungen 
zu verschleiern sucht“, meint Wolfgang 
Richter. „Soziale Vertreibung wenig er¬ 
wünschter oder gänzlich unerwünsch¬ 
ter Teile der Stadtbevölkerung ist Teil 
jeder ,Aufwertungspolitik 4 Oft findet 
sie unbemerkt in kleinen Losen statt, 
selten so unübersehbar im großen Los 
wie hier am eigens dafür geschaffenen 
See.“ 

Andreas Hartle machte in seinem 
Tagungsbeitrag den Sprung nach Ham¬ 
burg, zu einem weiteren Schauplatz 
derartiger städtischer Aufwertungs¬ 
politik 4 . Im Schatten der Internatio¬ 
nalen Bauausstellung (iba) und Gar¬ 
tenschau (igs) wird die Flussinsel 
Wilhelmsburg ein traditionelles Ar¬ 
beiterquartier vom sozialen Rand ins 
Zentrum der Stadtentwicklung gerückt 
und radikal umgekrempelt. Dabei geht 
es nicht um die Verbesserung der Le¬ 
bensbedingungen der alteingesessenen 
Wilhelmsburger Bevölkerung, die fast 
zu einem Drittel auf Leistungen nach 
Hartz IV angewiesen ist, sondern eben¬ 
falls um ihre Verdrängung durch „sta¬ 
bilisierende B evölkerungsgruppen“, 
die sich steigende Mieten im Ergeb¬ 
nis der Verdichtung und Aufwertung 
dieses dann innerstädtischen Raumes 
noch leisten können. „Eine behut¬ 
same Stadterneuerung, geleitet von 
sozial- und wohnungspolitischen Ziel¬ 
stellungen, müsste anders aussehen“, 
meint nicht nur Andreas Hartle, der 
auf die wachsenden und sehr kreativen 
Hamburger Initiativen für eine selbst¬ 
bestimmte und soziale Stadt hinwies. 
Schön wäre gewesen, mit Hamburger 
Aktivistinnen direkt ins Gespräch zu 
kommen und von ihren Erfahrungen 
mit iba und igs im O-Ton zu hören. 
Erfahrungen und Schlussfolgerungen 
im O-Ton gab es allerdings reichlich 
aus Berlin und zwar O-Ton DKP. Klaus 
Linder, von Beruf „prekär selbstständi¬ 
ger“ Musiker und in der Freizeit Mie¬ 
teraktivist, berichtete sehr ausführlich 
und facettenreich aus der Perspektive 
der Kommunistinnen im Bezirk Fried¬ 
richshain-Kreuzberg über die jüngsten 
Kämpfe von Sozialmieterinnen am 
Kottbusser Tor, über Möglichkeiten 
und Grenzen ihres Widerstandes, der 
bis zur gemeinsamen und erfolgrei¬ 
chen Verhinderung von Zwangsräu¬ 
mungen ging. Aus kommunistischer 
Perspektive über die Wohnungsfrage 
zu reden, bedeute „in erster Linie um 
die für niedrige Einkommen bezahlba¬ 
re Mietwohnung zu kämpfen“, betonte 
Klaus Linder. Die wohnungspolitische 
Situation sei auch in Berlin gekenn¬ 
zeichnet durch explodierende Mie¬ 
ten, rasant zunehmende Wohnungsnot 
und einen immer noch wachsenden 
Immobilienboom. Die Weichen dafür 
habe die „rot-rote“ Landesregierung 
im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhun¬ 
derts gestellt. (Siehe Kasten.) Umso 
dringender sei es, die Problematik des 
„Sozialen Wohnungsbaus“ wieder ins 


Bei anderen gelesen 

Menschlicher 

„Wohnungswirtschaftlicher Wandel 
und Finanzinvestoren 44 wird kritisch 
bewertet, vor allem, weil entschiedene 
Konsequenzen im Interesse der Mie¬ 
terinnen kaum sichtbar sind. (Daniel 
Zimmermann u.a.) In weiteren Bei¬ 
trägen wird von Viktoria Waltz und 
Brigitte Karhoff die besonders prob¬ 
lematische Wohnungsversorgung von 
älteren Migrantlnnen aufgezeigt und 
beklagt, wie wenig informiert, ehrgei¬ 
zig und umsichtig in den Ruhrgebiets¬ 
stätten generell eine Wohnungspoli¬ 
tik für ärmere Menschen angegangen 
wird. Von der Realisierung eines Men¬ 
schenrechts auf angemessenes Woh¬ 
nen, wie es Pfarrer Günter Rausch - 
inklusive mehr wohnungspolitischem 
Engagement der Kirchengemeinden - 
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Hintergrund 


und jenseits des Sozialäquators 

befasste sich mit städtischer Spaltung, Zonierung und Widerstand 



Zentrum der Auseinandersetzungen zu 
stellen. Hier liege der Dreh- und An¬ 
gelpunkt für das notwendige Formulie¬ 
ren von Forderungen und Reformen. 
Eine Rückkehr zu sozialer Wohnungs¬ 
politik, zu „neuer Gemeinnützigkeit“ 
unter Einschluss kommunaler Woh¬ 
nungsaufsicht als Pflicht auf gäbe und 
erweiterter Mitbestimmungsrechte der 
Mieterinnen forderte auch SDAJ-Bun- 
desvorstandsmitglied Daniel Zimmer¬ 
mann, Raumplaner und Mitarbeiter 
der Enquete-Kommission „Wohnungs¬ 
wirtschaftlicher Wandel“ des Landta¬ 
ges in NRW. Er skizzierte die Hauptin¬ 
halte des 400 Seiten langen Berichtes 
dieser Kommission, der im April 2013 
mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen und Piraten angenommen 
wurde. Ausführlich und detailgenau 
ging er besonders auf die Modelle der 
Finanzindustrie ein, mit denen Miet¬ 
wohnungen in Finanzanlagen verwan¬ 
delt und auch nur noch so verwaltet 
werden, sehr zum Nachteil der Miete¬ 
rinnen, die zur Renditesicherung neuer 
Eigentümer mit höheren Mieten, Ein¬ 
sparungen bei Instandhaltungen leben 
sollen und oft nur unter großen Schwie¬ 
rigkeiten einen verantwortlichen An¬ 
sprechpartner für ihre Anliegen finden. 
Über 1,5 Millionen ehemals gemein¬ 
nützige, kommunale oder Werkswoh¬ 
nungen seien in den Jahren 2004-2007 
privatisiert, d.h. von Finanzinvestoren 
aufgekauft worden. Zwar sei es mit 


dem Ausbruch der Krise 2008 zu einem 
deutlichen Abschwung von Wohnungs¬ 
transaktionen gekommen, doch bereits 
seit 2011 steige das Verkaufsgeschäft 
wieder deutlich an. Diese Entwicklung 
sei nicht irgendwie vom Himmel ge¬ 
fallen, sondern auch durch Gesetzes¬ 
änderungen auf Bundesebene bewusst 
in Gang gesetzt worden, „darunter die 
Abschaffung der Wohnungsgemein¬ 
nützigkeit im Jahre 1989 und das Drit¬ 
te Finanzmarktförderungsgesetz 1988. 
Das Steuersenkungsgesetz zur Un¬ 
ternehmensbesteuerung 2002 mach¬ 
te die Veräußerungen von Kapital¬ 
gesellschaften durch deutsche Unter¬ 
nehmen steuerfrei, was denVerkauf der 
Viterra durch E.ON an die Deutsche 
Annington oder den Verkauf von Thys¬ 
sen-Wohnungen durch Thyssen-Krupp 
an das Konsortium von Stanley Mor¬ 
gan/Corpus zusätzlich befeuerte. Mit 
dem Jahressteuergesetz von 2008 stell¬ 
te der damalige Bundesfinanzminister 
der Großen Koalition, Peer Steinbrück, 
das aus der Zeit der Gemeinnützigkeit 
stammende Eigenkapital für privati¬ 
sierte Wohnungsunternehmen steuer¬ 
frei und verschenkte so Steuereinnah¬ 
men in Höhe von annähernd 35 Milliar¬ 
den Euro an Finanzinvestoren.“ 

Zum Abschluss der Tagung rück¬ 
te Wolfgang Richter am Beispiel der 
Stadt Dortmund die Fakten und Fol¬ 
gen einer weit fortgeschrittenen Zer¬ 
legung des kapitalistisch organisierten 


Arbeitsmarktes in einen schrump¬ 
fenden ersten und wachsende, öffent¬ 
lich subventionierte zweite und dritte 
Arbeitsmärkte ins Zentrum seines Vor¬ 
trages. Letzterer, der moralisierend im¬ 
mer häufiger „Sozialer Arbeitsmarkt“ 
genannt werde, beruhe auf Beschäfti¬ 
gungsmaßnahmen mit denen die öf¬ 
fentliche Hand die Zweitverwertung 
der in der „freien Marktwirtschaft“ aus¬ 
gepowerten und von ihr ausgemuster¬ 
ten Arbeitskräfte betreibe. In der Kom¬ 
mune - als Konzern Stadt verstanden 
und regiert - treffen die Widersprüche 
dieser Transformation direkt und un¬ 
gebremst aufeinander. Personalvertre¬ 
tung und Gewerkschaftsarbeit, Tarifge¬ 
füge, „Gute Arbeit“ und solidarisches, 
an den eigenen Interessen orientiertes 
Widerstandspotenzial seien unter enor¬ 
men Druck geraten. 
Verarmungstendenzen und gesunke¬ 
ne Aufstiegsmöglichkeiten in den Un¬ 
ter- und Mittelschichten tragen nicht 
nur zu wachsender Verunsicherung 
bei, sondern treibe auch Wut, Hass und 
Ohnmachtsgefühle an, so Irina Vel- 
lay in ihrem Vortrag. Wie reagiert die 
Kommunalpolitik auf solcherart „sozi¬ 
ale Unruhe“? „Programmbeschäftigung 
wie die Bürgerarbeit soll hier beruhigen 
und Hoffnung geben. Zugleich wird sie 
für ordnungspolitische Aufgaben einge¬ 
setzt.“ Service-und Präsenzdienste beim 
Ordnungsamt und Quartierskümmerer/ 
innen seien Beispiele für die Verschie¬ 


bung von Sozial- zu Ordnungspolitik 
auf lokaler Ebene. Ordnungspolitik ste¬ 
he jedoch nicht nur mit Blick auf soziale 
Probleme hoch im Kurs, sondern gewin¬ 
ne zur Generierung von Einkünften für 
den kommunalen Haushalt an Bedeu¬ 
tung. Die durch „SOS“-Politik (Sauber¬ 
keit, Ordnung, Sicherheit) zunehmende 
und immer dichtere Überwachung des 
öffentlichen Raumes, schränke nicht 
nur „wilde Aneignung“ ein, sondern 
konfrontiert Bürgerinnen vermehrt mit 
Buß- und Verwarngeldern für z.B. wil¬ 
des Pinkeln (nicht zuletzt wegen häufig 
fehlender öffentlicher Toiletten), wildes 
Grillen, falsches Parken, „aggressives“ 
Betteln, Wegwerfen von Zigarettenkip¬ 
pen, Ausspucken von Kaugummi etc. Es 
zeichne sich ab, dass Ein-Euro-Jobber 
und Bürgerarbeiterinnen gerade in den 
städtischen Problemzonen eine zentrale 
Rolle bei verstärkter Kontrolle spielen 
und dem Versuch mit Not- und Armen¬ 
hilfe die Armut als „normale“ Lebens¬ 
lage „erträglich“ zu gestalten. So ge¬ 
staltete „gesellschaftliche Integration 
arbeitender Armer“ habe, so Irina Vel- 
lay, „ein zwiespältiges Gesicht“. 

Lothar Geisler 

Die Vorträge derTagung„Die neolibera¬ 
le Stadt - Spaltung, Zonierung und Wi¬ 
derstand “ erscheinen als Schwerpunkt 
der Marxistischen Blätter 6-2013 An¬ 
fang Dezember. 


Wohnen mit AMOS 


verhement begründet fordert, sind wir 
in der BRD weiter entfernt denn je 
zuvor. 

„Trotz alledem: Eine andere Wohnwelt 
ist machbar“, heißt es im Editorial der 
Zeitschrift. Dafür seien „neue Part¬ 
nerschaften, neue strategische Alli¬ 
anzen für eine integrierte Wohn- und 
Quartierspolitik und für den Erhalt 
von Wohnsicherheit, von sozialen und 
baulichen Qualitäten ... notwendig. 
Dafür muss die Rolle ortsgebundener 
Wohnungsunternehmen gestärkt, aber 
auch von diesen angenommen werden, 
dazu gehören kommunale Gesellschaf¬ 
ten, Alt-Genossenschaften, stand¬ 
ortverbundene private Immobilien¬ 
eigentümer und ,neue’ Akteure, die 
sich für ein nachbarschaftliches, quar¬ 


tiersbezogenes Wohnen für Alle enga¬ 
gieren, unabhängig davon, ob Nachbar 
oder Nachbarin von Hartz IV leben 
oder als Doppelverdiener mit akade¬ 
mischem Hintergrund ein hohes Ein¬ 
kommen haben.“ (S. 14) 
Wohnungspolitik dürfe sich „nicht auf 
eine Mieter-, Mieten- und Mietrechts¬ 
politik und eine ausgleichende städ¬ 
tische Bodenpolitik beschränken, um 
dem privaten Profit aus der Boden¬ 
rente und der sozialen Segregation 
Schranken zu setzen. Sie muss Nied¬ 
rigeinkommensbezieher mit Wohnun¬ 
gen versorgen. Sie darf nicht in den 
Schrei nach mehr Mietwohnungen ein¬ 
stimmen, solange nicht Klarheit darü¬ 
ber geschaffen ist, für welche soziale 
Schicht und wo gebaut wird, wie eine 


gemeinnütze Bewirtschaftung aussieht 
und wie die Miete und Energiekosten 
für das Neubauen gedeckelt werden. 
Sie darf sich nicht damit begnügen, 
rebellisch Freiräume für besondere 
Wohnformen und Sozialmodelle ein¬ 
zufordern und auf deren staatliche 
Förderung zu pochen, so bedeutsam 
besondere Formen der Wohnfreiheit 
und vor allem das kommunitäre Zu¬ 
sammenwohnen und- wirtschaften für 
die Entwicklung einer demokratischen 
Gesellschaft sind. Aus diesen Freiheits¬ 
bedürfnissen und sozialen Ansprüchen 
an das Wohnen speist sich viel Wider¬ 
stand dagegen, Wohnungen zur Ware 
zu erniedrigen. 

Wohnungspolitik wird zu einem gro¬ 
ßen Anteil Finanzwirtschaftspolitik 


sein müssen. Es muss in der deutschen 
Wohnungspolitik auch darum gehen, 
einfache Bestands Wohnungen aus dem 
privaten Bestand, gerade auch aus dem 
finanzialisierten Bestand, herauszulö¬ 
sen - womit auch immer, durch Geld, 
durch Gesetz oder durch Enteignung. 
Und es muss der politische und ökono¬ 
mische Einfluss des Finanzmarkt- und 
Bankensektors wieder zurückgedrängt 
werden.“ (S. 8) 


AMOS 2-2013 umfasst 24 DIN A 4 Sei¬ 
ten, kostet 4,50 Euro und ist erhältlich 
bei Hartmut Dreier, Schumannstr. 6, 
45772 Marl. 

E-Mail: dreier.marl@freenet.de ; 
www.amos-zeitschrift.de 
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Roland Günter 

Stadtmassaker und Sozialverbrechen 
Studie zur Kommunalpolitik am 
Fallbei(l)spiel „Stadtzerstörung und 
Stadtentwicklung in Duisburg“ 

2013, broschiert, 23,95 Euro 

Mit dem Buch legt der Kunst- und Kul¬ 
turhistoriker Roland Günter ein genaue 
Analyse und scharfe Kritik der Zerstö¬ 
rung der Großstadt Duisburg vor. Ein 
packendes auf - und anregendes Buch 
für alle Menschen, die ihre Stadt nicht 
als Fremdherrschaft erleben wollen, 
sondern als ihren selbstgestalteten Le¬ 
bensraum. Ein Lernbuch zur Stadtkul¬ 
tur. 



AK Umstrukturierung Wilhelmsburg 
Unternehmen Wilhelmsburg 

Stadtentwicklung im Zeichen von IBA 
und igs 

2013, broschiert, 112 Seiten, 9,80 Euro 

Im Stadtteil Wilhelmsburg finden 2013 
die Internationale Bauausstellung 
(IBA) und Gartenausstellung (igs) statt. 
Musterhäuser und Musterlandschaften 
sollen die Erfolge der Unternehmer- 
Stadt Hamburg illustriere. Die Beiträge 
des Buches skizzieren den Prozess einer 
ökologischen, kulturellen und sozialen 
Landnahme, der 2007 begann und 2013 
noch nicht zu Ende ist. 

Wolfgang Richter, Irina Vellay 

Bürgerarbeit - Teil der großen 
Umverteilung? 

Eine empirische Untersuchung am 
Beispiel der Stadt Dortmund 
DIN A 4,112 Seiten, 15,- Euro 

Die Dortmunder Gruppe „Work- 
fare-state - Hausarbeit im öffent¬ 
lichen Raum?“ hat Anfang Juli ih¬ 
ren Forschungsbericht zum Beschäf¬ 
tigungsprogramm „Bürgerarbeit“ 
veröffentlicht. Ein Muss für alle, die sich 
mit der herrschenden Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik befassen und Alter¬ 
nativen suchen. 

In Marxistische Blätter 3-2013: 

Wolfgang Richter 

Die Wohnungsfrage politisieren 

Elke Kahr 

Die Wohnungspolitik der KPÖ in 
Graz 

In Marxistische Blätter 4-2013: 

Franz Stephan Parteder 

Friedrich Engels und die 
Wohnungspolitik der KPÖ in Graz 

Vorankündigung 

Die Marxistischen Blätter veröffent¬ 
lichen in Ausgabe 6-2013 (November) 
die Beiträge der Tagung 

„Die neoliberale Stadt - Spaltung, 
Zonierung, Widerstand“ als Schwer¬ 
punktthema. 

Bestellungen an 

Neue Impulse Versand 

Tel.: 0201-2486482 

Fax: 0201-2486484 

info@neue-impulse-verlag.de 

www.marxistische-blaetter.de 
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Ich glaube, dass nichts uns zusammenführen wird in Himmelshöhen, 

ich glaube, dass nichts uns erwartet 
unter der Erde. 
Doch auf der Erde gehen wir gemeinsam! 

(Pablo Neruda) 

Unser ehemaliger Kreis Vorsitzender 

Alfred Lenkeit 

ist nach längerer schwerer Krankheit gestorben. 

Alfred hat in schweren Zeiten Verantwortung in der DKP übernom¬ 
men und die Geschicke der Partei engagiert mitgestaltet. Dafür ge¬ 
bührt ihm unser Dank. 

Wir werden sein Andenken in Ehren halten. 

DKP Kreisorganisation Wuppertal 

Wir nehmen Abschied am Sonntag, dem 4 . 8 . um 16 Uhr: 

Alte Bandweberei, Oehder Straße 47 - 49 , W.-Langerfeld 


Am 17. Juli verstarb 

Paul Schubert 

Am 29.11.1929 in Schlesien geboren, kam Paul 1954 ins Ruhr¬ 
gebiet. Als jungen Menschen prägten ihn die Erlebnisse im 
2. Weltkrieg. „Nie wieder Faschismus! - Nie wieder Krieg!“ 
war folgerichtig sein bestimmendes Lebensmotto, das er in der 
kommunistischen Bewegung seiner Meinung nach am Besten 
verwirklichen konnte. 1968 gehörte er zu den Mitbegründern 
der DKP in Gelsenkirchen und blieb ihr und der Ostermarsch¬ 
bewegung bis zu seinem Tode treu. 

Wir trauern. 

Martina , Dusanka, Christian, Jürgen Schubert. 

Deine Freunde und Genossen aus Gelsenkirchen. 

Auf Pauls Wunsch findet die Urnenbeisetzung anonym und 
ohne Trauerfeierlichkeiten statt. 

Wer seine Trauer zum Ausdruck bringen möchte, 
kann gerne für die Kinder in Kuba spenden. 
Spendenkonto: Parteivorstand der DKP, Nr. 253525 502 
BLZ 370 100 50 Postbank Köln, 

Stichwort: Paul Schubert 


Herzlichen Glückwunsch unserer Genossin 

Karin Nieswandt, 

die am 9. August 75 Jahre alt wird. 

Dazu gratulieren Dir Deine Genossinnen und Genossen aus 
Norderstedt ganz herzlich. 

Keine Kraft und Mühe hast Du je gescheut, für unsere gemein¬ 
samen Ideale einzutreten. In der Gewerkschaftsarbeit, in der 
Friedensbewegung, im antifaschistischen Kampf, in kommu¬ 
nalen Bündnissen und in unserer Partei - immer war auf Dich 
Verlass. 

Wir wünschen Dir das Wohlfühlen in Deiner neuen Umgebung, 
gute Gesundheit und viel Kraft, so dass Du uns noch lange als 
engagierte Mitstreiterin für Frieden und eine soziale Welt er¬ 
halten bleibst. 

DKP-Gruppe Norderstedt 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366 , www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Wolfgang Gehrcke/Christiane Reymann (Hg): 
Syrien - Wie man einen säkularen Staat zerstört 
und eine Gesellschaft islamisiert 

Längst ist der anfangs friedliche Protest in einen wn außen ge¬ 
schürten und finanzierten bewaffneten Aufstand übergegangen, 
der einen demokratischen Wandel abwürgt. Das Buch ordnet 
den Konflikt historisch ein, untersucht die Politik des Westens 
und skizziert Wege zu Verhandlungslösungen. 

187 Seiten - 990Eun 

Kurt Pätzold: 

Kein Streit um des Führers Bart 

Kontroversen um Deutschlands >dunkle Jahre< 1933-1945 

Wie kam Hitler zur Macht, wie kam die Massengefolgschaft 
zustande und wie entwickelten sich die Lebensverhältnisse? Für 
welche Ziele und Interessen wurde der Krieg entfesselt? Und 
warum ist die Erfindung Götz Alys. die kleinen Leute seien 
»Nutznießerchen« gewesen, heute so wilkommen? 

423 Seiten - 24 90 Eun 

Phillip Becher: 

Rechtspopulismus 

Basiswissen Politik/Geschichte /Ökonomie 

Phillip Becher stellt die relevanten wissenschaftlichen Definitio¬ 
nen und Erklärungen vor. Mi; Profilen rechtspopulistischer For¬ 
mationen in Europa und den USA sowie der Analyse ihrer Pro¬ 
grammatik und Politik geht er ihren Perspektiven, ihrem Verhält¬ 
nis zum Faschismus und den Folgen für de Demokratie nach. 

123 Seiten - 9.90 Euio 


Tel.:(02 21) 44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 



PapyRossa Verlag 


Luxemburger Str. 202 | 50937 Köln 



T|i ,JlL n.. 

Blumenfifur 

Stukenbrock 


Infomiatioiisveranstaltuug der DKP Minister mit 
Hubert Kniesburgcs, dem Vorsitzenden des Arbeitskreises 
„Blumen für Stukenbrock“ zum Aatikriegstag 2013. 


„Und sorget Ihr ; die Ihr noch im Leben steht , dass 
Frieden bleibt\ Frieden zwischen den Menschen, 
Frieden zwischen den Völkern “ 

(Mahnung von Stukenbrock) 


Montag, 19. August 2013, 20.00 Uhr 



Veranstaltungsort: 
Kulturzentrum F24 
Frauenstraße 24, 
43143 Münster 



dkp-muenster.de 


Wir gratulieren herzlich 

Genosse Anton Holweck 


Er wurde am 16. Juli 80 Jahre alt, 


und Genossen Theo Meiser, 
der am 25. Juli 85 Jahre alt wurde. 


Wir wünschen beiden Genossen alles Gute, vor allem Gesund¬ 
heit und Lebensfreude. 

Die Genossen Toni und Theo gehören zu der Generation Kom¬ 
munisten, die in unserem Land die Geschichte der kommunis¬ 
tischen Bewegung verkörpern, diese Geschichte mitgestaltet 
haben und immer noch mitgestalten. Sie sind Teil der Genera¬ 
tionen, die im Programm der DKP gewürdigt werden, die ihr 
Leben lang sich einsetzen, um „alle Verhältnisse umzuwerfen, 
in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“. 

Beide haben als Kinder aktiver antifaschistischer Eltern mit 
diesen 1935 nach Frankreich emigrieren müssen. Nach der Be¬ 
freiung vom Faschismus zurückgekehrt, haben Toni und Theo 
sich in antifaschistischen Organisationen engagiert: Freie De¬ 
mokratische Jugend (FDJ im Saarland), Kommunistische Par¬ 
tei, IG-Metall und nicht zuletzt der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (VVN-BdA). 

Viele gewerkschaftliche und politische Aufgaben und Funktio¬ 
nen haben beide in ihrem Leben erfüllt und ausgeübt. Toni war 
Mitglied des Gründungsausschuss der DKP im Saarland und 
der erste Kreisvorsitzende im Kreis Neunkirchen. 

Noch immer ist Theo aktiv bei der VVN-BdA und ist bei an¬ 
tifaschistischen Aktionen dabei. Auch Toni engagiert sich in 
erster Linie für den Antifaschismus, gegenwärtig für die Eh¬ 
rung von Opfern des deutschen Faschismus durch die Verle¬ 
gung von „Stolpersteinen“. Er nimmt Anteil an der Arbeit und 
Politik der DKP. 

Wir wünschen den Genossen Toni und Theo weiterhin Leiden¬ 
schaft und Kraft in ihrem ungebrochenen antifaschistischen 
Engagement. 


Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Neunkirchen 


Zum Gedenken an eine hervorragende 
Kommunistin und Frauenrechtlerin 

Inge Lange 

Im Alter von 86 Jahren ist Inge - langjähriges Mitglied der 
Parteiführung der SED, verantwortlich für Frauenpolitik in 
der DDR - von uns gegangen. Sie war national und internatio¬ 
nal eine Verfechterin für die Gleichberechtigung der Mädchen 
und Frauen. Viele Errungenschaften der Rechte der Frauen 
sind mit ihrem Wirken verbunden. 

So trauern wir um eine Kämpferin, mit der uns ein vielsei¬ 
tiges politisches und persönliches Verhältnis verband. So ist 
die Trauer um das Ableben von Inge mit unserem Gelöbnis 
verbunden: Wir werden diese Streiterin für die Rechte der 
Mädchen und Frauen nicht vergessen und in ihrem Sinne Wei¬ 
terarbeiten! 

Gerda Mies , Marianne Konze, Ellen Brombacher ; 

Eva Boeller, Henny Dreyfuss , Prof. Dr. Helga Hörz, 
Johanna Klages, Thea Rann, Dodo van Randenborg, 
Walborg Schröder, Bruni Steiniger; Brigitte Triems, 
Doris Gercke, Ellen Weber; Irmgard Bobrzik 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 





15 Uhr 

Kaffee und Kuchen 
Kinderfest und Tombola 
| Catharina erzählt Märchen 
aus aller Welt 
★ 

15.30 UhrTalkrunde 
f„Für eine solidarische Gesellschaft! \ 
Gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Neofaschismus“ 

★ 

18 Uhr bis 18.30 

^wei-Personen-Theaterstück (Horst Marn]| 
19:30 Uhr Fest der Solidarität, 

Duo Dirk + Peter, 
kurdische und türkische Musiker 
★ 

panferkel, kurdische und türkische Spezialitäten 
Bier vom Fass, Wein, kubanische Cocktails. 

21 Uhr Disco DJ Andre 
Musik zum Tanz für Jung und Alt 

Samstag,17. August 2013 
Jahnstraße 2a, Elmshorn 


Liebe Ingrid! 

Ich war dir zu frech und Arno zu eingebildet, 
das hast du dir sicher nicht nur eingeredet. 

Die Schule hatte Vorrang - die FDJ leider nicht; 
das war mir mit 17 gar nicht so recht. 

Bis dann der Instrukteur aus Solingen kam 
und Ingrid flugs die Gruppenkasse übernahm. 

Und später dann - ja da kam der erste Kuss 
von Arno, der es ja wissen muss ... 

Die Trave hast Du immer munter durchschwommen - 
ein Glück, Du bist niemals unter die Schraube gekommen. 
Wir haben gepaddelt, gesungen, gefeiert, gelacht; 
unseren Kindern hat ( s immer Spaß gemacht. 

Die Zeit vergeht - man dreht sich um: Schwupps ist man 80 
und trotzdem noch jung! 

Meiner Freundin, Mitstreiterin und Schwägerin 
die herzlichsten Glückwünsche zum 80sten Geburtstag! 

Ruth 


Liebe Freunde, liebe Genossinnen und 
Genossen, liebe Kolleginnen und Kollegen 

Hiermit möchte ich allen, die zum guten Gelingen meines Ge¬ 
burtstagsfestes beigetragen haben, meinen herzlichen Dank sa¬ 
gen. 

Mein besonderer Dank gilt dem früheren Gewerkschaftssekretär 
Reinhard Gumz für die hervorragende Moderation, sowie allen 
anderen Helferinnen und Helfern, die mit ihm gemeinsam an der 
Vorbereitung und Durchführung des Programms beteiligt waren. 
Es ist ihnen gelungen, diese Feier zu einem tollen und freudigen 
Ereignis für alle zu machen. 

Für die großzügige Förderung bedanke ich mich bei der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei, dem DGB, den Gewerkschaften 
ver.di und IGM, den Ulmer Freidenkern, der VVN-Bund der 
Antifaschisten, der Partei „Die Linke u und dem Dokumentati¬ 
onszentrum KZ Oberer Kuhberg. 

Auch möchte ich mich bei allen Gästen aus Nah und Fern für 
die vielen Glückwünsche, mitgebrachten Köstlichkeiten und 
Geschenke bedanken. Allen, die mir telefonisch und brieflich 
Glückwünsche übermittelten, gilt mein herzlicher Dank. 

Eine besondere Überraschung waren für mich die Darbietungen 
der Arbeiterlieder von Walter Schmid und der Schalmeienkapelle 
aus Schwäbisch Hall. 

Mit kommunistischen Grüßen 
Euer Manfred Eger 


Besten Dank an alle, die uns mit Karten-, Telefon- und 
Blumengrüßen zur 

Diamantenen Hochzeit 

gratuliert haben. Es hat uns sehr gefreut. 


Robert und Marianne Konze 


Toskana, nah am Meer 



fikohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haas oder Häuschen; 
Kinderparadies, 



Entschleunigung: 

Ruhe 8b> Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 Fe Wo je 2-3 Pens, 
ganzjährig in Krätzcburg-Granziri. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trfnoggii.de 
Teh: 0331/S7 0796 (AB| 
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unsere zeit 


Vom LLL-Wochenende 
bis zum Pressefest 

Betr.: Bericht von Wera Richter über 
die PV-Tagung, 

UZ vom 5,7,2013, S. 13 

Freitag, Seite 13, schlechtes Omen? 
Mitnichten! Dieser Artikel von Wera 
Richter enthielt neben anderen wichti¬ 
gen Informationen u. a. die hoffnungs¬ 
volle Aussicht eines evtl, stattfindenden 
Pressefestes im Sommer 2014. Hallelu¬ 
ja! Wenn auch nicht vergnügungssüch¬ 
tig, aber als treue Besucherin dieses 
größten Festes der Linken hoffe ich 
sehr, dass genügend Helfer, vor allem 
aber auch Spender zur finanziellen Un¬ 
terstützung bereit sind, dieses wichtige 
und eigentlich unverzichtbare Fest zu 
ermöglichen. 

Der grüne Park in Wischlingen ist eine 
zauberhafte Kulisse für unser Zeltdorf 
an dem Wochenende des Festes; ich 
verglich es einmal in einem Leserbrief 
an euch mit dem wehrhaften Dorf von 
Asterix & Obelix. 

Bis zum nächsten Sommer sind dann 
hoffentlich die Endlosauseinanderset¬ 
zungen zwischen den Genossen unter¬ 
schiedlicher Auffassung für beide Sei¬ 
ten zufriedenstellend bewältigt. 

Dann wäre, wie bei den Galliern, ein 
großes Lagerfeuer fällig, an dem wir 
uns bei (Wildschwein)Braten wärmen 
und erfreuen und anstoßen auf ein ge¬ 
lungenes Fest. - Letztendlich sind wir 
nur gemeinsam stark. 


Unser Feind sind ja nicht die kriegeri¬ 
schen Römer, es ist der skrupellose Ka¬ 
pitalismus und die Gefahr der sich aus¬ 
breitenden Nazis. Drum - unser Schild 
ist und bleibt die „UZ“. Es muss unser 
Wille und Bestreben sein, unsere Partei 
wie unsere Zeitung zu schützen, zu stär¬ 
ken, jeder nach seinen Möglichkeiten. 
Nicht Friede-Freude-Eierkuchen, um 
Einigkeit bemüht sein, dann klappt’s 
auch mit neuen Mitgliedern. 

Heide Wolff Neuendorf b.E. 

Analyse der CSU kommt im 
Wahlaufruf in Bayern zu kurz 

Betr.: Leserbrief von Randolph 
Oechslein, UZ vom 28.6.2013, S. 15 

„Laut einer Umfrage der Forschungs¬ 
gruppe Wahlen, durchgeführt im Auf¬ 
trag der Süddeutschen Zeitung , käme 
die CSU derzeit auf 46 Prozent. Da¬ 
mit könnte die Partei von Minister¬ 
präsident Seehofer allein regieren.“ 
(SZ 14.6.13). Erst recht, wenn die FDP 
rausfliegt. Trotz Vetternwirtschaft, Mol- 
lath und anderen Skandalen. Die CSU 
sei kein wichtiger, bestens organisier¬ 
ter Teil der äußersten Reaktion? Die¬ 
se Analyse der Rolle der CSU kommt 
im Wahlaufruf der DKP in Bayern zu 
kurz. Ihre parteipolitische Eigenstän¬ 
digkeit nützt die CSU immer noch für 
reaktionäre Vorstöße in der bundesre¬ 
publikanischen Politik, wenn auch ihr 
Einfluss im Vergleich Strauß 4 Zeiten 
zurück ging. So wie Stoiber als baye¬ 


rischer Innenminister das „Ende der 
Einheit der Union“ androhte, falls 
die CDU in der Asylrechtsfrage auf 
eine Grundgesetzänderung verzichte, 
agiert die CSU auch heute noch. Vor 
wenigen Wochen erst konnten wir ih¬ 
ren brutalen Umgang mit den hunger¬ 
streikenden Flüchtlingen in München 
wieder einmal erleben. Hält Genosse 
Oechslein es für einen Zufall, dass die 
meisten NSU-Morde in Bayern gescha¬ 
hen, wo sich die Kameradschaften und 
ihre Terrorzelle wie der Fisch im Was¬ 
ser fühlen können? Die Opposition in 
Bayern war nicht das Thema des Arti¬ 
kels. Aber auch hier gibt es gegen den 
Aufruf der Bezirksvorstände viele Ar¬ 
gumente. Die CSU-Macht zu brechen 
erfordert breite Bündnisse, z.B. gegen 
die Verfassungsänderung, die bei der 
Abstimmung über die Schuldenbrem¬ 
se ansteht. Hier agiert die CSU nicht 
nur gegen die Interessen der Arbeiter¬ 
klasse, sondern auch gegen große Teile 
der Bevölkerung. Leider bestimmt in 
Bayern die CSU nach wie vor das - re¬ 
aktionäre - Klima, die Opposition ist 
in der Defensive. Deshalb sollten wir 
in Bayern bei der Landtagswahl partei¬ 
ungebunden „Links wählen!“ dagegen 
setzen, statt CSU, SPD und Grüne in 
einen Topf zu werfen, wie es im Auf¬ 
ruf der bayerischen Bezirksvorstände 
der Fall ist. Denn sie unterscheiden sich 
nicht in ihren Taten, aber in der Wäh¬ 
lerbasis. Eine Niederlage der CSU wäre 


ein Erfolg - was dann damit zu machen 
ist, entscheidet nicht der Stimmzettel, 
sondern unsere Politik und die der an¬ 
dern CSU-Gegner. 

Andreas Spector (Augsburg), 
Gregor Thaler (Augsburg), 
Sepp Aigner (Landshut), 
Manfred Feldmann (Landshut), 
Peter Willmitzer (München), 
Tobi Woehner (Nürnberg), 
Wolfgang Müller (Regensburg) 
und der Kreisvorstand 
der DKP-Regensburg 

Abwertend 

Betr.: „Nichtreformierbar, 

UZ vom 28.6.2013, S. 6 

Was berechtigt Ulli Brockmeyer und 
die DKP von Syriza abfällig als „neue 
Sozialdemokraten“ zu sprechen? Was 
(...) die Forderung von Syriza nach 
Neuwahlen und ihr Vorhaben mitregie¬ 
ren zu wollen, dermaßen abwertend ab¬ 
zutun? (...) Könnte es nicht eventuell 
sein, dass die Genossen von Syriza die 
Situation und die Lage in ihrem Land 
besser abschätzen und bewerten kön¬ 
nen (...)? 

Siegfried Kassebaum, Kirchlengern 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Stadtlohn: Auswertung des Leitantrags des 
20 . Parteitags der DKP. Parteiraum in der 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 9 . AUG 


Schweinfurt: „Trotzki und Trotzkismus ges¬ 
tern und heute- Eine marxistische Analyse.“ 
Gruppenabend der DKP-Schweinfurt-Hass- 
berge mit Herbert Meißner. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1 , 19.00 Uhr. 


MO ★ 12 . AUG 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des Wasserturmfestes. 
Reinhold- Jürgensen-Zentrum, 19.30 Uhr. 


DO ★ AUG 


Düsseldorf: „Antifaschismus und Kom¬ 
munalpolitik“, Stadtrundgang der DKP. 
Treffpunkt Parkplatz Gerresheimer Glashütte, 
Heyestraße 178 , 18.00 Uhr. 

Düsseldorf: Kreismitgliederversammlung 
der DKP. Gaststätte „Zur Isa“, Friedrich- 
Wilhelm-Straße 5 , 19.30 Uhr. 


SA ★ 17 . AUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP mit Mu¬ 
sik, politischer Diskussion, Kinderfest, Tombo¬ 
la, Flohmarkt, Informationsständen von ver¬ 
schiedenen Organisationen und Vielem mehr. 
Jahnstraße 2 a, ab 15.00 Uhr. 


Zum Tod von Henri Alleg 

Ein unbeugsamer Kommunist und Kämpfer gegen den Kolonialismus 



A m vergangenen Montag (29.7.) 
wurde in Paris der französisch¬ 
algerische Widerstandskämpfer 
Henri Alleg beerdigt, der am 17. Juli, 
drei Tage vor seinem 92. Geburtstag, 
verstorben ist. Er war ein kämpferi¬ 
scher kommunistischer Journalist, der 
Zeit seines Lebens gegen Faschismus, 
Rassismus und Kolonialismus, für Sozi¬ 
alismus, Frieden und die Solidarität zwi¬ 
schen den Völkern gekämpft hat. 
Geboren 1921 in London in einer nach 
England ausgewanderten polnisch- 
russisch-jüdischen Familie, hieß er ur¬ 
sprünglich Harry Salem. Da seine El¬ 
tern wenig später nach Paris übersie¬ 
delten, wuchs er in Frankreich auf. Als 
18-Jähriger ging er 1939 nach Algerien, 
das damals noch unter französischer 


Kolonialherrschaft stand. Dort wurde 
er 1941 Mitglied des Kommunistischen 
Jugendverbands und der Kommunisti¬ 
schen Partei. Unter dem Namen Alleg 
arbeitete er als Mitarbeiter und ab 1951 
als Chefredakteur der Zeitung „Alger 
republicain“ Das war damals die ein¬ 
zige Zeitung in Algerien, die in ihren 
Spalten die Untaten der französischen 
Kolonialherrschaft anprangerte und 
sich für die Selbstbestimmung und Un¬ 
abhängigkeit des algerischen Volkes 
einsetzte. 

Nachdem die „Nationale Befreiungs¬ 
front“ Algeriens (FLN) am 1. Novem¬ 
ber 1954 zum bewaffneten Aufstand 
auf gerufen hatte, weil Bemühungen 
um eine friedliche Regelung mit der 
Kolonialmacht nicht zum Ziel führten, 
wurde die KP Algeriens verboten. Der 
„Alger republicain“ konnte noch mit 
Unterbrechungen weiter erscheinen, 
bis auch er im September 1955 endgül¬ 
tig verboten wurde. Henri Alleg ging 
wie viele andere führende Mitglieder 
der KP in die Illegalität. 

Am 12. Juni 1957 wurde der Journalist 
von einem Kommando der berüchtig¬ 
ten „Paras“ (französische Fallschirm¬ 
jäger) verhaftet. Als er sich weigerte, 


Mitkämpfer zu verraten, wurde er im 
Militärgefängnis wie viele andere po¬ 
litische Häftlinge brutal gefoltert. Er 
wurde geschlagen und der psychischen 
Folter mit dunklen Verweisen auf das 
Schicksal seiner Frau und Kinder aus¬ 
gesetzt, aber auch körperlichen Folte¬ 
rungen wie Elektroschocks und „Wa- 
terboarding“ bis hin zur gewaltsamen 
Injektion eines „Wahrheitsserums“ un¬ 
terworfen. Trotzdem machte er keine 
Aussagen. 

Als er einige Zeit später in ein Zivil¬ 
gefängnis verlegt wurde, gelang es ihm 
dort mit Hilfe französischer Anwälte, 
die von einem von der Französischen 
Kommunistischen Partei (PCF) un¬ 
terstützten Verteidigungskomitee ge¬ 
schickt worden waren, ein Manuskript 
mit seinen Erlebnissen und einer mi¬ 
nutiösen Schilderung der Folterprakti¬ 
ken des Militärs aus dem Gefängnis zu 
schmuggeln. Dieses Manuskript wurde 
im Februar 1958 in Frankreich unter 
dem Titel „La Question“ („Die Fra¬ 
ge“) in Buchform veröffentlicht und 
schlug ein wie eine Bombe. Innerhalb 
weniger Tage waren 60 000 Exempla¬ 
re des Enthüllungsbuches verkauft. Die 
Regierung versuchte, die Verbreitung 


durch ein Verbot und eine großange¬ 
legte Beschlagnahmeaktion zu unter¬ 
binden. Dies führte zu massiven Pro¬ 
testaktionen und machte das Buch nur 
noch bekannter. Führende französische 
Intellektuelle wie Jean-Paul Sartre und 
die Schriftsteller Andre Malraux und 
Francois Mauriac wandten sich gegen 
die ausgeübte Zensur. Das Buch wurde 
in der Schweiz neu aufgelegt und spä¬ 
ter in insgesamt 28 Sprachen übersetzt. 
Für Alleg brachte die Veröffentlichung 
allerdings einen zusätzlichen Anklage¬ 
punkt wegen „Demoralisierung der Ar¬ 
mee“. Am 15. Juni 1960 wurde er von 
einem französischen Gericht in Al¬ 
gier zu 10 Jahren Zwangsarbeit wegen 
„Angriffs auf die Sicherheit des Staa¬ 
tes“ verurteilt. Doch wenigstens konnte 
er als französischer Staatsbürger seine 
Verlegung nach Frankreich erreichen. 
Aus dem Gefängnis in Rennes gelang 
ihm 1961 die Flucht, zunächst in ein il¬ 
legales Quartier in Frankreich, später 
ins Ausland, wo er viele Vorträge hielt. 
Als sich die französische Regierung 
1962 endlich gezwungen sah, mit der 
FNL Verhandlungen aufzunehmen, 
die zu der Vereinbarung von Evian 
führten, in der Frankreich das Selbst¬ 


bestimmungsrecht des algerischen Vol¬ 
kes anerkennen musste, ging Alleg wie¬ 
der in das nun unabhängig gewordene 
Algerien zurück, um dort die Zeitung 
„Alger republicain“ erneut herauszu¬ 
bringen Sie wurde schnell zur größten 
Zeitung Algeriens. 

Drei Jahre später war Alleg nach dem 
Sturz des sozialistisch orientierten Prä¬ 
sidenten Ben Bella durch einen Militär¬ 
putsch jedoch erneut gezwungen, das 
Land zu verlassen. Er ging nach Frank¬ 
reich, wurde 1972 Mitglied der PCF und 
Sekretär der Redaktion der „Humani- 
te“. Er blieb der kommunistischen Be¬ 
wegung verbunden, auch als er sich in 
den 90er Jahren der Opposition gegen 
den von PCF-Nationalsekretär Robert 
Hue verfolgten Kurs der „Mutation“ 
(„Umwandlung“) anschloss, in dem er 
die Gefahr einer „Sozialdemokratisie¬ 
rung“ der PCF sah. 

Der heutige PCF-Nationalsekretär 
Pierre Laurent würdigte Henri Alleg 
in einer Beileidsbotschaft als Wider¬ 
standskämpfer gegen alle Formen von 
Unterdrückung und Vorkämpfer für die 
menschliche Emanzipation, der „seiner 
Nation Ehre gemacht“ habe. 

Pierre Poulain 
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Nicht nur Schafe 

Neuseeland - das Kapitalismuslabor am anderen Ende der Welt 


„Leben im ökonomischen Reagenz¬ 
glas“, betitelte die neuseeländische 
Rechtsprofessorin und Globalisie¬ 
rungskritikerin Jane Kelsey ihr Buch 
über das „Neuseeland-Experiment“. 
Sie zeigte, wie sich die neuseeländi¬ 
sche Politik ab 1984 scheinbar anlass¬ 
los veränderte: ein neuer, radikaler Li¬ 
beralismus wurde propagiert und dem 
Volk als „alternativlos“ vorgesetzt. Die 
Macht von Staat und Regierung wur¬ 
de eingeschränkt, der Arbeitsmarkt 
vollständig dereguliert, Markt und 
Handel wurden liberalisiert. Kelsey 
beschreibt die Folgen dieser Politik: 
niedriges Wachstum, eine durchschnitt¬ 
liche Inflationsrate von 9 Prozent, dra¬ 
matischer Anstieg von Armut und Ar¬ 
beitslosigkeit, Zerschlagung des Sozi¬ 
alstaates durch Privatisierungen und 
Einsparungen, Demokratieabbau und 
eine zerstörte Kulturlandschaft. Der 
Schaden für die neuseeländische De¬ 
mokratie wird deutlich, wenn man den 
Wandel der politischen Kultur im Rah¬ 
men des Reformprozesses betrachtet. 

★ 

Die Labour Party, eine traditionelle 
sozialdemokratische Partei, hatte die 
Wahlen 1984 gewonnen und stellte nun 
die Regierung. Wirtschaftspolitik hat¬ 
te im Wahlkampf keine Rolle gespielt 
und auch die ersten Reformen wurden 
öffentlich kaum diskutiert. Labour-Ab¬ 
geordnete, die zum linken Flügel der 
Partei gezählt wurden, erhielten nur 
wenige Informationen über die Re¬ 
formvorhaben. Finanzminister Roger 
Douglas und Premier David Lange 
umgingen die üblichen Institutionen 
und zogen Berater aus Wirtschaftskrei¬ 
sen heran. Der Staatsapparat wurde 
umgebaut; die Regierung gegenüber 
Parlament und Beamten gestärkt. Die 
Gewerkschaften wurden geschwächt, 
ihre Mitspracherechte wurden über¬ 
gangen und die Regierung organi¬ 
sierte Kampagnen, um die Arbeiter¬ 
organisationen zu diskreditieren. Der 
Bankensektor wurde dereguliert. Die 
Subventionen für Bauern und auch die 
garantierten Mindestpreise für land¬ 
wirtschaftliche Produkte wurden er¬ 
satzlos gestrichen. 

Im Jahre 1987 wurde die Labour Par¬ 
ty wiedergewählt und brach direkt und 
offen mit allen Wahlversprechen, die 
eine Rücknahme bzw. Milderung der 
Reformen propagiert hatten. Zu die¬ 
sem Zeitpunkt gab es keinerlei Lohn¬ 
oder Preiskontrollen mehr, ein Groß¬ 
teil der staatlichen Einrichtungen war 
bereits privatisiert worden, die Infla¬ 
tionsrate lag auf einem Rekordhoch 
von 15,3 Prozent. Nun wurden kleine 
Gewerkschaften verboten, das Beam¬ 
tentum wurde nahezu aufgehoben, die 
Beschäftigungsverhältnisse im öffent¬ 
lichen Dienst an privatwirtschaftliche 
Verhältnisse angeglichen. In den letz¬ 
ten Labour-Jahren 1989/90 wurden die 
Ladenöffnungszeiten freigegeben, der 
Schwerpunkt im Bildungswesen auf 
die Förderung privater Schulen gesetzt 
und Post, Eisenbahn und Telekommu¬ 
nikation privatisiert. 

Die Wahlen von Jahr 1991 gewann die 
Nationalpartei. An der Ausrichtung 
der Politik änderte sich nichts. Es folg¬ 
ten die letzten und radikalsten „Re¬ 
formen“: Branchenweite Streiks und 
Tarifverträge wurden verboten, „Ein¬ 
mischungen“ der Gewerkschaften in 
die Lohnverhandlung wurden zuguns¬ 
ten einzelvertraglicher Regelungen 
zwischen Arbeiterinnen und Unter¬ 
nehmen unterbunden, alle staatlichen 
Forschungseinrichtungen wurden ver¬ 
kauft, Sozialhilfe und Arbeitslosengeld 
wurden radikal gekürzt. Der Einfluss 
der Lobbyisten war größer als je zuvor. 
1993 wurde die Nationalpartei wieder¬ 
gewählt, obwohl ein Großteil (bis zu 
70 Prozent in den Umfragen) der Neu¬ 
seeländer gegen die Reformen war. 
Innerhalb der traditionellen Parteien¬ 
landschaft gab es keine reformkritische 
Alternative. Per Volksabstimmung 
wurde ein neues Verhältniswahlrecht 
eingeführt, welches das reine Merheits- 
wahlrecht ersetzte - dieser Schritt galt 


als Protestreaktion und „Notbremse“ 
gegen die Privatisierungs- und Libera¬ 
lisierungswut der unkontrollierbaren 
Politik. Im Jahr 1994 war das vorläufi¬ 
ge Ende der Reformwelle erreicht, das 
Volk desillusioniert und die Arbeite¬ 
rinnen weitgehend entrechtet. 

Doch das Experiment war gelungen. 
Ein Großteil der lebenswichtigen In¬ 
dustrie- und Versorgungsstrukturen so¬ 
wie ein Großteil der natürlichen Res¬ 
sourcen (vor allem Öl, Gas und Kohle) 
befanden sich nun in fremdem Besitz, 


zum größten Teil in den Händen trans¬ 
nationaler Konzerne, der „Wohlfahrts¬ 
staat“ lag in Trümmern und das Lohn¬ 
niveau war deutlich gesunken. 

Das nun erprobte neoliberale „Modell 
Neuseeland“ sollte in andere Staaten 
exportiert werden. Die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) war voll 
des Lobes für das „... umfassendste 
Reformprogramm eines westlichen 
Landes in neuerer Zeit“ und legte den 
Mitgliedsländern nahe, sich ein Bei¬ 
spiel zu nehmen. Schon 1999 warnten 
neuseeländische Globalisierungskri¬ 
tiker die Einwohner anderer Staaten 
davor, die „corporate agenda“ als „al¬ 
ternativlos“ zu akzeptieren. Wenig spä¬ 
ter bekamen auch die Deutschen ihre 
eigene „Agenda“ samt Alternativlosig- 
keit geliefert; die Warnung von der fer¬ 
nen Pazifikinsel verhallte im Propagan- 
daschwall der „good news machine“. 
Waren die Entwicklungen auf Neu¬ 
seeland tatsächlich ein Testlauf für 
den Rest der Welt? Die Parallelen zu 
den Prozessen in anderen Staaten sind 
kaum zu übersehen; selbst die Begriffe 
der Propaganda wurden zum Export¬ 
schlager: „Preisstabilität“, „Flexibilität 
am Arbeitsmarkt“ und die jedem EU- 
Bürger bekannte „verantwortungsbe¬ 
wusste Steuerpolitik“ galten als Er¬ 
rungenschaften der neuen Politik. Die 
bürgerliche deutsche Presse berichtete 
überwiegend positiv vom „Kiwi-Wun¬ 
der“ (Spiegel). Auch die Bertelsmann- 
Stiftung zeigte großes Interesse an der 
Entwicklung in Neuseeland: Zwei Jah¬ 
re nach Ende der Reformwelle wurde 
die Studie: „Die Befreiung des Arbeits¬ 
marktes - Neuseelands Wirtschaft im 
Aufschwung“ veröffentlicht. Das Werk 
sollte „... dazu motivieren, auch hier 
die notwendigen Veränderungen mit 
dem erforderlichen Mut anzugehen“. 


Dazu wurden schwere Geschütze auf¬ 
gefahren. Der Autor Wolfgang Kasper 
bezeichnete den kleinen Elite-Zirkel 
hinter den Reformen als „politische 
Avantgarde“, die brutalen Einschnit¬ 
te in die Arbeiterrechte als „unvollen¬ 
dete Revolution“. „Unvollendet“, weil 
es immer noch Arbeitsgerichte, einen 
bescheidenen Mindestlohn und (stark 
gekürzte) Sozialleistungen gab. 

Heute gilt die neuseeländische Wirt¬ 
schaft als eine der am stärksten libe¬ 
ralisierten und deregulierten der Welt, 


obwohl schrittweise versucht wurde 
einige wichtige Betriebe wieder in 
Staatshand zurückzuführen. Im Jahr 
2008 gelang, unter gewaltigen Verlus¬ 
ten, der Rückkauf des Bahnbetriebes, 
nachdem die privaten Betreiber kein 
Interesse an der Instandhaltung von 
Schienen und Bahnhöfen gezeigt hat¬ 
ten. Auch die Fluggesellschaft „Air 
New Zealand“ und einige Elektrizi¬ 
tätswerke gingen, nach enormen Ver¬ 
sorgungsdefiziten, wieder in Staatsbe¬ 
sitz über. 

★ 

Das Land ist bekannt für seine vielsei¬ 
tigen Naturlandschaften, die nicht nur 
zahlreiche Touristen anziehen, sondern 
auch verschiedenen großen Filmpro¬ 
duktionen als Kulisse dienten. Neben 
Tourismus, spielt die Landwirtschaft 
eine große Rolle für die neuseeländi¬ 
sche Wirtschaft: mehr als 35 Millionen 
Schafe weiden auf den grünen Plateaus. 
In Deutschland ist Neuseeland vor al¬ 
lem durch die Berichterstattung über 
die verheerenden Folgen der starken 
Erdbeben von 2010 und 2011, die das 
Zentrum der Großstadt Christchurch 
in einem großen Umfang zerstörten, 
bekannt. Neuseeland ist eine parla¬ 
mentarische Monarchie und gehört zu 
den britischen Commonwealth-Staa¬ 
ten. Das Staatsoberhaupt ist daher die 
britische Königin, seit den 90er Jahren 
gibt es jedoch Bestrebungen, Neusee¬ 
land in eine Republik umzuwandeln. 
Die jüngere Geschichte der ehemali¬ 
gen Kolonie ist wechselhaft. Seit 1907 
ist Neuseeland ein selbstverwalteter 
Satellitenstaat (Dominion). Neusee¬ 
ländische Soldaten kämpften im Ersten 
und Zweiten Weltkrieg. Ein nach Ende 
des Zweiten Weltkrieges geschlossenes 
Bündnis mit den USA und Australien 
scheiterte später an der strikten neu¬ 


seeländischen Ablehnung von Atom¬ 
waffen. Ab 1985 war Neuseeland eine 
vollständig Atomwaffenfreie Zone und 
untersagte den USA die Stationierung 
von Atomwaffen oder -U-Booten auf 
neuseeländischem Hoheitsgebiet. Der 
damit verbundene außenpolitische 
Trubel erleichterte ebenfalls die Um¬ 
setzung der bereits skizzierten, expe¬ 
rimentellen Reformen. Der Umgang 
mit den Ureinwohnern, den Maori, 
hat sich in Neuseeland grundlegend 
gewandelt. Nach einer langen Zeit der 


Unterdrückung fördert der Staat seit 
den 70er Jahren die Maori-Kultur. Im 
neuseeländischen Parlament sind der¬ 
zeit sieben Sitze für Maori-Vertreter 
reserviert und die Sprache der Maori 
ist, neben Englisch und Gebärdenspra¬ 
che, offizielle Amtssprache. 

★ 

Immer wieder haben die Neuseelän¬ 
der den Eindruck auf einem Testge¬ 
lände für ökonomische Experimen¬ 
te zu leben. Die geografisch isolierte 
Pazifikinsel mit ihren knapp 4 Millio¬ 
nen Einwohnern erscheint als ideales 
Erprobungsgelände. Ab und zu drin¬ 
gen solche „Versuchsreihen“ auch an 
die Öffentlichkeit. Wie im Jahr 2012, 
als der Internetkonzern „Facebook“ 
kurz vor dem Börsengang auf der 
Suche nach einem attraktiveren Ge¬ 
schäftsmodell war. Millionen neusee¬ 
ländischer Facebook-Nutzer erhielten 
in diesen Tagen die Möglichkeit, ihre 
Nachrichten an Freunde für ein paar 
Dollar hervorzuheben. „Highlight“ 
nannte der Konzern diese Funktion, 
die erstmals eine kostenpflichtige An¬ 
wendung (samt Bezahlsystem) in das 
soziale Netzwerk integrierte. Im Juni 
2013 testete „Google“ eine neue Inter¬ 
nettechnik auf Neuseelands Südinsel, 
die den Zugang ins Netz über spezielle 
Ballons ermöglichen sollte. 

Seit 2010 sorgt ein weiteres Vorhaben 
für Aufsehen. Vor drei Jahren wur¬ 
de die sogenannte „Food Bill“ auf 
den Weg gebracht, die die „Kiwis“, 
wie die Einwohner Neuseelands sich 
selbst nennen, in Atem hält.Unter dem 
Deckmantel der „Lebensmittelsicher¬ 
heit“ soll das geplante Gesetz die Le¬ 
bensmittelproduktion und den Handel 
sowie den Tausch von Lebensmitteln 
neu reglementieren. Privatanbau und 
Tauschhandel haben in Neuseeland 


Tradition und gleichen die wirtschaft¬ 
lichen Versorgungsdefizite des Lan¬ 
des aus. Die meisten Menschen leben 
in kleinen Häusern mit eigenem Ge¬ 
müsegarten. Doch diese Selbstbehelfe 
gegen steigende Nahrungsmittelkos¬ 
ten sind nun in Gefahr. Die Regierung 
der Nationalpartei unter Premiermi¬ 
nister John Key will die Herstellung 
von „Food“ - Nahrungsmitteln - zum 
Privileg machen, indem sie per Ge¬ 
setz eine Lizenzpflicht für Anbau und 
Tausch von Lebensmitteln einführt. 
Unter „Food“ versteht der Gesetzes¬ 
entwurf alles, was essbar und trinkbar 
ist oder zur Herstellung bzw. zum An¬ 
bau benötigt wird: vom Samen bis zum 
fertigen Produkt. Trinkwasser und tie¬ 
rische Produkte fallen natürlich auch 
unter die Regelung. 

Wer die Lizenz erwerben will, muss 
seine Lebensmittelproduktion offen¬ 
legen und hoffen, dass sein Antrag ge¬ 
nehmigt wird. Neuseeländische Nicht¬ 
regierungsorganisationen (NGO) 
befürchten, dass der Anbau von tradi¬ 
tionellen Pflanzen- und Gemüsesorten 
im kleinen Rahmen keine Lizenzen er¬ 
halten wird, da die vollständige Ent¬ 
scheidungsmacht auf das zuständige 
Ministerium übertragen werden soll. 
Davon würden die großen Agrarkon¬ 
zerne, allen voran der weltgrößte Sa¬ 
menhändler und Genpflanzenprodu¬ 
zent „Monsanto“, sowie der stark mo¬ 
nopolisierte Handel profitieren. 

Die Zukunft von kleinen Betrieben, 
Tauschmärkten und Hofläden wäre 
ungewiss. Noch düsterer wird der 
Gesetzesentwurf durch eine weite¬ 
re Klausel: sogenannte „Food Safety 
Officers“ sollen das Gesetz durchset¬ 
zen und überwachen, dass nur anbaut, 
wer autorisiert ist. Diese „Nahrungssi¬ 
cherheitsbeamten“ sollen sich jedoch 
nicht nur aus Staatsdienern, sondern 
auch aus Angestellten von Agrarkon¬ 
zernen rekrutieren. Käme das Gesetz 
durch, dann dürften diese (Monsan- 
to-)“Officers“ auch ohne Gerichtsbe¬ 
schluss und unter Einsatz von (bewaff¬ 
neter) Gewalt in landwirtschaftliche 
Betriebe und in Gärten eindringen, um 
den nicht lizenzierten Anbau zu stop¬ 
pen. In Ausübung ihres Amtes wären 
sie außerdem immun gegen Strafver¬ 
folgung und geschützt vor Zivilpro¬ 
zessen. 

Auch bei diesem Gesetzesentwurf 
könnte es sich um einen „Testlauf“ 
handeln. Immerhin war das Gesetz 
keine Erfindung der neuseeländischen 
Regierung, sondern Resultat einer 
Vorlage der „Ernährungs- und Land¬ 
wirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen“ (FAO), wie die neuseelän¬ 
dische Journalistin Janet Whittington 
feststellt. Die FAO verfügt über einen 
ordentlichen Haushalt der von den 
Mitgliedsländern finanziert wird, da¬ 
neben existiert noch ein außerordent¬ 
licher Haushalt - eine Art Projektkas¬ 
se. Für die Umsetzung und Finanzie¬ 
rung konkreter Projekte geht die FAO 
Partnerschaften ein: mit anderen UN- 
Organisationen, mit zivilen Organisa¬ 
tionen und auch mit Konzernen. Gera¬ 
de für den politischen Dialog, wie die 
Erarbeitung eines Gesetzes, sieht die 
FAO (nach eigenem Bekunden) gro¬ 
ße Chancen in der Zusammenarbeit 
mit dem privaten Sektor. Daher lässt 
sich nicht ausschließen, was in einigen 
neuseeländischen Blogs und Medien 
vermutet wird: bei der Einbringung 
der Vorlage könnten Agrar- und Han¬ 
delsriesen ihre Hände direkt im Spiel 
gehabt haben. 

Gerade diese internationale Verwick¬ 
lung unter Einbeziehung bekannter 
Großkonzerne und die Unvorherseh¬ 
barkeit der wirtschaftlichen, sozialen, 
ökologischen und politischen Folgen 
des Gesetzes, machen es wahrschein¬ 
lich, dass die „Kiwis“ wieder einmal 
als Versuchsobjekte herhalten sollen. 
In diesem Jahr könnte die „Food Bill“ 
endgültig zum „Act“ werden. Auch 
diesmal werden die Augen des Kapi¬ 
tals wachsam verfolgen, was im „Re¬ 
agenzglas Neuseeland“ vor sich geht. 

Vincent Cziesla 



Ein Kiwi. Diese nicht flugfähigen Vögel leben nur in Neuseeland, sie liefern auch den Spitznamen, den sich die Einwohner 
Neuseelands gegeben haben. 



